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d.h. das heißt
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EWG Europäische Wirtschaftsgemeinschaft

(f)f. (fort)folgend(e) (Seiten)

GmbH Gesellschaft mit beschränkter Haftung

i.d.(g.)F. in der (geltenden) Fassung
IT Informationstechnologie

Mill. Million(en)
Mrd. Milliard(en)

ÖBB Österreichische Bundesbahnen

RH Rechnungshof

S. Seite(n)

TZ Textzahl(en)

USt Umsatzsteuer
UVP Umweltverträglichkeitsprüfung

Weitere Abkürzungen sind bei der erstmaligen Erwähnung im Text angeführt.
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BMI BMUKK BMVIT

Bund 2009/1 1

Kurzfassung

Wirkungsbereich der Bundesministerien für
Inneres
Unterricht, Kunst und Kultur
Verkehr, Innovation und Technologie

Einrichtungen der Internen Revision; 
Follow–up–Überprüfung

Die drei überprüften Ressorts setzten die Empfehlungen des RH aus 
dem Jahr 2003 weitgehend, jedoch in unterschiedlichem Ausmaß, 
um. Im BMUKK fehlte weiterhin eine geordnete Revisionstätigkeit 
im Sinne einer nachgängigen Kontrolle.

Ziel war die Überprüfung der Umsetzung wesentlicher Empfehlungen, 
die der RH bei einer vorangegangenen Gebarungsüberprüfung abge-
geben hatte. (TZ 1)

Den Empfehlungen des RH aus dem Vorbericht zur organisatorischen 
Stellung der Revisionseinrichtungen — Führungsnähe, möglichst 
unmittelbare Eingliederung und Unterstellung unter den Bundesmi-
nister — wurde von den drei Ressorts unterschiedlich entsprochen:

Die Interne Revision des BMI war in der Sektion Service und Kont-
rolle eingerichtet. (TZ 2)

Die Revisionsabteilung des BMVIT wurde im Oktober 2007 als Stabs-
stelle der Leitung der Präsidialsektion eingerichtet. (TZ 2)

Im BMUKK war die Interne Revision als der Ressortleitung unmit-
telbar unterstellte Stabsstelle eingerichtet. (TZ 2)

Die Fachaufsicht des Bundesministers über die Interne Revision war 
nur im BMUKK explizit festgelegt. (TZ 2)

Die Dienstaufsicht oblag in allen drei Ressorts dem jeweils zustän-
digen Sektionsleiter. (TZ 2)
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2 Bund 2009/1

Das BMI und das BMVIT erhöhten die Personalressourcen in den 
Revisionsabteilungen seit der letzten Gebarungsüberprüfung des RH 
um zwei bzw. um einen Mitarbeiter im Prüfdienst. Der Personalstand 
der Internen Revision des BMUKK sank im Zuge der Abtrennung des 
Wissenschaftsbereichs im Jahr 2007 auf drei Prüfer. (TZ 3)

Die Arbeitsplatzbewertungen insbesondere der Leitungsfunktionen 
wurden in allen drei Ressorts verbessert. (TZ 4)

Die Interne Revision des BMUKK führte weiterhin kaum nachgän-
gige Kontrollen durch. Zwei Mitarbeiterinnen waren für die Abrech-
nung von Projektförderungen eingesetzt. (TZ 5)

Die Informationsmöglichkeiten der Internen Revision im BMVIT 
wurden durch eine Änderung der Revisionsordnung eingeschränkt. 
(TZ 6)

Kurzfassung

Kenndaten zu Einrichtungen der Internen Revision

 BMI BMUKK BMVIT

organisatorische  Abteilung der Sektion IV Stabsstelle der Stabsstelle der Leitung
Eingliederung  (Service und Kontrolle) Bundesministerin der Sektion I 
   (Präsidium und inter-
   nationale Angelegen-
   heiten)

ressortinterne  Revisionsordnung  Revisionsordnung Revisionsordnung
Rechtsgrundlage aus dem Jahr 2002 aus dem Jahr 1985 aus dem Jahr 2003

 Anzahl
Personalstand
(zum 1. Juli 2007)1) 7 3 4

davon Prüfer 6 3 3

1) in Vollbeschäftigungsäquivalenten

III-18 der Beilagen XXIV. GP - Bericht - Hauptdokument10 von 204



BMI BMUKK BMVIT
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 1 Der RH führte zwischen Juli und September 2007 eine Follow–up–
Überprüfung betreffend die Umsetzung jener Empfehlungen durch, 
die er im Jahr 2002 hinsichtlich der organisatorischen Stellung sowie 
des Personals der Internen Revision im BMI, im damaligen BMBWK 
(nunmehr BMUKK) und im BMVIT abgegeben hatte.

Zu den im September 2007 übermittelten Prüfungsergebnissen nah-
men das BMI und das BMUKK im Dezember 2007, das BMVIT im Jän-
ner 2008 Stellung. Der RH erstattete seine Gegenäußerungen im Feb-
ruar 2008.

Der in der Reihe Bund 2003/2 veröffentlichte Bericht wird in der Folge 
als Vorbericht bezeichnet.

 2.1 Der RH hatte im Vorbericht gegenüber allen Ressorts angeregt, die 
Interne Revision führungsnah einzurichten und nach Möglichkeit dem 
Ressortleiter unmittelbar zu unterstellen. 

 2.2 Der RH stellte im Rahmen der Follow–up–Überprüfung unterschied-
liche Modelle der organisatorischen Einrichtung der Revisionsabtei-
lungen fest: 

(1) Die Interne Revision des BMI unterstand weiterhin der Dienstauf-
sicht des inhaltlich zuständigen Leiters der nunmehrigen Sektion IV 
(Service und Kontrolle). Die Fachaufsicht lag grundsätzlich bei der 
Ressortleitung, eine schriftliche Festlegung hinsichtlich der Fachauf-
sicht des Bundesministers war jedoch weder der Geschäftseinteilung 
noch der Revisionsordnung zu entnehmen. 

(2) Die Interne Revision des damaligen BMBWK unterstand zur Zeit 
des Vorberichtes der Dienst– und Fachaufsicht des Leiters der Präsidi-
alsektion. Die Interne Revision wurde mit einer Geschäftseinteilungs-
änderung vom Oktober 2002 als eine unmittelbar der Ressortleitung 
unterstellte Stabsstelle unter der Fachaufsicht der Bundesministerin 
und der Dienstaufsicht des Leiters der Präsidialsektion eingerichtet. 
Ein regelmäßiger, direkter und unmittelbarer Kontakt mit der Ressort-
leitung in Prüfungsangelegenheiten erfolgte allerdings nicht.

Prüfungsablauf und 
–gegenstand

Organisatorische 
Stellung

Einrichtungen der Internen Revision; 
Follow–up–Überprüfung
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4 Bund 2009/1

(3) Die Interne Revision des BMVIT wurde im November 2003 durch 
eine Geschäftseinteilungsänderung organisatorisch direkt dem Bun-
desminister unterstellt. Mit Februar 2006 wurde diese als Abteilung 
in das Präsidium eingegliedert. Eine neuerliche Änderung der organi-
satorischen Eingliederung — und zwar als Stabsstelle der Leitung der 
Präsidialsektion — war zur Zeit der Follow–up–Überprüfung in Pla-
nung und wurde im Oktober 2007 umgesetzt. 

Der Kontakt zum Bundesminister war im Wesentlichen auf die Geneh-
migung der Jahresrevisionspläne, die Beauftragung mit Sonderrevisi-
onen und die Übermittlung der Prüfberichte beschränkt.

(4) Nach den Feststellungen des RH kamen die Vorteile einer unmittel-
baren Unterstellung unter den Ressortleiter (direkter Zugang zum Bun-
desminister und größere Unabhängigkeit vom Präsidium) in der Pra-
xis nur dann zum Tragen, wenn ein regelmäßiger, unmittelbarer und 
persönlicher Kontakt zur Ressortleitung gegeben war. Auch musste 
die Ressortleitung das Instrument der Internen Revision entsprechend 
einsetzen und nutzen.

Der RH verblieb bei seiner grundsätzlichen Position zur organisato-
rischen Eingliederung der Internen Revision. Er empfahl dem BMI 
sowie dem BMVIT, die Fachaufsicht des Bundesministers über die 
Interne Revision explizit vorzusehen (z.B. durch direkte und unmittel-
bare Vorlage von Prüfungsplänen und Prüfungsberichten an die Res-
sortleitung) und diese in der jeweiligen Revisionsordnung sowie in der 
Geschäftseinteilung festzuschreiben. Der RH empfahl dem BMUKK, 
die Fachaufsicht des Bundesministers auch in die Revisionsordnung 
aufzunehmen.

 2.3 Die Ressorts sagten dies grundsätzlich zu.

Das BMVIT wies in seiner Stellungnahme darauf hin, dass der Bun-
desminister die Jahresrevisionspläne sowie Sonderprüfaufträge geneh-
mige und die Prüfberichte erhalte.

 3.1 Im Vorbericht hatte der RH allen drei Ressorts empfohlen, die aufgrund 
von Kennzahlen und im Vergleich mit anderen Ressorts als nicht aus-
reichend beurteilte Personalkapazität der Internen Revision aufzu-
stocken. 

Personal

Organisatorische Stellung
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 3.2 Der RH stellte im Rahmen der Follow–up–Überprüfung folgende Ent-
wicklungen zum Personal fest:

(1) Das BMI stockte entsprechend seiner damaligen Stellungnahme den 
Personalstand der Internen Revision im Jahr 2002 um zwei zusätzliche 
Prüfer auf sieben Mitarbeiter (davon sechs Prüfer) auf. 

(2) Entsprechend der Empfehlung des RH legte das damalige BMBWK die 
beiden bestehenden Revisionsabteilungen (für die Bereiche Bildung und 
Wissenschaft; Prüferkapazität insgesamt 5,4 Vollbeschäftigungsäquiva-
lente) im Oktober 2002 zusammen. Nach der im Zuge der Abtrennung 
des Wissenschaftsbereichs im März 2007 erfolgten Aufteilung des Revi-
sionspersonals auf die beiden Ministerien BMUKK und BMWF bestand 
die Revisionsabteilung des BMUKK nur noch aus drei Mitarbeitern. 

(3) Das BMVIT erhöhte entsprechend seiner damaligen Stellungnahme 
im Februar 2006 die Personalkapazität der Revisionsabteilung um eine 
zusätzliche Akademikerin von drei auf vier Mitarbeiter (davon drei 
Prüfer). 

(4) Der RH stellte somit die Umsetzung seiner diesbezüglichen Emp-
fehlungen durch das BMI und das BMVIT fest. Die derzeitige perso-
nelle Ausstattung der Internen Revision des BMUKK mit drei Mitar-
beitern war im Hinblick auf die Größe des Ressorts weiterhin nicht 
ausreichend, weshalb der RH eine Verbesserung empfahl. Im BMUKK 
bestanden jedoch darüber hinaus grundsätzliche Probleme hinsicht-
lich der Aufgabenwahrnehmung (siehe dazu TZ 5).

 4.1 Der RH hatte im Vorbericht angeregt, die Bewertung der Arbeitsplätze 
der Revisionsmitarbeiter an die besondere Stellung der Internen Revi-
sion, welche diese aufgrund der hohen fachlichen Anforderungen an 
die Mitarbeiter und ihrer Bedeutung für eine fi nanziell geordnete Ver-
waltungsführung aufweist, anzupassen. Er hatte empfohlen, die Lei-
tungsfunktionen der Revisionsabteilungen der drei Ressorts entspre-
chend aufzuwerten.

 4.2 Der RH stellte im Rahmen der Follow–up–Überprüfung folgende Ent-
wicklungen zu den Arbeitsplatzbewertungen fest:

(1) Im Jahr 2003 erfolgte eine Verbesserung der Bewertung der Arbeits-
plätze des Leiters der Internen Revision des BMI und der Prüferarbeits-
plätze; der Arbeitsplatz des stellvertretenden Abteilungsleiters wurde 
mit Jänner 2006 aufgewertet. 

Personal Einrichtungen der Internen Revision; 
Follow–up–Überprüfung
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6 Bund 2009/1

(2) Entsprechend der Stellungnahme des damaligen BMBWK wurden 
im Juli 2004 die Arbeitsplatzbewertung des Abteilungsleiters und jene 
des damaligen Stellvertreters, der im März 2007 dem BMWF zugeteilt 
wurde, aufgewertet. Der Arbeitsplatz der derzeitigen Stellvertreterin 
ist niedriger bewertet, das BMUKK richtete aber bereits einen Antrag 
auf Neubewertung an das BKA. 

(3) Entsprechend der damaligen Stellungnahme des BMVIT wurde die 
Bewertung des Arbeitsplatzes des Leiters der Internen Revision im Feb-
ruar 2006 anlässlich der Vergrößerung der Abteilung um eine Prüferin 
verbessert. Sie entsprach allerdings noch nicht der Bewertung in den 
anderen Ressorts, was im Hinblick auf die derzeitige Besetzung der 
Leitungsfunktion mit einem Vertragsbediensteten ohne besoldungs-
rechtliche Auswirkung war.  

(4) Der RH stellte somit die Umsetzung seiner diesbezüglichen Empfeh-
lungen in allen drei Ressorts fest. Die exponierte Stellung der Bediens-
teten in der Internen Revision ließ eine besondere dienstrechtliche 
Absicherung auch künftig geboten erscheinen. 

 4.3 Laut Stellungnahme des BMVIT werde es das BKA neuerlich mit einer 
Aufwertung des Arbeitsplatzes des Leiters der Internen Revision befas-
sen.

 5.1 Zur Durchführung eines geordneten Revisionsbetriebes im damaligen 
BMBWK hatte es der RH im Rahmen der Gebarungsüberprüfung 2002 
für erforderlich erachtet, Ressourcen zu den Revisionstätigkeiten zu 
verlagern, jährliche Revisionspläne zu erstellen und die Interne Revi-
sion von revisionsfremden Aufgaben zu entlasten.

 5.2 Nach den Feststellungen des RH führte die Interne Revision jedoch 
weiterhin kaum nachgängige Kontrollen durch. Die Interne Revision 
erstellte demgemäß auch keine Jahresrevisionspläne und keine Prüf-
berichte. Zur Zeit der Follow–up–Überprüfung waren zwei Mitarbei-
terinnen für die Abrechnung von Projektförderungen eingesetzt.

Der RH empfahl, umgehend für eine geordnete Revisionstätigkeit zu 
sorgen, die Ressourcen der Internen Revision verstärkt auf die Kern-
aufgabe der nachgängigen Kontrolle zu konzentrieren, Jahresrevisi-
onspläne zu erstellen und revisionsfremde Aufgaben anderen Orga-
nisationseinheiten zu übertragen.

Aufgabenwahrneh-
mung; BMUKK

Personal
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 5.3 Laut Stellungnahme des BMUKK werde es die Empfehlungen des RH 
in die Überlegungen zur Neuregelung der Zuständigkeit für die För-
derungsabrechnung einbeziehen. Überdies sei die Neugestaltung der 
Schulbehörden im Zuge der Verfassungsreform abzuwarten.

 5.4 Der RH hielt an seiner Empfehlung fest.

 6.1 Die Revisionsordnung des BMVIT wurde im Mai 2005 dahingehend 
geändert, dass die Interne Revision nur noch im Zusammenhang mit 
Prüfaufträgen sowie im Rahmen des genehmigten Revisionsplans 
Zugang zu allen notwendigen Informationen erlangen konnte.

 6.2 Der RH erachtete die Einschränkung des Zugangs der Internen Revision 
zu Informationen als problematisch. Dadurch wurden die notwendigen 
Informationsmöglichkeiten zur optimalen Aufgabenwahrnehmung der 
Internen Revision eingeschränkt. Dringende Prüfungshandlungen wür-
den allenfalls verzögert; die Erarbeitung der Jahresrevisionspläne wird 
erschwert. Der RH empfahl daher, die Änderung der Revisionsordnung 
zugunsten der alten Regelung rückgängig zu machen.

 6.3 Das BMVIT teilte in seiner Stellungnahme mit, die Zuständigkeiten 
der Internen Revision im Zuge der derzeit laufenden Novellierung der 
Revisionsordnung neu regeln zu wollen.

Änderung der 
Revisionsordnung; 
BMVIT

Einrichtungen der Internen Revision; 
Follow–up–Überprüfung
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8 Bund 2009/1

 7 Zusammenfassend hob der RH die nachstehenden Empfehlungen 
hervor.

 (1) Die Fachaufsicht des Bundesministers über die Interne Revision 
wäre in der jeweiligen Revisionsordnung (z.B. durch direkte und 
unmittelbare Vorlage von Prüfungsplänen und Prüfungsberichten 
an die Ressortleitung) explizit festzuschreiben. Das BMI und das 
BMVIT sollten darüber hinaus die Fachaufsicht des Bundesminis-
ters auch in der Geschäftseinteilung vorsehen. (TZ 2)

 (2) Die Personalausstattung der Internen Revision sollte verbessert 
werden. (TZ 3)

 (3) Das BMUKK sollte umgehend für eine geordnete Revisionstä-
tigkeit sorgen, die Ressourcen der Internen Revision verstärkt auf 
die Kernaufgabe der nachgängigen Kontrolle konzentrieren, Jah-
resrevisionspläne erstellen und revisionsfremde Tätigkeiten ande-
ren Organisationseinheiten übertragen. (TZ 5)

 (4) Die Einschränkung der Informationsmöglichkeiten der Internen 
Revision durch eine Änderung der Revisionsordnung wäre rück-
gängig zu machen. (TZ 6)

BMI, BMUKK und 
BMVIT

BMUKK

BMVIT

Schlussbemerkungen/Schlussempfehlungen
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Kurzfassung

Wirkungsbereich des Bundesministeriums für
europäische und internationale Angelegenheiten

Österreichische Botschaften in Madrid und Lissabon

Die Österreichischen Botschaften in Madrid und Lissabon wiesen 
insbesondere im Personal– und im Verwaltungsbereich Schwachstel-
len auf, erfüllten die an sie gestellten Aufgaben aber weitgehend. 
Das BMeiA nahm seine steuernde Aufgabe nicht in vollem Umfang 
wahr.

Prüfungsziel

Prüfungsziel war es, querschnittsmäßig festzustellen, inwieweit die 
Österreichischen Botschaften in Madrid und Lissabon ihre Aufgaben, 
insbesondere in den Bereichen Facility Management, Personalwesen, 
Konsularwesen, Rechnungswesen sowie Verwaltung erfüllten und 
inwieweit das BMeiA seiner steuernden Funktion nachkam. (TZ 1)

Personal und Organisation

Durch die lange Verwendung mehrerer Bediensteter im Ausland 
ohne Inlandsverwendung wurde dem Rotationsprinzip nicht ent-
sprochen. (TZ 8)

Die Abrechnungen der Gehaltszuschläge für Öffentlichkeitsarbeit und 
Kontaktpfl ege waren unvollständig und ließen nicht immer erken-
nen, ob die Mittel zweckentsprechend verwendet wurden. (TZ 9)

Das BMeiA beurteilte die Abrechnungen des Gehaltszuschlags für 
Öffentlichkeitsarbeit und Kontaktpfl ege uneinheitlich. (TZ 10)

Die Richtlinien für die Qualifi zierung von Wohnraum bei der Bemes-
sung von Wohnkostenzuschüssen waren verbesserungsfähig. (TZ 11)
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10 Bund 2009/1

Rechnungsführung und Verwaltung

Das Bankguthaben der Österreichischen Botschaft in Lissabon über-
stieg im Jahr 2006 das notwendige Ausmaß. Ein Vergleich der Bank-
konditionen erfolgte erst im Jahr 2007. (TZ 19)

Die 2005 begonnene Erstellung der Bundeskosten– und Leistungs-
rechnung durch das BMeiA für die Österreichischen Vertretungen 
war bis zur Gebarungsüberprüfung durch den RH noch nicht abge-
schlossen. (TZ 20)

Zahlreiche Service– und Wartungsverträge im Facility Management 
des BMeiA waren veraltet oder mangelhaft dokumentiert. (TZ 21)

Inventarisierungen fehlten teilweise bzw. waren unvollständig, 
unrichtig oder veraltet. Fotodokumentationen über Kunstgegen-
stände und Antiquitäten wurden bis zur Gebarungsüberprüfung des 
RH nicht erstellt. (TZ 22, 23)

Die Rechnungsführung der Österreichischen Botschaft in Lissabon 
wies teilweise Mängel auf. (TZ 24)

Zahlreiche Berichte der beiden Botschaften wurden im BMeiA nicht 
im hiefür vorgesehenen elektronischen Aktensystem (ELAK) pro-
tokolliert, wodurch keine allgemeine Zugriffsmöglichkeit auf die 
Berichte bestand. (TZ 25)

Facility Management

Die Räumlichkeiten der Botschaft in Lissabon waren überdimensio-
niert, weil sie überwiegend Nebenfl ächen darstellten oder ungenutzt 
waren. (TZ 2)

Das BMeiA verabsäumte es seit über 16 Jahren, ein Verwaltungs-
übereinkommen mit dem BMWF über die Nutzung einer Liegen-
schaft in Madrid abzuschließen. (TZ 3)

Das gewählte Vergabeverfahren bei der Generalsanierung der Resi-
denz des Missionschefs in Lissabon widersprach den Bestimmun-
gen des Bundesvergabegesetzes. (TZ 4)

Kurzfassung
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Bei der Generalsanierung der Residenz in Lissabon erfolgten die 
Einholung von Vergleichsangeboten und die Beauftragung eines 
Unternehmens durch das BMeiA erst, als ein wesentlicher Teil der 
Leistung bereits erbracht worden war. Zusatzkosten waren auf 
Unklarheiten bei der Auftragserteilung durch das BMeiA zurück-
zuführen. (TZ 5)

Wichtige Dokumente über die von den Botschaften verwalteten und 
im Eigentum der Republik Österreich stehenden Liegenschaften wur-
den erst während der Überprüfung an Ort und Stelle beschafft bzw. 
nachgereicht. (TZ 6)

Die von den Botschaften verwalteten Liegenschaften wiesen zum 
Teil erhebliche Sicherheitsmängel auf. (TZ 7)

Konsularwesen

Die Konsularstatistiken beider Botschaften waren durch Mehrfacher-
fassungen und Hinzurechnungen von Akten verfälscht und nicht 
miteinander vergleichbar. Das BMeiA ging signifi kanten Änderun-
gen beim übermittelten Datenmaterial nicht nach. (TZ 13)

An der Österreichischen Botschaft in Lissabon traten bei der Bear-
beitung der Visaanträge Formalfehler auf. (TZ 14)

Die Honorarkonsulate im Amtsbereich der Österreichischen Botschaft 
in Lissabon erfassten Daten von Auslandsösterreichern in unter-
schiedlichen Formaten. (TZ 15)

Die Bearbeitung von Förderungsanträgen betreffend den Auslands-
österreicher–Fonds war an der Österreichischen Botschaft in Madrid 
teilweise mangelhaft. (TZ 17)

Die Vorlage von Geschäftsnachweisen und Dienstrechnungen war 
bei einem Honorarkonsulat im Amtsbereich der Österreichischen 
Botschaft in Lissabon mangelhaft. Regelmäßige Inspektionen der 
Honorarkonsulate in den Amtsbereichen beider Botschaften unter-
blieben. (TZ 18)

Kurzfassung Österreichische Botschaften
in Madrid und Lissabon
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Kenndaten der Österreichischen Botschaft in Madrid

Gebarung 2002 2003 2004 2005 2006
in 1.000 EUR

Gesamtausgaben 922,6 819,9 946,6 1.054,1 1.079,8
davon

– Personalausgaben 767,2 657,5 722,9 802,2 842,6
– laufende Betriebsausgaben 118,4 116,4 178,3 177,8 182,5
– Ausgaben für Anlagen 0,6 – 8,5 28,8 7,6
– Kulturausgaben 36,4 46,0 36,9 45,3 47,1

Anzahl
Bedienstete 14 14 14 14 14

davon Sur–place–Bedienstete1)  7  7  7  7  7

1) für die ausschließliche Verwendung an einem bestimmten Dienstort im Ausland aufgenommene Personen

Kenndaten der Österreichischen Botschaft in Lissabon

Gebarung 2002 2003 2004 2005 2006
in 1.000 EUR

Gesamtausgaben 510,0 449,9 966,61) 620,7 609,3
davon

– Personalausgaben 363,5 333,4 419,4 489,7 502,3
– laufende Betriebsausgaben 54,1 51,8 107,8 77,8 89,4
– Ausgaben für Anlagen 77,7 51,8 417,7 39,0 1,7
– Kulturausgaben 14,7 12,9 21,7 14,2 15,9

Anzahl
Bedienstete 10 10 10 10 11

davon Sur–place–Bedienstete2)  5  5  5  5  6

1) darin enthalten unter anderem die Sanierung der Residenz
2) für die ausschließliche Verwendung an einem bestimmten Dienstort im Ausland aufgenommene Personen
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 1 Der RH überprüfte von April bis Juni 2007 querschnittsmäßig die Geba-
rung der Österreichischen Botschaften in Madrid und Lissabon sowie 
die damit zusammenhängende Gebarung des BMeiA. Schwerpunkte 
waren hiebei das Personalwesen, das Rechnungswesen und die Ver-
waltung, das Facility Management sowie das Konsularwesen. Zu dem 
im Oktober 2007 übermittelten Prüfungsergebnis nahm das BMeiA im 
Dezember 2007 Stellung. Der RH erstattete seine Gegenäußerung im 
Jänner 2008.

 2.1 Die Österreichische Botschaft in Madrid verwaltete zwei Liegenschaften, 
die sich im Eigentum der Republik Österreich befanden – das Amt (Teil 
eines Stockwerkes in einem Hochhaus) sowie die Residenz (Haus mit 
Garten) der Missionschefi n. Für das Amt mit 14 Bediensteten wurde 
1981 eine Liegenschaft mit einer Nettogrundrissfl äche von 444 m2 um 
rd. 285.000 EUR erworben. Die Residenz wurde 1976 um rd. 90.000 EUR 
erworben.

Die Österreichische Botschaft in Lissabon verwaltete ebenfalls zwei 
Liegenschaften im Eigentum der Republik Österreich – das Amt (ein 
Stockwerk in einem Hochhaus) sowie die Residenz (Haus mit Garten) 
des Missionschefs. Das Amt wurde 1996 um rd. 1,172 Mill. EUR erwor-
ben und wies eine Nettogrundrissfl äche von 390 m2 für 11 Bedienstete 
auf. Die Residenz wurde 1972 um rd. 25.000 EUR erworben.

 2.2 Während das Amt in Madrid eine angemessene Größe aufwies, wertete 
der RH das Amt in Lissabon als überdimensioniert, weil die Räumlich-
keiten überwiegend Nebenfl ächen darstellten oder ungenutzt waren.

Der RH regte daher an, ein neues Raum– und Funktionsprogramm für 
das Amt in Lissabon zu entwickeln, um die Nutzung der Liegenschaft 
zu verbessern.

 2.3 Laut Stellungnahme des BMeiA werde es das Raum– und Funktionspro-
gramm für das Amt in Lissabon überprüfen. Das Amt weise jedoch eine 
geringere Nettogrundrissfl äche auf, als im Projekthandbuch des BMeiA 
für Botschaften „mittlerer Größe“ vorgesehen sei.

 2.4 Der RH verblieb bei seiner Empfehlung. Die im Projekthandbuch ange-
gebenen Werte stellen Maximalgrößen dar, die den jeweiligen Gege-
benheiten anzupassen sind.

Prüfungsablauf und 
–gegenstand

Facility Management

Liegenschaften

Österreichische Botschaften
in Madrid und Lissabon
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 3.1 Vor 1981 war das Amt in Madrid in einer 184 m2 großen Liegenschaft 
(Stockwerk in einem Hochhaus) untergebracht, die 1971 um rd. 28.000 EUR 
gekauft wurde. Zur Zeit der Gebarungsüberprüfung benutzte diese Lie-
genschaft das Österreichische Historische Institut; das BMWF verwal-
tete sie. Die Nutzung wurde durch eine provisorische und prekarische1) 
Vereinbarung aus dem Jahr 1991 zwischen der Österreichischen Bot-
schaft in Madrid und dem Österreichischen Historischen Institut gere-
gelt, die bis zur Unterzeichnung eines entsprechenden Verwaltungs-
übereinkommens zwischen dem BMeiA und dem BMWF gelten sollte.

1)  Prekarium: Bittleihe; für die Benutzung des Bestandsgegenstandes ist kein Ent-
gelt zu leisten.

 3.2 Der RH stellte kritisch fest, dass das BMeiA seit über 16 Jahren ver-
absäumt hatte, ein diesbezügliches Verwaltungsübereinkommen mit dem 
BMWF abzuschließen, und empfahl, dies umgehend nachzuholen.

 3.3 Das BMeiA teilte mit, dass es aus verwaltungsökonomischen Grün-
den keine Notwendigkeit einer schriftlichen Nutzungsregelung mit dem 
BMWF sehe.

 3.4 Der RH entgegnete, dass es schon aus Gründen der Rechtssicherheit 
erforderlich sei, ein Verwaltungsübereinkommen mit klarer Regelung 
der Kostentragung abzuschließen.

 4.1 Die 1972 erworbene Residenz wurde im Jahr 2004 generalsaniert. Die 
Vergabe an den Generalunternehmer mit einem Nettoauftragswert von 
rd. 320.000 EUR erfolgte im Wege einer als „Anbotsverfahren“ bezeich-
neten Beschaffung, wobei der Auftrag nach mündlicher Verhandlung 
mit drei Bietern an den Bestbieter vergeben wurde.

 4.2 Der RH wies darauf hin, dass das gewählte Vergabeverfahren den 
Bestimmungen des — damals gültigen — Bundesvergabegesetzes 2002 
widersprach. Bei einem Auftrag dieser Größenordnung wäre ein offenes 
Verfahren oder ein nicht offenes Verfahren mit vorheriger Bekannt-
machung2) durchzuführen gewesen.

2)  Beim offenen Verfahren wird eine unbeschränkte Anzahl von Unternehmern öffent-
lich zur Abgabe von Angeboten aufgefordert. Beim nicht offenen Verfahren mit 
vorheriger Bekanntmachung werden, nachdem eine unbeschränkte Anzahl von 
Unternehmern öffentlich zur Abgabe von Teilnahmeanträgen aufgefordert wurde, 
ausgewählte Bewerber zur Abgabe von Angeboten aufgefordert.

Madrid – Verwaltungs-
übereinkommen

Lissabon – 
Generalsanierung der 
Residenz

Facility Management
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 5.1 Aufgrund der Generalsanierung der Residenz in Lissabon wurde das 
amtseigene Inventar im Mai 2004 in ein lokales Firmenlager transpor-
tiert und dort bis Oktober 2004 aufbewahrt. Erst im Juni 2004 holte 
das BMeiA drei Angebote für den Transport und die Einlagerung des 
Amtsinventars ein. Im Juli 2004 beauftragte das BMeiA das Unterneh-
men mit dem billigsten Angebot (rd. 22.000 EUR). Diese Leistung wickelte 
das Unternehmen bereits seit Mai 2004 ab. Es verrechnete dem BMeiA 
nachträglich Zusatzkosten in Höhe von 6.000 EUR, die von diesem 
auch bezahlt wurden.

 5.2 Der RH hielt fest, dass das BMeiA erst, als ein wesentlicher Teil der 
Leistung bereits erbracht worden war, Vergleichsangebote einholte und 
das Unternehmen beauftragte. Weiters beanstandete er, dass die Zusatz-
kosten auf Unklarheiten bei der Auftragserteilung durch das BMeiA 
zurückzuführen waren.

Der RH empfahl, auf die rechtzeitige Einholung von Angeboten zu 
achten, um den gebotenen Wettbewerb zu wahren. Weiters regte er 
an, eindeutige Festlegungen über den Leistungsumfang zu treffen, um 
unkalkulierbare Zusatzkosten zu vermeiden.

 5.3 Das BMeiA teilte mit, dass es den zitierten Fall zum Anlass genommen 
habe, auf die rechtzeitige Einholung von Kostenvoranschlägen und auf 
klar defi nierte Leistungsbeschreibungen zu achten.

 6.1 Wichtige Dokumente über die von den Österreichischen Botschaften 
verwalteten und im Eigentum der Republik Österreich stehenden Lie-
genschaften in Madrid und Lissabon — etwa Flächenwidmungspläne 
oder Grundbuchauszüge — wurden erst während der Überprüfung an 
Ort und Stelle beschafft bzw. nachgereicht.

 6.2 Der RH wiederholte seine bereits mehrfach ausgesprochene Empfeh-
lung, die Dokumentation im Facility Management des BMeiA zu ver-
bessern (siehe Reihe Bund 2002/3 S. 6; Reihe Bund 2006/7 S. 24 ff.; 
Reihe Bund 2007/6 S. 47 f.).

 6.3 Laut Stellungnahme des BMeiA seien die Unterlagen über die Liegen-
schaften während der Gebarungsüberprüfung des RH an Ort und Stelle 
vorgelegen oder kurzfristig beschafft worden.

Dokumentation

Facility Management Österreichische Botschaften
in Madrid und Lissabon
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 7.1 Die von den Österreichischen Botschaften in Madrid und Lissabon ver-
walteten Liegenschaften wiesen zum Teil erhebliche Sicherheitsmän-
gel auf.

 7.2 Der RH verwies auf den in den letzten administrativen Abschluss– und 
Antrittsberichten der Missionschefs dargelegten erhöhten Sicherheits-
bedarf durch steigende Kriminalität in Madrid und Lissabon. Er emp-
fahl, die aufgezeigten Sicherheitsmängel durch bauliche und infra-
strukturelle Maßnahmen zu beseitigen.

 7.3 Laut Stellungnahme des BMeiA evaluiere es die Sicherheitsmaßnahmen 
und –vorkehrungen an seinen Objekten laufend. Die Empfehlung des 
RH würde in Teilbereichen umgesetzt werden.

 7.4 Der RH entgegnete, dass das BMeiA auf eine umfassende Behebung 
der Sicherheitsmängel zu achten habe.

 8.1 Gemäß § 15 des Bundesgesetzes über Aufgaben und Organisation des 
auswärtigen Dienstes – Statut, BGBl. I Nr. 129/1999, hat die regelmä-
ßige Versetzung oder Dienstzuteilung der Bediensteten zu einer ande-
ren Dienststelle im In– oder Ausland in möglichst ausgewogener Weise 
zu erfolgen. Ziel dieser gesetzlichen Bestimmung ist es, die mit der 
Mobilität verbundenen Härten zu mildern und die Verbindung mit der 
Heimat aufrechtzuerhalten.

 8.2 Der RH stellte fest, dass insgesamt fünf entsandte Bedienstete der bei-
den Österreichischen Botschaften (mit A2– bzw. A3–Wertigkeit) mehr 
als zehn Jahre durchgehend im Ausland beschäftigt waren. Die lange 
Verwendung der Bediensteten im Ausland ohne Inlandsverwendung 
entsprach nicht dem Rotationsprinzip.

Der RH wiederholte seine Empfehlung, dem Rotationsprinzip verstärkt 
Rechnung zu tragen und beim entsandten Personal ein möglichst aus-
gewogenes Verhältnis der Versetzungen an Dienststellen im In– und 
Ausland anzustreben (siehe Reihe Bund 2006/7 S. 17 f.).

  8.3 Laut Stellungnahme des BMeiA sei es nachhaltig bemüht, deutlich abwei-
chende Rotationsmuster, etwa übermäßig lange Auslandszyklen, zu ver-
meiden. Die Anzahl derartiger Fälle werde kontinuierlich reduziert.

 8.4 Der RH wies neuerlich darauf hin, die Bestimmungen hinsichtlich des 
Rotationsprinzips bei allen Verwendungsgruppen einzuhalten.

Sicherheit

Personal

Rotationsprinzip

Facility Management
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 9.1 Die widmungsgemäße Verwendung des monatlich ausbezahlten Zu-
schlags für Öffentlichkeitsarbeit und Kontaktpfl ege war jährlich in den 
so genannten Gesellschaftsberichten bis zur vorgegebenen Höhe zu 
belegen und abzurechnen. Die Dienststellenleiter hatten die widmungs-
gemäße Verwendung des Zuschlags zu bestätigen. Ab 2006 waren 
sämtliche Abrechnungen auch dem BMeiA vorzulegen.

 9.2 Die Gesellschaftsberichte für die Jahre 2005 und 2006 der Bedienste-
ten an den Österreichischen Botschaften in Madrid und Lissabon ließen 
nicht immer erkennen, ob sie den Zuschlag für Öffentlichkeitsarbeit 
und Kontaktpfl ege tatsächlich zweckentsprechend verwendet hatten 
(d.h. für die Werbung österreichischer Anliegen sowie die Sammlung 
von Informationen und Einladung eines dem Anlass entsprechenden 
Personenkreises).

Der RH wies neuerlich darauf hin, auf die ordnungsgemäße Abrech-
nung des Zuschlags für Öffentlichkeitsarbeit und Kontaktpfl ege zu 
achten (siehe Reihe Bund 2006/7 S. 30). Er regte weiters an, die Auf-
sichtsfunktion durch die Missionschefs verstärkt wahrzunehmen.

 9.3 Laut Stellungnahme des BMeiA würden die Mittel als widmungsge-
mäß verwendet gelten, solange sie für die Betreuung des hiefür vorge-
sehenen Personenkreises herangezogen würden.

 9.4 Der RH entgegnete, dass aus den Abrechnungen der eingeladene Perso-
nenkreis und damit die widmungsgemäße Verwendung des Zuschlags 
teilweise nicht hervorgingen. Er empfahl daher nochmals, die Doku-
mentation zu verbessern und die Aufsichtsfunktion verstärkt wahrzu-
nehmen.

 10.1 Während in den Jahren 2005 und 2006 die Missionschefs ihren Zuschlag 
für Öffentlichkeitsarbeit und Kontaktpfl ege überwiegend für Veranstal-
tungen in ihren Residenzen verwendeten, luden die anderen Bedienste-
ten der Österreichischen Botschaft in Madrid überwiegend außer Haus 
zur Kontaktpfl ege ein.

Im Jahr 2005 wurden die Bediensteten vom BMeiA darauf hingewie-
sen, vermehrt Veranstaltungen zu Hause durchzuführen, weil der dafür 
erforderliche Raumbedarf in die Bemessung von Wohnkostenzuschüs-
sen einfl oss. Obwohl die Bediensteten im Jahr 2006 nur geringfügig 
mehr Veranstaltungen in ihren Wohnungen gaben als 2005, wurde 
dies vom BMeiA nicht mehr beanstandet.

Gesellschaftsbericht-
erstattung

Personal Österreichische Botschaften
in Madrid und Lissabon
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 10.2 Der RH bemängelte das uneinheitliche Vorgehen bei der Beurteilung 
der Abrechnung des Zuschlags für Öffentlichkeitsarbeit und Kontakt-
pfl ege und empfahl eine einheitliche und überprüfbare Praxis.

 10.3 Das BMeiA teilte mit, dass die Bediensteten der Österreichischen Bot-
schaft in Madrid von der Missionschefi n darauf hingewiesen worden 
seien, einen adäquaten Teil der Veranstaltungen zu Hause auszurichten.

 10.4 Der RH entgegnete, dass an allen Österreichischen Vertretungen im 
Ausland für einheitliche und überprüfbare Standards für die Verwen-
dung der Zuschläge für Öffentlichkeitsarbeit und Kontaktpfl ege zu sor-
gen wäre.

 11.1 Für die von den entsandten Bediensteten am jeweiligen Dienstort im 
Ausland angemieteten Unterkünfte erstattete das BMeiA den Bediens-
teten auf Antrag einen Wohnkostenzuschuss von bis zu 100 % der Miet-
kosten unter Berücksichtigung des Wohnbedarfs sowie der Wohnungs-
ausstattung. Die Höhe des Wohnkostenzuschusses errechnete sich nach 
dem Mietpreis und einem speziellen Punktesystem. Dabei wurden 
Zusatzräume — etwa Kellerräume und Dachböden — geringer bewer-
tet als Wohnräume.

 11.2 Der RH bemängelte, dass im Punktesystem Regelungen über die Bewer-
tung von ausgebauten und als Wohnraum ausgestatteten Dachböden 
und Kellerräumen fehlten. Er regte an, für derartige Räumlichkeiten 
eindeutige Vorgaben zur Qualifi zierung als Wohnraum oder Zusatz-
raum zu erstellen, um eine einheitliche und nachvollziehbare Bewer-
tungspraxis sicherzustellen.

 11.3 Laut Stellungnahme des BMeiA habe sich das Punktesystem für die Be-
wertung von Wohnungen und Häusern in jahrzehntelanger Praxis ent-
wickelt. Ob ein Wohnobjekt für eine entsandte Person geeignet und leistbar 
sei, entscheide sich in erster Linie nach den vorhandenen Wohnräumen, 
nicht nach vorhandenen Dachgeschossen bzw. Kellerräumen.

 11.4 Der RH entgegnete, dass die Qualifi zierung von Wohnraum im Punkte-
system des BMeiA intransparent war, weil eine eindeutige Regelung 
über die Bewertung von ausgebauten Dachböden und Kellerräumen 
fehlte, und hielt daher seine Empfehlung aufrecht.

Wohnkostenzuschuss

Personal
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 12.1 Gemäß § 45a des Beamten–Dienstrechtsgesetzes 1979 (BDG) haben 
die unmittelbar mit der Fachaufsicht betrauten Vorgesetzten jährlich 
mit ihren Mitarbeitern Mitarbeitergespräche zu führen.

 12.2 Wie der RH feststellte, wurden im überprüften Zeitraum an der Öster-
reichischen Botschaft in Madrid regelmäßig Mitarbeitergespräche 
geführt, in der Österreichischen Botschaft in Lissabon jedoch nur im 
Jahr 2007.

Der RH erachtete die Führung von Mitarbeitergesprächen als wesent-
liches Element der Mitarbeiterführung und empfahl daher, dieses auch 
zu nutzen.

 12.3 Das BMeiA teilte mit, dass es sämtlichen unmittelbar mit der Fachauf-
sicht betrauten Vorgesetzten die gesetzliche Verpfl ichtung zur Durch-
führung von Mitarbeitergesprächen in Erinnerung gerufen habe.

 13.1 Ab Oktober 2005 erstellte das BMeiA die Konsularstatistik nicht mehr 
jährlich, sondern vierteljährlich. In diesem Zusammenhang wurden die 
Vertretungsbehörden darauf hingewiesen, dass Haftfälle (Anzahl der 
im Amtsbereich der jeweiligen Botschaft inhaftierten Österreicher) nur 
einmal im Kalenderjahr auszuweisen wären.

 13.2 Die Konsularstatistiken der Österreichischen Botschaften in Madrid 
und Lissabon erfassten weiterhin langjährige Haftfälle quartalsmäßig 
und zählten diese mehrfach.

Weiters stellte der RH fest, dass die Österreichische Botschaft in Madrid 
bei der Zählung der Staatsbürgerschaftsangelegenheiten die Anzahl 
der dazugehörigen aktenmäßigen Erledigungsschritte einbezog. Hinzu 
kam, dass die Österreichische Botschaft in Madrid die Statistiken der 
ihr unterstellten Honorarkonsulate vierteljährlich einforderte und diese 
Daten in ihre Konsularstatistik einbezog, während dies bei der Öster-
reichischen Botschaft in Lissabon unterblieb.

Auch konnte der RH im BMeiA keine Weiterfolgung der Daten im Rah-
men eines Controlling–Systems feststellen, um so signifi kanten Ände-
rungen nachzugehen.

Mitarbeitergespräche

Konsularwesen

Konsularstatistik

Personal Österreichische Botschaften
in Madrid und Lissabon
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Der RH empfahl dem BMeiA, den Botschaften klare Vorgaben zur 
Erstellung der Konsularstatistik zu geben, um eine Verfälschung des 
Datenmaterials zu vermeiden. Er regte an, in Hinkunft von einer Ver-
mischung von Daten, wie z.B. Anzahl an Akten und streng verrechen-
bare Drucksorten, abzusehen, um über aussagekräftiges Kennzahlen-
material zu verfügen. Weiters wäre einer signifi kanten Änderung von 
Kennzahlen im Vergleich zu Vorjahreswerten von der Zentrale nach-
zugehen.

 13.3 Das BMeiA sagte zu, die Österreichischen Vertretungsbehörden auf die 
eingetretenen Fehler hinzuweisen und eine korrekte Vorgangsweise ein-
zumahnen.

 13.4 Der RH wies in seiner Gegenäußerung erneut darauf hin, klare Vor-
gaben für die Datenerfassung zu erstellen, weil diese eine Vorausset-
zung für eine korrekte Vorgangsweise darstellen.

 14.1 Die Anzahl der genehmigten Visaanträge in den Amtsbereichen der 
Österreichischen Botschaften in Madrid und Lissabon entwickelte sich 
folgendermaßen: 

 14.2 Der RH stellte fest, dass bei den an der Österreichischen Botschaft in 
Lissabon eingereichten Visaanträgen das Eingangsdatum und der Sach-
bearbeiter in den überprüften Fällen nicht vermerkt waren. Weiters 
fehlten teilweise Angaben über die Entrichtung der Konsulargebühr. 
In einem Fall wurde die Konsulargebühr von einem gebührenpfl ich-
tigen Antragsteller nicht eingehoben. Der genehmigte Antrag für einen 
Diplomaten wies weder Datum noch Unterschrift des Antragstellers 
auf.

Der RH empfahl, bei der Bearbeitung der Visaanträge die entsprechen-
den formalen Vorgaben einzuhalten.

 14.3 Laut Stellungnahme des BMeiA werde im Rahmen der konsularischen 
Ausbildung verstärkt auf diesen Punkt hingewiesen.

Visaanträge

Konsularwesen

2002 2003 2004 2005 2006
Österreichische Botschaft in Madrid 33 17 14 18  8
Österreichische Botschaft in Lissabon 36 52 27 39 15
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 15.1 Eine der Maßnahmen im Rahmen der Krisenvorsorge stellt die Erfas-
sung und somit die Erreichbarkeit der Auslandsösterreicher dar. Zur 
Erfassung der notwendigen Daten stand den Botschaften eine Daten-
bank zur Verfügung.

 15.2 Die Honorarkonsulate übermittelten im Amtsbereich der Österrei-
chischen Botschaft in Lissabon die von ihnen erfassten Daten von Aus-
landsösterreichern an die Botschaft in unterschiedlichen Formaten. 

Hingegen erfassten die Honorarkonsulate im Amtsbereich der Öster-
reichischen Botschaft in Madrid die Auslandsösterreicher in einheit-
licher und daher für die Österreichische Botschaft leicht verarbeit-
barer Form.

Der RH empfahl, den Botschaften und Honorarkonsulaten einheitliche 
Vorgaben zur Erfassung der Daten von Auslandsösterreichern sowie 
auch die Datenbankanwendung zur Verfügung zu stellen.

 15.3 Laut Stellungnahme des BMeiA sei im Sommer 2007 ein einheitliches 
Registrierungsformular für Auslandsösterreicher aufgelegt worden, das 
auch über Internet verwendbar sei. Der Echtbetrieb werde für Anfang 
2008 in Aussicht genommen.

 16.1 Um Auslandsösterreichern und österreichischen Kurzzeit–Auslandsrei-
senden rasch helfen zu können, beabsichtigte das BMeiA auf freiwil-
liger Basis Namen, Angaben zur Erreichbarkeit, Kontaktadressen und 
Aufenthaltsdauer in einer Online–Datenbank zu erfassen. Diese Daten-
bank sollte gewährleisten, dass in Notfällen sowohl das BMeiA als auch 
die jeweilige Vertretungsbehörde sofort Zugriff auf die notwendigen 
Informationen haben. Die bisher von den Vertretungsbehörden nicht 
vernetzt geführten Datenbanken würden durch dieses System ersetzt 
werden.

 16.2 Der RH erachtete die baldige Bereitstellung der Datenbank zur Online–
Registrierung von Auslandsaufenthalten als positiv. Er regte an, im 
Rahmen dieses Projektes auch den Honorarkonsulaten eine Abfrage 
über Auslandsösterreicher in ihrem Amtsbereich zu ermöglichen.

 16.3 Das BMeiA teilte mit, dass die Einbindung der Honorarkonsulate in 
die Datenbank vorgesehen sei. Zu den genauen Rechten der einzelnen 
Nutzer seien noch detaillierte Datenschutzüberlegungen abzuklären.

Erfassung der
Auslandsösterreicher

Konsularwesen Österreichische Botschaften
in Madrid und Lissabon
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 17.1 Im Jahr 2006 erhielten im Amtsbereich der Österreichischen Botschaft 
in Madrid 24 Personen und im Amtsbereich der Österreichischen Bot-
schaft in Lissabon zwei Personen eine Zuwendung des Auslandsöster-
reicher–Fonds von durchschnittlich 693 EUR bzw. 725 EUR. Bei der 
fi nanziellen Unterstützung sozial bedürftiger Auslandsösterreicher hat-
ten die Österreichischen Vertretungsbehörden mitzuwirken.

Diese hatten die Anträge entgegenzunehmen, ihre Vollständigkeit, Rich-
tigkeit und Glaubwürdigkeit zu beurteilen und die Anträge an den Aus-
landsösterreicher–Fonds weiterzuleiten.

 17.2 Die über die Honorarkonsulate im Amtsbereich der Österreichischen 
Botschaft in Madrid eingebrachten Anträge auf Förderung enthiel-
ten teilweise keine Nachweise über Einkommen bzw. Belastungen der 
Antragsteller. Dennoch wurden diese Anträge von der Österreichischen 
Botschaft Madrid an den Auslandsösterreicher–Fonds weitergeleitet 
und in der Folge von diesem genehmigt. Ein eingereichter Antrag war 
nicht mehr auffi ndbar.

Der RH empfahl, eine ordnungsgemäße Behandlung von Förderungs-
anträgen sicherzustellen.

 17.3 Laut Stellungnahme des BMeiA seien die diesbezüglichen Bestimmun-
gen verbessert und den zuständigen Vertretungsbehörden in Erinnerung 
gerufen worden.

 18.1 Der Österreichischen Botschaft in Madrid waren acht Honorarkonsu-
late, der Österreichischen Botschaft in Lissabon drei Honorarkonsulate 
unterstellt. Diese hatten der Botschaft in jährlichen Geschäftsnachwei-
sen vor allem über ihre konsularischen Tätigkeiten zu berichten.

Die Aufschreibungen über die Kassen– und Rechnungsführung der 
Hono rarkonsulate waren vierteljährlich der übergeordneten Vertre-
tungsbehörde vorzulegen. Eine Inspektion der Honorarkonsulate durch 
die Botschaft sollte mindestens alle drei Jahre erfolgen.

 18.2 Ein Honorarkonsulat im Amtsbereich der Österreichischen Botschaft 
in Lissabon hatte im überprüften Zeitraum weder Geschäftsnachweise 
noch seit 2003 Dienstrechnungen vorgelegt oder entsprechende Leer-
meldungen abgegeben. Regelmäßige Inspektionen der Honorarkonsu-
late in den Amtsbereichen beider Botschaften unterblieben.

Auslandsöster-
reicher–Fonds

Inspektion Honorar-
konsulate

Konsularwesen
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Der RH empfahl der Österreichischen Botschaft in Lissabon, die Ge-
schäftsnachweise und Dienstrechnungen des betreffenden Honorarkon-
sulats einzufordern. Weiters regte er an, die überfälligen Inspektionen 
bei nächster Gelegenheit — soweit möglich im Rahmen eines dienst-
lichen Aufenthaltes am Ort des Konsulates — nachzuholen.

 18.3 Laut Stellungnahme des BMeiA sei die Umsetzung der Empfehlungen 
des RH nunmehr angeordnet worden bzw. zum Teil bereits erfolgt.

 19.1 Die Dotierung des Bankkontos der Österreichischen Botschaft in Madrid 
durch das BMeiA erfolgte in zweimonatigen Abständen. Im Mai 2006 
wurde sie deutlich erhöht. Das Guthaben wurde mit einem Zinssatz 
von 0,5 % jährlich verzinst.

Die Dotierung des Bankkontos der Österreichischen Botschaft in  Lissabon 
erfolgte alle zwei Monate. Im Jahr 2006 schwankte das Bankgutha-
ben stark. Die Verzinsung des Guthabens belief sich für Beträge über 
100.000 EUR auf 0,1 % pro Jahr.

Im März 2007 wechselte die Österreichische Botschaft in Lissabon die 
Bank. Bei dieser betrug die Verzinsung von Guthaben über 25.000 EUR 
1,3 % jährlich. Im August 2007 wurde zum Abbau des hohen Geldbe-
standes die Dauerdotierung deutlich herabgesetzt. Ein Vergleich der 
Bankkonditionen erfolgte somit erst 2007.

 19.2 Der RH empfahl, aufgrund der niedrigen Verzinsung von Guthaben 
auf Girokonten die Höhe der Bankguthaben nicht über das notwen-
dige Ausmaß anwachsen zu lassen. Weiters regte er an, Bankkonditio-
nen regelmäßig zu vergleichen bzw. neu zu verhandeln.

 19.3 Das BMeiA teilte dem RH mit, dass die Österreichische Botschaft in Lissa-
bon im Zuge einer Neuverhandlung eine Reduktion der Spesen für Inlands-
überweisungen um 50 % erzielt habe. Die Bankkonditionen der Österrei-
chischen Botschaft in Madrid hätten sich im Vergleich als die günstigsten 
erwiesen.

Bankkonditionen

Konsularwesen Österreichische Botschaften
in Madrid und Lissabon

Rechnungsführung und Verwaltung
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 20.1 Das BMeiA begann ab dem Jahr 2005, Daten zur Erstellung der Bun-
deskosten– und Leistungsrechnung für die Österreichischen Vertre-
tungen zu erheben. Die Erstellung selbst war während der Gebarungs-
überprüfung durch den RH noch nicht abgeschlossen.

 20.2 Der RH empfahl, die Bundeskosten– und Leistungsrechnung für den 
Bereich des BMeiA ehestens fertigzustellen, ein Kennzahlensystem auf-
zubauen und den Österreichischen Vertretungen diesbezügliche Aus-
wertungen und Controllingberichte bekanntzugeben.

 20.3 Das BMeiA teilte mit, dass es im Juli 2007 ein fl ächendeckendes Berichts-
wesen aus der Bundeskosten– und Leistungsrechnung eingeführt habe. 
Ab 2007 würden alle Vertretungsbehörden im Ausland einen Jahres-
bericht in standardisierter Form erhalten. Es beabsichtige weiters, Ana-
lysen und Vorbereitungsarbeiten zur Kennzahlenentwicklung durchzu-
führen, sei jedoch an die bundesweite Vorgangsweise gebunden.

 21.1 Die überprüften Botschaften hatten insgesamt 19 Verträge für die Pfl ege 
der Liegenschaften sowie für die Wartung von Anlagen und Geräten 
in den Ämtern bzw. Residenzen vereinbart.

 21.2 Der RH stellte fest, dass zahlreiche Vereinbarungen bereits veraltet 
oder mangelhaft dokumentiert waren: 11 Verträge waren bereits mehr 
als zehn Jahre alt; in zwei Fällen konnten dem RH keine schriftlichen 
Vereinbarungen vorgelegt werden; in fünf weiteren Fällen wurden die 
Verträge erst während bzw. nach Abschluss der Überprüfung an Ort 
und Stelle erstellt bzw. von den Auftragnehmern beschafft.

Der RH empfahl, bei älteren Verträgen Richtangebote einzuholen und 
gegebenenfalls Neuvergaben durchzuführen, um die Angemessenheit 
der Kosten sicherzustellen.

 21.3 Laut Stellungnahme des BMeiA habe es — der Empfehlung des RH fol-
gend — sämtliche Botschaften angewiesen, vor 2004 abgeschlossene 
Verträge zu überprüfen und Vergleichsangebote einzuholen.

Kostenrechnung und 
Controlling

Service– und
Wartungsverträge

Rechnungsführung und Verwaltung
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 22.1 Bei der stichprobenweisen Überprüfung der Inventarverwaltung der 
Österreichischen Vertretungen in Madrid und Lissabon stellte der RH 
fest, dass Inventarisierungen teilweise fehlten bzw. unvollständig oder 
unrichtig waren. Dies betraf insbesondere die Kennzeichnung von 
Gegenständen, die Angabe der Standorte sowie die Bewertung von 
Kunstgegenständen und von Gegenständen musealen Charakters. 
Beanstandungen ergaben sich auch bei der Inventarverwaltung des 
Honorarkonsulates in Funchal (Madeira).

 22.2 Der RH empfahl daher neuerlich, die Inventarisierungen richtig zu stel-
len (siehe Reihe Bund 2006/7 S. 38).

 22.3 Das BMeiA sagte dies zu.

 23.1 Der RH hatte in der Vergangenheit bereits mehrfach empfohlen, Kunst-
gegenstände und Antiquitäten fotografi sch zu erfassen (siehe Reihe 
Bund 2006/7 S. 38; Reihe Bund 2007/6 S. 48). Im November 2006 
teilte das BMeiA den Österreichischen Vertretungen Digitalkameras 
für dienstliche Zwecke zu.

 23.2 Die überprüften Botschaften legten trotz der Ausstattung mit Digi-
talkameras bis zur Überprüfung des RH an Ort und Stelle keine Foto-
dokumentation an. Eine entsprechende Anordnung des BMeiA lag erst 
im Juni 2007 vor.

Der RH empfahl dem BMeiA, auf die zeitgerechte und vollständige 
Erstellung der Fotodokumentationen bei den Österreichischen Vertre-
tungen zu achten.

 23.3 Laut Stellungnahme des BMeiA lägen bereits Fotodokumentationen von 
rd. 80 % der Vertretungsbehörden vor. Nach Abschluss der Erfassung 
werde das wertvolle Amtsinventar durch Experten bewertet werden.

 24.1 Während die Verwaltung der Österreichischen Botschaft in Madrid 
grundsätzlich ordnungsgemäß geführt wurde, ergaben sich bei der 
Österreichischen Botschaft in Lissabon zahlreiche Beanstandungen, 
etwa bei der Aufbewahrung von Amtssiegeln. Auch wies die Rech-
nungsführung eine hohe Zahl von Korrekturbuchungen auf.

 24.2 Der RH empfahl, die aufgezeigten Mängel im Verwaltungsbereich zu 
beseitigen. Darüber hinaus regte er an, auf eine systematische und 
einheitliche Grundstruktur der Geschäftszahlenindizes aller Österrei-
chischen Vertretungen im Ausland hinzuwirken.

Inventarverwaltung

Administration

Rechnungsführung und Verwaltung Österreichische Botschaften
in Madrid und Lissabon
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 24.3 Laut Stellungnahme des BMeiA seien die Schwachstellen in der Ver-
waltung der Österreichischen Botschaft in Lissabon beseitigt worden. 
Ein Geschäftszahlenindex für die Österreichischen Vertretungen im 
Ausland sei im Rahmen der fl ächendeckenden Einführung des IT–Pro-
jekts „ELISA“ vorgesehen.

 25.1 Im BMeiA, insbesondere in den für Presse, Völkerrecht, politische und 
wirtschaftspolitische Angelegenheiten zuständigen Sektionen, wurden 
zahlreiche Berichte der Österreichischen Botschaften in Madrid und 
Lissabon nicht im hiefür vorgesehenen elektronischen Aktensystem 
(ELAK) protokolliert. Im Jahr 2006 wurden lediglich rd. 12 % (65 von 
529) der an die Sektionen I bis III übermittelten Berichte im ELAK pro-
tokolliert.

 25.2 Der RH wies darauf hin, dass im BMeiA durch die fehlende Protokol-
lierung keine allgemeine Zugriffsmöglichkeit auf die Berichte, etwa in 
Form von Aktenabfragen, bestand.

Der RH empfahl daher, Berichte von Österreichischen Vertretungen im 
ELAK einheitlich und vollständig zu erfassen.

 25.3 Das BMeiA gab hiezu keine Stellungnahme ab.

 26 Weitere Feststellungen betrafen 

–  die unausgewogene Einteilung von Bediensteten für die Rufbereit-
schaft (Österreichische Botschaft in Madrid),

–  die Erstattung von Reisespesen an Künstler ohne Vorlage von Origi-
nalrechnungen (Österreichische Botschaft in Lissabon) sowie

–  die verspätete Vorlage des jährlichen Berichtes über den Empfangs-
staat (so genannter Postenbericht) im Jahr 2007 (Österreichische Bot-
schaft in Lissabon).

Berichterstattung

Weitere
Feststellungen

Rechnungsführung und Verwaltung
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 27 Zusammenfassend hob der RH folgende Empfehlungen an das BMeiA 
hervor:

(1) Beim entsandten Personal wäre ein möglichst ausgewogenes Ver-
hältnis der Versetzungen an Dienststellen im In– und Ausland anzu-
streben. (TZ 8)

(2) Der Gehaltszuschlag für Öffentlichkeitsarbeit und Kontaktpfl ege 
wäre ordnungsgemäß abzurechnen und die Aufsichtsfunktion durch 
die Missionschefs verstärkt wahrzunehmen. (TZ 9)

(3) Es wäre an allen Österreichischen Vertretungen im Ausland für 
einheitliche und überprüfbare Standards für die Verwendung der 
Zuschläge für Öffentlichkeitsarbeit und Kontaktpfl ege zu sorgen. 
(TZ 10)

(4) Auch für Dachböden und Kellerräume wären eindeutige Vor-
gaben zur Qualifi zierung als Wohnraum oder Zusatzwohnraum zu 
erstellen, um eine einheitliche und nachvollziehbare Bewertungs-
praxis sicherzustellen. (TZ 11)

(5) Es sollten an allen Botschaften regelmäßig Mitarbeitergespräche 
geführt werden. (TZ 12)

(6) Bankguthaben der Österreichischen Botschaften sollten das not-
wendige Ausmaß nicht überschreiten. Bankkonditionen sollten regel-
mäßig verglichen bzw. neu verhandelt werden. (TZ 19)

(7) Die Bundeskosten– und Leistungsrechnung für den Bereich des 
BMeiA wären ehestens fertigzustellen, ein Kennzahlensystem auf-
zubauen und den Österreichischen Vertretungen diesbezügliche Aus-
wertungen und Controllingberichte bekanntzugeben. (TZ 20)

(8) Bei älteren Service– und Wartungsverträgen wären Richtange-
bote einzuholen und gegebenenfalls Neuvergaben durchzuführen, 
um die Angemessenheit der Kosten sicherzustellen. (TZ 21)

(9) Die Inventarisierungen wären richtig zu stellen. Auf die zeitge-
rechte und vollständige Erstellung der Fotodokumentationen von 
Kunstgegenständen und Antiquitäten wäre bei den Österreichischen 
Vertretungen zu achten. (TZ 22, 23)

(10) Auf eine systematische und einheitliche Grundstruktur der 
Geschäftszahlenindizes aller Österreichischen Vertretungen im Aus-
land wäre hinzuwirken. (TZ 24)

Schluss-
bemerkungen/
Schluss -
empfehlungen

Österreichische Botschaften
in Madrid und Lissabon
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(11) Die Erfassung der Berichte der Botschaften im elektronischen 
Aktensystem (ELAK) des BMeiA sollte einheitlich und vollständig 
erfolgen. (TZ 25)

(12) Ein neues Raum– und Funktionsprogramm für das Amt in 
 Lissabon wäre zu entwickeln, um die Nutzung der Liegenschaft zu 
verbessern. (TZ 2)

(13) Über die Nutzung der Räume des Historischen Institutes in 
Madrid sollte ein Verwaltungsübereinkommen zwischen dem BMeiA 
und dem BMWF abgeschlossen werden. (TZ 3)

(14) Bei der Vergabe von Aufträgen wäre auf die rechtzeitige Ein-
holung von Angeboten zu achten, um den gebotenen Wettbewerb 
zu wahren. Weiters sollten die Festlegungen über den Leistungs-
umfang eindeutig sein, um unkalkulierbare Zusatzkosten zu ver-
meiden. (TZ 5)

(15) Die Dokumentation im Facility–Management des BMeiA sollte 
verbessert werden. (TZ 6)

(16) Sicherheitsmängel wären durch bauliche und infrastrukturelle 
Maßnahmen zu beseitigen. (TZ 7)

(17) Den Österreichischen Vertretungen im Ausland wären vom 
BMeiA klare Vorgaben zur Erstellung der Konsularstatistik zu geben. 
Signifi kanten Änderungen von Kennzahlen im Vergleich zu Vor-
jahreswerten wäre nachzugehen. (TZ 13)

(18) Bei der Bearbeitung von Visaanträgen sollten die entsprechen-
den formalen Vorgaben eingehalten werden. (TZ 14)

(19) Den Botschaften und Honorarkonsulaten wären einheitliche 
Vorgaben zur Erfassung der Daten von Auslandsösterreichern zur 
Verfügung zu stellen. (TZ 15)

(20) Eine ordnungsgemäße Behandlung von Förderungsanträgen 
betreffend den Auslandsösterreicher–Fonds wäre sicherzustellen. 
(TZ 17)

(21) Überfällige Inspektionen von Honorarkonsulaten wären nachzu-
holen. Die fehlenden Geschäftsnachweise und Dienstrechnungen 
eines Honorarkonsulats wären von der Österreichischen Botschaft 
in Lissabon einzufordern. (TZ 18)

Schlussbemerkungen/Schlussempfehlungen
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Kurzfassung

Wirkungsbereich des Bundesministeriums für Finanzen

Oesterreichische Banknoten– und Sicherheitsdruck 
GmbH; Follow–up–Überprüfung

Die Oesterreichische Banknoten– und Sicherheitsdruck GmbH setzte 
die Empfehlungen des RH aus dem Jahr 2004 weitgehend um und 
konnte damit seit 2005 14,66 Mill. EUR einsparen.

Ziel war die Überprüfung der Umsetzung wesentlicher Empfeh-
lungen, die der RH bei einer vorangegangenen Gebarungsüberprü-
fung gegeben hatte. (TZ 1)

Durch die Verringerung des Personalstandes, die Reduzierung des 
Materialaufwandes, die Senkung der Makulaturrate sowie die Ver-
minderung der sonstigen Aufwendungen konnten seit 2005 insge-
samt rd. 14,66 Mill. EUR eingespart werden. (TZ 2)

Im Jahr 2005 wurden die Vertriebsabteilungen der Oesterreichischen 
Banknoten– und Sicherheitsdruck GmbH (OeBS) und der Münze 
Österreich Aktiengesellschaft zusammengelegt. Dadurch konnte die 
OeBS Personalkosten von rd. 200.000 EUR jährlich einsparen. (TZ 3)

Die Kalkulationen der OeBS wurden wesentlich verbessert. Basie-
rend auf einem neuen Kalkulationsschema führte die OeBS für in 
Frage kommende Druckaufträge von Banknoten eine Vorkalkulation 
und darauf aufbauend eine Deckungsbeitragsrechnung durch. Eine 
Feststellung, ob und zu welchem Preis ein Druckauftrag zur Erzie-
lung eines wirtschaftlichen Erfolges angenommen werden sollte, 
war somit gewährleistet. (TZ 4)

Der OeBS gelang es, durch Verbesserungen der Prozesskontrollen die 
Makulaturraten (Verhältnis Ausschuss zu produzierter Gesamtmenge) 
von 12,65 % (2004) auf 5,68 % (2006) zu reduzieren. Dadurch wur-
den Materialeinsparungen von insgesamt 552.000 EUR erzielt. Die 
weitere Modernisierung des Maschinenparks könnte eine zusätz-
liche Senkung der Makulaturrate bewirken. (TZ 5)
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Die fortschreitende Modernisierung des Maschinenparks der OeBS 
im Jahr 2006 soll zu jährlichen Einsparungen von rd. 1 Mill. EUR 
führen. (TZ 6)

Der seit November 2006 mit der Durchführung der Internen Revi-
sion betraute Mitarbeiter war noch mit anderen operativen Tätig-
keiten befasst. Daher konnte bis März 2007 nur ein Prüfprojekt, an-
statt wie vorgesehen drei, termingerecht verwirklicht werden. Ein 
aktueller Prüfungsplan, eine risikoorientierte Prüfungslandkarte und 
ein Revisionshandbuch waren nicht vorhanden. (TZ 7)

Kurzfassung

Oesterreichische Banknoten– und Sicherheitsdruck GmbH

Eigentümer Oesterreichische Nationalbank zu 100 %

Unternehmensgegenstand Ausübung des Gewerbes der Drucker, insbesondere im Bereich des Bank-
notendrucks und sonstigen Sicherheitsdrucks; Handel mit Druckerzeug-
nissen; Erbringung von Forschungs– und Entwicklungsleistungen auf 
dem Gebiet des Banknoten– und Sicherheitsdrucks

Gebarung 2002 2003 2004 2005 2006

 in Mill. EUR

Eigenkapital 111,84 103,53 86,26 91,68 100,48

Umsatzerlöse 44,05 14,78 33,46 26,51 37,80

Betriebsleistung 52,55 30,88 44,74 42,53 49,52

Betriebsergebnis 1,54 – 15,57 – 21,18 – 0,99 2,59

Ergebnis der gewöhn-
lichen Geschäftstätigkeit 6,08 – 8,91 – 17,69 4,85 9,41

 Anzahl
Mitarbeiter1)

eigene 174 160 165 168 168

von OeNB überlassene 127 120 97 65 62

Summe 301 280 262 233 230

1) im Jahresdurchschnitt; ohne Leasingkräfte
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 1 Der RH überprüfte im März und April 2007 die Umsetzung jener Emp-
fehlungen, die er im Jahr 2004 bei einer Gebarungsüberprüfung der 
Oesterreichischen Banknoten– und Sicherheitsdruck GmbH (OeBS) ge-
geben hatte. Der in der Reihe Bund 2005/11 veröffentlichte Bericht wird 
in der Folge als Vorbericht bezeichnet.

Zu dem im Juni 2007 übermittelten Prüfungsergebnis teilte die OeBS 
im Juli 2007 mit, dass keine inhaltlichen Einwände bestünden. Laut 
Schreiben des Bundesministers für Finanzen vom September 2007 sei 
die Oesterreichische Nationalbank (OeNB) weisungsfrei und vom Bund 
unabhängig. Der Bundesminister für Finanzen habe folglich keine 
rechtliche Möglichkeit, in die Geschäftspolitik der OeBS einzugreifen. 
Er übermittelte dem RH eine Stellungnahme der OeNB. Eine Gegen-
äußerung des RH war nicht erforderlich.

 2.1 Der RH hatte in seinem Vorbericht empfohlen, die in einer 2004 durch-
geführten Unternehmensanalyse aufgezeigten Einsparungspotenziale 
konsequent umzusetzen.

 2.2 Die OeBS entsprach der Empfehlung des RH insofern, als der Per-
sonalaufwand unter Berücksichtigung des Leasingpersonals von rd. 
17,54 Mill. EUR (2004) auf rd. 13,22 Mill. EUR (2006) gesenkt werden 
konnte. Ein Teil dieser Einsparungen wurde durch die Reduzierung 
der von der OeNB überlassenen Mitarbeiter erreicht. Als weiteres Ziel 
nannte die OeBS die kontinuierliche Verringerung des Personalstan-
des von 230 Mitarbeitern (Stand März 2007) auf unter 200 Mitarbeiter 
bis 2013. Dieses Ziel sollte im Wesentlichen durch Nicht–Nachbeset-
zen von Dienstposten und durch Pensionierungen erreicht werden.

Durch Reduzierung der Einkaufspreise von rd. 2,74 Mill. EUR bzw. 
effi ziente Prozessabwicklung konnte der Materialaufwand von rd. 
22,16 Mill. EUR (2004) auf rd. 14,85 Mill. EUR (2006) gesenkt werden. 
Auch in Relation zum Umsatz verringerte sich der Materialaufwand 
von 66 % (2004) auf 43 % (2006).

Weiters reduzierten sich die sonstigen Aufwendungen seit 2004 um 
rd. 3,03 Mill. EUR; sie betrugen 2006 rd. 10,84 Mill. EUR.

Prüfungsablauf und 
–gegenstand

Unternehmens-
analyse

Oesterreichische Banknoten– und
Sicherheitsdruck GmbH
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Insgesamt konnten durch die seit 2005 gesetzten Restrukturierungs-
maßnahmen rd. 14,66 Mill. EUR eingespart werden. Als Folge davon wies 
die wirtschaftliche Entwicklung der OeBS in den Jahren 2005 und 2006 
positive Unternehmensergebnisse auf. Die weitere positive Ergebnisent-
wicklung wird von einer künftig günstigen Auftragslage abhängig sein.

 2.3 Laut Mitteilung der OeNB lasse die gute Auftragslage der OeBS auch 
für die Jahre 2007 bis 2009 positive Ergebnisse erwarten.

 3.1 Der RH hatte in seinem Vorbericht empfohlen, sämtliche Vertriebs-
aktivitäten im Konzern zu bündeln, die strategisch festzulegenden 
Zielmärkte und –kunden aktiv zu bearbeiten und mögliche Synergie-
effekte zu realisieren.

 3.2 Der Empfehlung des RH wurde insofern entsprochen, als in der Zwi-
schenzeit auf der Grundlage des „Vertriebskooperationsvertrags“ vom 
August 2005 die Abteilung „Marketing & Vertrieb“ der OeBS mit jener 
der Münze Österreich Aktiengesellschaft unter einer gemeinsamen Lei-
tung zusammengelegt wurde. Wirtschaftlich war diese Abteilung als 
eine Einheit anzusehen, die sich aus Mitarbeitern beider Unterneh-
mungen zusammensetzte.

Der Leiter der neuen Organisationseinheit hatte seinen „Hauptarbeits-
platz“ in der Münze Österreich Aktiengesellschaft, während die Mitar-
beiter auf zwei Standorten disloziert waren. Durch die Zusammenle-
gung der beiden Vertriebsabteilungen konnte die OeBS Personalkosten 
von rd. 200.000 EUR jährlich einsparen.

In der OeBS wurde seit der letzten Gebarungsüberprüfung durch den RH 
ein neues Vertriebskonzept mit Product Managern eingeführt. Die stra-
tegischen Zielmärkte wurden auf jene Zielkunden umgelegt, bei denen 
die Vorgaben bzw. Spezifi kationen der OeBS am besten berücksichtigt 
wurden und damit der höchste Deckungsbeitrag zu erzielen war. 

An schriftlichen Dokumentationen lagen ein Vertriebskonzept, kurz– 
und mittelfristige Vertriebspläne sowie ein Marketingbudget für das 
Jahr 2007 vor. Auf Anfrage des RH wurde während der Gebarungs-
überprüfung an Ort und Stelle ein Abteilungsorganigramm erstellt. 
Eine systematische Dokumentation der Vertriebsaktivitäten — etwa 
in Form von Jahresberichten oder Soll–Ist–Vergleichen — war jedoch 
nicht vorhanden.

Vertrieb
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Der RH beurteilte die Reformmaßnahmen und die damit erzielten Syn-
ergieeffekte positiv. Neben dem verbesserten Marktauftritt sah er aller-
dings noch weitere Optimierungsmöglichkeiten hinsichtlich der Abtei-
lungsorganisation und der Dokumentation der Vertriebsaktivitäten.

Er empfahl die Erstellung aussagekräftiger Jahresberichte und dar-
auf aufbauender Soll–Ist–Vergleiche sowie die Erarbeitung eines Ver-
triebshandbuches.

 3.3 Laut Stellungnahme der OeNB werde diese hinsichtlich der Umsetzung 
der Empfehlung des RH auf die OeBS einwirken.

 4.1 Der RH hatte in seinem Vorbericht empfohlen, die Vorkalkulationen zu 
verfeinern, differenzierte Preisuntergrenzen zu ermitteln, laufende Nach-
kalkulationen durchzuführen und Abweichungsanalysen zu erstellen.

 4.2 Die OeBS entsprach der Empfehlung des RH, indem — basierend auf 
einem neuen Kalkulationsschema — sämtliche Kosten, die einem in 
Frage kommenden Druckauftrag von Banknoten zurechenbar waren, 
in einer Vorkalkulation erfasst wurden. Darauf aufbauend wurde eine 
Deckungsbeitragsrechnung durchgeführt. Nach internen Vorgaben der 
OeBS sollte zumindest der Deckungsbeitrag II ein positives Ergebnis 
aufweisen.

Somit konnte die OeBS feststellen, ob und zu welchem Preis ein Druck-
auftrag angenommen werden sollte, um den wirtschaftlichen Erfolg 
eines Auftrages gewährleisten zu können. Nach der Auftragsabwick-
lung erfolgte eine Nachkalkulation, um einen Soll–Ist–Vergleich zu 
ermöglichen.

Kalkulationen

Vertrieb Oesterreichische Banknoten– und
Sicherheitsdruck GmbH
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 5.1 In seinem Vorbericht hatte der RH empfohlen, die Makulaturraten (Ver-
hältnis Ausschuss zu produzierter Gesamtmenge) durch verbesserte Qua-
litätskontrollen zu reduzieren. Damit könnten Materialeinsparungen 
bis zu 1 Mill. EUR jährlich erzielt werden.

 5.2 Die OeBS kam der Empfehlung des RH nach; die Makulaturraten konn-
ten gegenüber 2004 deutlich gesenkt werden. Durch Verbesserungen 
der Prozesskontrollen reduzierten sich die Makulaturraten von 12,65 % 
(2004) auf 5,68 % (2006). Dies entsprach einer Materialeinsparung 
von insgesamt rd. 552.000 EUR. Durch die Modernisierung der Drucke-
reimaschinen sollte noch eine weitere Reduktion der Makulaturraten 
möglich sein.

 6.1 In seinem Vorbericht hatte der RH empfohlen, die technischen Mög-
lichkeiten zur Prozesskontrolle an den einzelnen Druckereimaschinen 
voll zu nutzen, den Einsatz moderner Schneidetechnologie im Bereich 
der Endfertigung zu prüfen und den vorhandenen Kapazitätsengpass 
bei der Folienaufbringung rasch zu beseitigen.

 6.2 Die OeBS kam den Empfehlungen des RH insofern nach, als 2006 zwei 
Druckereimaschinen im Wert von rd. 3,20 Mill. EUR angeschafft wur-
den. Für das 1. Quartal 2008 war die Inbetriebnahme einer Schnei-
demaschine im Wert von rd. 4 Mill. EUR geplant. Das Gesamtinvesti-
tionsvolumen wird sich voraussichtlich auf rd. 7,20 Mill. EUR belaufen. 
Durch diese Investitionen sollten jährliche Einsparungen von rd. 1 Mill. 
EUR erzielt werden können.

 7.1 In seinem Vorbericht hatte der RH empfohlen, die Interne Revision 
organisatorisch und personell bedarfsgerecht auszustatten, damit sie 
ihre Aufgabe zielführend erfüllen kann. Diese Empfehlung fußte auf 
der Tatsache, dass diese Funktion seit Beginn der Geschäftstätigkeit der 
OeBS nur eingeschränkt wahrgenommen wurde. Erst aufgrund exter-
ner Kritik wurde eine eigene, ausschließlich für Revisionsaufgaben zu-
ständige Organisationseinheit geschaffen.

Die OeBS hatte dazu in ihrer damaligen Stellungnahme mitgeteilt, 
dass sie die erforderlichen personellen und organisatorischen Maß-
nahmen treffen werde.

Makulaturraten

Druckereimaschinen

Interne Revision

Qualitätskontrolle im Produktionsprozess
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 7.2 Der Empfehlung des RH wurde weitgehend nicht entsprochen. Bis 
Oktober 2006 war ein Mitarbeiter mit der Aufgabe der Internen Revi-
sion betraut, der noch andere operative Tätigkeiten (Werteskontrie-
rung und Qualitätsmanagement) durchzuführen hatte. Dadurch fanden 
keine eigenständigen Prüfungen im Sinne einer echten nachgängigen 
Internen Revision statt.

Im November 2006 wurde die Stabsstelle Interne Revision neu besetzt. 
Der nunmehrige Innenrevisor verfügte über keine berufl iche Erfahrung 
im Revisionsbereich, wies jedoch aufgrund seiner Ausbildung und sei-
ner bisherigen Tätigkeit in der OeBS gute Kenntnisse der technischen 
Arbeitsabläufe auf. Auch er war zur Zeit der Follow–up–Überprüfung 
noch mit operativen Tätigkeiten befasst.

An schriftlichen Unterlagen lagen eine Stellenbeschreibung, eine „Ver-
fahrensanweisung“ für den Revisionsprozess und — seit April 2007 — 
ein Revisionsstatut vor. Ein von November 2006 bis März 2007 gül-
tiger Revisionsplan umfasste drei konkrete Prüfprojekte, von denen nur 
ein Projekt („Travelmanagement“) termingerecht verwirklicht wurde. 
Ein aktueller Prüfplan für das Geschäftsjahr 2007 fehlte ebenso wie 
eine Prüfungslandkarte, obwohl beide im Revisionsstatut vorgesehen 
waren.

Der RH empfahl daher, den Innenrevisor raschest von anderen ope-
rativen Tätigkeiten zu entbinden, um ihn — begleitet von Schulungs-
maßnahmen bzw. externen Hilfestellungen — umgehend in sein neues 
Tätigkeitsfeld einzuführen.

Weiters regte der RH an, eine Jahresplanung mit einer jährlich nach-
gelagerten Soll–Ist–Bewertung in Form eines Tätigkeitsberichtes zu 
erarbeiten. Die bereits vorhandenen schriftlichen Regelungen sollten 
um Prüffelder ergänzt werden. Auf dieser Grundlage wäre eine risi-
koorientierte Prüfungslandkarte zu erstellen.

Darüber hinaus sollten die Richtlinien zur Dokumentation der Struk-
turen und Prozesse in einem Revisionshandbuch zusammengefasst 
werden.

 7.3 Laut Mitteilung der OeNB sei die Verbesserung der Internen Revision 
bereits auf Anregung der OeNB Innenrevision in Angriff genommen 
worden.

Interne Revision Oesterreichische Banknoten– und
Sicherheitsdruck GmbH
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 8 Der RH stellte fest, dass von sechs überprüften Empfehlungen des 
Vorberichtes fünf vollständig umgesetzt wurden; eine Empfehlung 
wurde teilweise umgesetzt. Er hob die nachfolgenden Empfehlungen 
hervor.

(1) Die Vertriebsaktivitäten wären durch Jahresberichte und Soll–
Ist–Vergleiche in nachvollziehbarer Form zu dokumentieren sowie 
ein Vertriebshandbuch zu erarbeiten. (TZ 3)

(2) Der mit der Funktion der Internen Revision betraute Mitarbei-
ter sollte von anderen operativen Aufgaben befreit werden. Wei-
ters wären

– eine Jahresplanung zu erarbeiten, 

– Prüffelder der Unternehmung zu defi nieren,

–  darauf aufbauend eine risikoorientierte Prüfungslandkarte zu er-
stellen sowie

–  die Richtlinien zur Dokumentation in einem Revisionshandbuch 
zusammenzufassen. (TZ 7)

Schluss-
bemerkungen/
Schluss-
empfehlungen
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Kurzfassung

Wirkungsbereich des Bundesministeriums für
Verkehr, Innovation und Technologie

Maßnahmen zum Schutz der Umwelt und der
Gesundheit im Straßenbau in Österreich

Etwa 28 % der Gesamtkosten im hochrangigen Straßenbau (292,72 Mill. 
EUR von 1,05 Mrd. EUR Investitionsvolumen) entfi elen bei den geprüf-
ten Projekten auf Maßnahmen für Umwelt– und Gesundheitsschutz. 
Die wichtigste Kostengröße im Bereich Umwelt und Gesundheit waren 
der Lärmschutz und die ökologischen Ausgleichsmaßnahmen.

Weder der Autobahnen– und Schnellstraßen–Finanzierungs–Aktien-
gesellschaft (ASFINAG) noch dem BMVIT war bekannt, inwieweit das 
Lärmschutzziel bereits erreicht war sowie in welchen Gebieten und in 
welchem Umfang noch Lärmschutzanlagen benötigt wurden. Die Ver-
bindlichkeit und Durchsetzbarkeit projektspezifi scher Vorgaben waren 
mangels rechtlicher Grundlage nicht sichergestellt.

Ziel der Gebarungsüberprüfung war eine Bewertung der geltenden 
Vorschriften hinsichtlich ihrer fi nanziellen Auswirkungen auf die 
Kosten des Ausbaus des hochrangigen Straßennetzes (Autobahnen 
und Schnellstraßen) und ihrer ökologischen Wirksamkeit. (TZ 1)

Der Anteil der Umwelt– und Gesundheitskosten stieg in den vergan-
genen 20 Jahren aufgrund strengerer Rechtsvorschriften, höherer 
Verkehrsdichte und der Ausweitung des Siedlungsraums deutlich 
an und lag bei den vom RH geprüften Bauabschnitten der Straßen-
bauprojekte A 8, S 1, S 31, A 5 und S 33 zwischen 17 % und über 
40 %. (TZ 3)

Für die geprüften Projekte waren die Nutzen–Kosten–Untersuchungen 
teilweise nicht dokumentiert, zum Teil nur in Ansätzen vorhanden. 
Trotz teilweise erheblicher nachträglicher Änderungen der Projekt-
kosten wurden die Projekte nicht einer neuerlichen Beurteilung hin-
sichtlich Wirtschaftlichkeit und Priorität unterzogen. (TZ 4)
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Die rechtliche Grundlage für Dienstanweisungen des BMVIT an die 
ASFINAG war unklar. Die Verbindlichkeit und Durchsetzbarkeit ins-
besondere der konkreten und projektspezifi schen Vorgaben war damit 
nicht sichergestellt. (TZ 5)

Die Entscheidung, welche Lärmbelastung als vertretbar zu erach-
ten ist, erfolgte nach Abwägung wirtschaftlicher und gesundheit-
licher Aspekte. Das BMVIT orientierte sich bei Neubauprojekten in 
der Regel nicht an den selbst festgelegten Grenzwerten, sondern an 
den von den Sachverständigen eingeforderten Richtwerten der World 
Health Organization der Vereinten Nationen (WHO). (TZ 6)

Die ASFINAG errichtete im Zeitraum 2000 bis 2006 entlang der 
bestehenden Autobahnen und Schnellstraßen etwa 380 km Lärm-
schutzwände und investierte dafür in Summe rd. 246 Mill. EUR. Bei 
ASFINAG und BMVIT lagen keine Informationen darüber vor, ob und 
inwieweit das Lärmschutzziel bereits erreicht wurde. Es war nicht 
bekannt, in welchen Gebieten Anrainer von über den Grenzwerten 
liegenden Lärmbelastungen betroffen waren und in welchem Umfang 
noch Lärmschutzanlagen benötigt wurden. (TZ 8)

Lärmschutzmaßnahmen, wie die Errichtung von Tunnels, Unterfl ur-
trassen und Einhausungen erhöhen die Baukosten markant. Der Stra-
ßenneubau im siedlungsnahen Bereich nähert sich damit den Gren-
zen der wirtschaftlichen Vertretbarkeit. Zusätzliche Maßnahmen zur 
Erhöhung der Akzeptanz bei den Anrainern ohne lärmtechnische 
Erfordernisse wären wirtschaftlich nicht mehr vertretbar. (TZ 7)

Da die vom Bundes–Umgebungslärmschutzgesetz geforderten Erhe-
bungen der Lärmsituation für das hochrangige Straßennetz noch 
am Beginn standen, wird die Fertigstellung der Aktionspläne mit 
lärmmindernden Maßnahmen nicht termingerecht bis 31. Mai 2008 
erfolgen. (TZ 8)

Um die negativen Auswirkungen auf das ökologische Gefüge zu 
begrenzen, schrieb das BMVIT der ASFINAG Begleit– und Ausgleichs-
maßnahmen, wie Ersatzfl ächen, Wildquerungshilfen, Amphibien-
schutzeinrichtungen oder Ersatzaufforstungen vor. Für viele dieser 
Bereiche bestanden keine Richtlinien und Anweisungen. (TZ 10)

Die Kosten für die ökologischen Ausgleichsmaßnahmen bewegten 
sich in der Größenordnung von 10 % der Gesamtkosten. Für Stra-
ßenbauprojekte, die durch besonders wertvolle und geschützte Natur-
räume führen, sind die Mehrkosten erheblich höher (z.B. 17,9 % der 
Gesamtkosten beim Projekt Donaubrücke Traismauer). (TZ 11)

Kurzfassung
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Maßnahmen zum Schutz der Umwelt und der 
Gesundheit im Straßenbau in Österreich

Kenndaten betreffend die Maßnahmen für 
Umwelt– und Gesundheitsschutz im Straßenbau

Rechtliche Grundlagen

Umweltverträglichkeit – Richtlinie des Rates vom 27. Juni 1985 über die Umweltverträglichkeits-
prüfung bei bestimmten öffentlichen und privaten Projekten (85/337/EWG); 
geändert durch die Richtlinie 97/11/EG vom 3. März 1997 und durch die 
Richtlinie 2003/35/EG vom 26. Mai 2003 

 – Umweltverträglichkeitsprüfungsgesetz, BGBl. Nr. 697/1993 i.d.g.F.

Straßenbau – Bundesstraßengesetz 1971, BGBl. Nr. 286/1971 i.d.g.F.

Aufgaben ASFINAG – ASFINAG–Ermächtigungsgesetz 1997, BGBl. I Nr. 113/1997
 – ASFINAG–Gesetz, BGBl. Nr. 591/1982 i.d.g.F.
 – Fruchtgenussvertrag zwischen Bund und ASFINAG

Maut – Richtlinie 1999/62/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 
  17. Juni 1999 über die Erhebung von Gebühren für die Benutzung bestimm-

ter Verkehrswege durch schwere Nutzfahrzeuge i.d.F. 2006/38/EG 
 – Bundesstraßen–Mautgesetz 2002, BGBl. I Nr. 109/2002: 
  Mauttarifverordnung, BGBl. II Nr. 406/2002 
  Vignettenpreisverordnung, BGBl. II Nr. 254/2000 

Straßenbezeichnung A 8 S 31 S 1 A 5 S 33

Bauabschnitt Wels –  Neutal – Ober- Vösendorf – Eibesbrunn – Donaubrücke 
 Sattledt pullendorf Schwechat Schrick Traismauer

 (Ist) (Ist) (Ist) (Plan) (Plan)

 in km

Länge Haupttrasse 11,05 7,30 16,20 22,70 6,60

 in Mill. EUR

Kosten/km 13,99 3,88 26,97 11,25 25,77

Gesamtkosten 154,58 28,36 436,95 255,47 170,07

davon für     

Lärmschutz 48,62 – 83,83 45,19 10,47

ökologische 
Ausgleichsmaßnahmen 15,69 4,38 27,68 19,31 30,51

Gewässerschutz 0,72 0,39 2,38 6,54 2,06

Kosten für Umwelt–
und Gesundheits-
schutzmaßnahmen1) 65,03 4,77 113,89 71,04 43,04

 
Kostenanteil Umwelt– 
und Gesundheitsschutz- in %
maßnahmen an 
Gesamtkosten1) 42,1 16,8 26,1 27,8 25,3

1) Im Kostenanteil für Umwelt– und Gesundheitsschutzmaßnahmen sind neben den Baukosten auch die Kosten der 
Grundeinlöse sowie der Planung und des Projektmanagements enthalten. Bei den beiden in Planung befi ndlichen 
Projekten (A 5 und S 33) wurden Plankosten herangezogen; bei den anderen im Wesentlichen die Istkosten.
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 1 Der RH überprüfte im Oktober und November 2006 Maßnahmen zum 
Schutz der Umwelt und der Gesundheit im Straßenbau in Österreich. 
Ziel der Gebarungsüberprüfung war eine Bewertung der geltenden 
Vorschriften hinsichtlich ihrer fi nanziellen Auswirkungen auf die Kos-
ten des Ausbaus des hochrangigen Straßennetzes (Autobahnen und 
Schnellstraßen) und ihrer ökologischen Wirksamkeit.

Der RH führte die Überprüfung bei den zuständigen Stellen im BMVIT 
als Behörde sowie bei der Autobahnen– und Schnellstraßen–Finanzie-
rungs–Aktiengesellschaft (ASFINAG) und ihren Tochtergesellschaften 
als Projektverantwortliche durch. 

Zu dem im Juli 2007 übermittelten Prüfungsergebnis übersandten die 
ASFINAG und das BMVIT dem RH im August und Oktober 2007 Stel-
lungnahmen. Eine Gegenäußerung des RH war nicht notwendig.

 2 A 8 Innkreis Autobahn (Abschnitt Wels – Sattledt)

 S 31 Burgenland Schnellstraße (Abschnitt Neutal – Oberpullendorf)

 S 1 Wiener Außenring Schnellstraße (Abschnitt Knoten Vösendorf – 
Knoten Schwechat)

 A 5 Nordautobahn (Abschnitt Knoten Eibesbrunn – Schrick)

 S 33 Kremser Schnellstraße (Donaubrücke Traismauer)

Das Gesamtinvestitionsvolumen dieser Projekte in Höhe von 1,05 Mrd. 
EUR entsprach dem jährlichen Ausgabenvolumen für Bauaktivitäten der 
ASFINAG. Die Projekte umfassten sowohl bereits vollendete als auch in 
Planung bzw. Umsetzung befi ndliche Bauvorhaben. Sie deckten einen 
relativ langen Zeitraum (Trassenverordnung für A 8 erging im Jahr 1991, 
S 33 war in der Projektphase) inklusive der zwischenzeitlich geänderten 
Rahmenbedingungen auf technischer und rechtlicher Ebene ab. 

Zudem sollten Projekte verglichen werden, die durch ökologisch unter-
schiedlich sensible Gebiete mit daraus resultierenden ökologischen 
Ausgleichsmaßnahmen führen. Sie ergaben somit ein repräsentatives 
Bild der Neubautätigkeit der ASFINAG sowie der im Straßenbau ent-
stehenden Umweltprobleme.

Prüfungsablauf und 
–gegenstand

Projektauswahl
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 3.1 Der Kostenanteil für Umwelt– und Gesundheitsschutzmaßnahmen an 
den Gesamtkosten stieg in den vergangenen 20 Jahren aufgrund stren-
gerer Rechtsvorschriften, höherer Verkehrsdichte und der Ausweitung 
des Siedlungsraums deutlich an. Er lag zur Zeit der Gebarungsüber-
prüfung bei den vom RH näher betrachteten Bauabschnitten der Stra-
ßenbauprojekte zwischen 17 % und über 40 %. Der Hauptanteil lag 
beim Lärmschutz (S 1, A 8 und A 5), gefolgt von den ökologischen 
Ausgleichsmaßnahmen (S 33 und S 1).1) Die erhöhte Sensibilisierung 
der Bevölkerung gegenüber Beeinträchtigungen durch den Straßen-
verkehr bedingte häufi g hohe Unterfl ur– und Tunnelanteile, die sich 
als sehr kostenintensiv erwiesen.

1) Bei den Bauvorhaben A 8, S 1 und A 5 lag der Anteil der Lärmschutzmaßnahmen an 
den Gesamtkosten bei über 15 %. Eine nähere Analyse der Lärmschutzmaßnahmen 
ergab, dass vor allem Tunnelbauten, Unterfl urtrassen, Tieferlegungen des Straßenni-
veaus und Lärmschutzdämme die Kostentreiber waren. Hingegen waren bei der S 31 
und der S 33 die ökologischen Ausgleichsmaßnahmen bestimmend für die Höhe der 
Umweltkosten; ihr Anteil belief sich jeweils auf über 70 % der Kosten für Umwelt– 
und Gesundheitsschutzmaßnahmen. 

 Ein hoher Anteil der Kosten für die ökologischen Ausgleichsmaßnahmen entstand 
durch Grundeinlösen für Umweltfl ächen und Querungshilfen für Tiere (z.B. Grünbrü-
cken, Wild– und Amphibiendurchlässe). Unter den Umweltfl ächen wird der zusätzliche 
Flächenbedarf für Umweltschutzmaßnahmen zusammengefasst, also Ersatzauffors-
tungen, ökologische Ausgleichsfl ächen sowie Flächen für Lärmschutz– und Gewäs-
serschutzmaßnahmen.

 3.2 Der RH identifi zierte die Lärmschutzmaßnahmen und ökologischen 
Ausgleichsmaßnahmen als wichtigste Kostengrößen im Bereich der 
Umwelt– und Gesundheitsschutzmaßnahmen. 

 4.1 Grundlegende Untersuchungen zur Notwendigkeit, Zweckmäßigkeit 
und Machbarkeit von Straßenbauvorhaben werden im Rahmen von 
Voruntersuchungen angestellt. Ein positives Ergebnis dieser Untersu-
chungen ist Voraussetzung für die spätere Aufnahme in das Straßen-
bauprogramm (Anhang Bundesstraßengesetz 1971).

Das Bundesstraßengesetz 1971 verlangt bei der Neuerrichtung von 
Bundesstraßen die Bedachtnahme auf die Wirtschaftlichkeit. Die Pro-
jektierungsdienstanweisung des BMVIT bestimmt, dass zur Beurteilung 
einer geplanten Maßnahme bei Voruntersuchungen und Vorprojekten 
sowie in der Regel bei den darauf folgenden Projektschritten Nutzen–
Kosten–Untersuchungen zwingend vorzunehmen sind. Für die geprüf-
ten Projekte waren die Nutzen–Kosten–Untersuchungen teilweise nicht 
dokumentiert und zum Teil nur in Ansätzen vorhanden.

Kostenanteil für 
Umwelt– und 
Gesundheitsschutz-
maßnahmen

Nutzen–Kosten–
Erwägungen im 
hochrangigen 
Straßenbau

Maßnahmen zum Schutz der Umwelt und der 
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Die mit Fortschreiten der Planungsarbeiten erfolgende Konkretisierung 
der Baukosten führte häufi g zu erheblichen Kostenerhöhungen. Eine 
neuerliche Beurteilung der betroffenen Projekte, ob diese bei geän-
derter Kostensituation nach wie vor (wirtschaftlich) zweckmäßig sind, 
fand nicht statt. Die Projektierungsarbeiten wurden fortgesetzt.

 4.2 Die Wirtschaftlichkeitsabwägungen bei den Investitionsentscheidungen 
im Straßenbau sind verbesserungsbedürftig. Bislang wurden nachträg-
liche, erhebliche Änderungen der Investitionskosten nur unzureichend 
im Entscheidungsprozess berücksichtigt. Aufgrund der Kostenerhö-
hungen waren die ursprünglichen Annahmen für eine positive Inves-
titionsentscheidung nicht mehr gegeben.

Der RH empfahl dem BMVIT, Richtlinien für ein Bewertungssystem 
zu entwickeln, das klarstellt, bis zu welchem Nutzen–Kosten–Verhält-
nis ein Straßenbauvorhaben volks– und betriebswirtschaftlich sinn-
voll ist, und das eine Prioritätenreihung ermöglicht.

Weiters empfahl der RH dem BMVIT und der ASFINAG, bei festgelegten 
Meilensteinen, gravierenden inhaltlichen Änderungen oder erheblichen 
Kostensteigerungen der Projekte die ursprünglichen Nutzen–Kosten–
Untersuchungen auf ihre aktuelle Gültigkeit zu evaluieren. Bei Über-
schreiten bestimmter Grenzen müsste sodann entschieden werden, ob 
das Projekt weitergeführt wird, dafür andere Projekte zurückgestellt 
werden oder wie die zusätzlich notwendigen fi nanziellen Mittel auf-
zubringen sind.

Die Lösung des Zielkonfl ikts zwischen den notwendigen Mehrkosten 
und dem Umweltschutz sowie den Anrainerinteressen bleibt letztlich 
einer politischen Entscheidung vorbehalten.

 4.3 Laut Stellungnahme des BMVIT sei die volkswirtschaftliche Sinnhaftig-
keit von Infrastrukturvorhaben im Straßenbereich in Österreich (wie auch 
in Deutschland und in der Schweiz) in der Literatur als gut untersucht 
und abgesichert dargestellt. Sie werde dadurch ausgewiesen bzw. bestä-
tigt, wenn das Verhältnis Nutzen zu Kosten größer oder gleich eins ist.

Die betriebswirtschaftliche Sinnhaftigkeit werde durch die ASFINAG 
anhand der konzerninternen Projektergebnisrechnung für jedes Vor-
haben untersucht.

Eine Prioritätenreihung könne jedoch nicht allein auf betriebswirtschaft-
licher Basis erfolgen, sondern müsse auch aktuelle verkehrs– und wirt-
schaftspolitische Aspekte berücksichtigen. Vor dem Hintergrund von 
begrenzten fi nanziellen Ressourcen gelte es, sowohl den Ausbau der pri-

Nutzen–Kosten–Erwägungen im 
hochrangigen Straßenbau
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oritären Achsen als auch regional– und standortpolitische Erfordernisse, 
die mit den Ausbauplänen am niederrangigen Netz abgestimmt sein 
müssen, einzubeziehen. In diesem Sinne sei die Prioritätenreihung 2007 
vom BMVIT in Abstimmung mit dem Bundesminister für Finanzen, der 
ASFINAG und den Landeshauptleuten erstellt worden.

Der Empfehlung, die Nutzen–Kosten–Untersuchungen auf ihre aktu-
elle Gültigkeit bei festgelegten Meilensteinen, gravierenden inhaltlichen 
Änderungen oder erheblichen Kostensteigerungen zu evaluieren, könne 
aus fachlicher Sicht nur zugestimmt werden. Entscheidungen, ob ein 
Projekt vorangetrieben werde oder nicht, würden aber auch unter den 
politischen Rahmenbedingungen getroffen.

Die ASFINAG teilte in ihrer Stellungnahme mit, dass eine gesamtwirt-
schaftliche Beurteilung eines Projekts nicht vorgeschrieben sei. Eine Kos-
ten–Nutzen–Analyse würde die Feststellung erlauben, ob der monetär 
bewertete Nutzen einer Maßnahme höher ist als die Kosten. Sie würde 
daher als einzige Methode eine Aussage über die „absolute“ gesamtwirt-
schaftliche Vorteilhaftigkeit einer Maßnahme gegenüber ihrer Unterlas-
sung aufzeigen. Die notwendige monetäre Bewertung der Beurteilungs-
kriterien sei aber nicht immer einfach und vielfach umstritten.

Sowohl die in der Dienstanweisung geforderte Nutzwertanalyse als auch 
die Kosten–Wirksamkeits–Analyse seien ausschließlich in der Lage, ver-
schiedene Projektalternativen (Trassenvarianten) gegenüberzustellen.

Der Hinweis des RH, nach Abschluss einer Projektphase (bzw. vor der 
behördlichen Einreichung des entsprechenden Projekts) eine Betrach-
tung der gesamtwirtschaftlichen Sinnhaftigkeit eines Projekts in Form 
einer Kosten–Nutzen–Analyse durchzuführen, sei zu begrüßen und auf-
zunehmen. Wichtig würde dabei sein — wie vom RH empfohlen —, für 
alle Projekte von vornherein und einheitlich festzulegen, wie mit dem 
Ergebnis weiter umzugehen ist (Neureihung von Projekten, Adaptie-
rungen, Zurückreihung etc.). 

Eine rein betriebswirtschaftliche Betrachtung eines Projekts (Berech-
nung eines Barwerts im Rahmen der so genannten Projektergebnis-
rechnung) werde grundsätzlich vor jedem Abschluss einer Projektie-
rungsphase (und entsprechender behördlicher Einreichung) durch die 
ASFINAG durchgeführt.

Nutzen–Kosten–Erwägungen im 
hochrangigen Straßenbau
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Hinsichtlich der angeführten Kostenerhöhungen mit Fortschreiten der 
Planungsarbeiten hielt die ASFINAG fest, dass diese Erhöhungen mit 
laufenden Konkretisierungen des Projekts einhergehen würden. Seien 
in frühen Planungsstadien nur Kostenansätze pro Laufmeter für ein 
kaum detailliertes Projekt möglich, so erweitere sich der Kenntnisstand 
mit dem Fortschreiten der Planungen.

 5.1 Projekte im hochrangigen Straßenbau sind aufgrund gesetzlicher und 
EU–rechtlicher Vorgaben einer Umweltverträglichkeitsprüfung zu 
unterziehen. Dabei sollen unter Beteiligung der Öffentlichkeit und 
auf fachlicher Grundlage die unmittelbaren sowie mittelbaren Auswir-
kungen des Projekts auf die gesamte Umwelt festgestellt und bewertet 
werden. Die Wechselwirkungen mehrerer Auswirkungen untereinan-
der sind miteinzubeziehen. Weiters sind Maßnahmen zu prüfen, durch 
die schädliche, belästigende oder belastende Auswirkungen des Vor-
habens auf die Umwelt verhindert oder verringert bzw. günstige Aus-
wirkungen vergrößert werden.

Auf Basis der Ergebnisse des Umweltverträglichkeitsprüfungsverfahrens 
legte das BMVIT den Straßenverlauf mit Verordnung fest und schrieb 
der ASFINAG weitere Ausgleichsmaßnahmen vor, um die Umweltver-
träglichkeit des Projekts zu gewährleisten. Die Vorschreibung dieser 
„Aufl agen“ erfolgte mit projektspezifi scher Dienstanweisung an die 
ASFINAG. Diese war zwar grundsätzlich bemüht, die Ausgleichsmaß-
nahmen umzusetzen, warf allerdings im Zuge der Gebarungsüberprü-
fung immer wieder die Frage nach der Verbindlichkeit dieser projekt-
spezifi schen Dienstanweisungen auf.

Seit der Novellierung des Bundesstraßengesetzes 1971 und des Umwelt-
verträglichkeitsprüfungsgesetzes im Jahr 2004 war die Rechtslage 
insofern geändert, als nunmehr die Genehmigung der Straße durch 
Bescheid des BMVIT in einem teilkonzentrierten Verfahren erfolgt.1) 
Somit spricht das BMVIT gleichzeitig mit dem Verlauf der Straße auch 
über forstrechtliche und allenfalls auch über eisenbahnrechtliche Fra-
gen ab. Neben diesem Bescheid des BMVIT sind für die Straße in der 
Regel weiterhin auch eine wasserrechtliche Bewilligung des Landes-
hauptmanns und eine naturschutzrechtliche Bewilligung der Landes-
regierung erforderlich.

1) Zur Zeit der Gebarungsüberprüfung durch den RH war noch kein großes Straßen-
bauprojekt nach der neuen Rechtslage genehmigt. Es lagen nur Genehmigungen 
im vereinfachten Verfahren vor.

Umweltverträglich-
keitsprüfung und 
Vorschreibung von 
Umweltaufl agen
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 5.2 Der RH wies darauf hin, dass die rechtliche Grundlage für Dienstan-
weisungen des BMVIT an die ASFINAG unklar ist. Das ASFINAG–
Ermächtigungsgesetz 1997 und der Fruchtgenussvertrag, mit denen 
die Aufgaben des Bundes zum Straßenbau und zur Straßenerhaltung 
der ASFINAG übertragen werden, sehen keine Weisungsbeziehung zwi-
schen BMVIT und ASFINAG vor. 

Sie sprechen lediglich von einem Recht des Bundes, „Zielvorgaben hin-
sichtlich der verkehrs–, sicherheits– und bautechnischen Ausgestaltung“ 
zu setzen, „Grundsätze für die technische Durchführung“ festzulegen 
und eine „begleitende Kontrolle“ durchzuführen. Die Verbindlichkeit und 
Durchsetzbarkeit insbesondere der konkreten und projektspezifi schen 
Vorgaben gegenüber der ASFINAG waren damit nicht sichergestellt.

Die neue Rechtslage stellt einen klaren Fortschritt gegenüber der 
früheren Festlegung von Straßen mit Verordnung dar. Sie verlangt eine 
stärkere Abstimmung aller beteiligten Behörden, verbessert den Rechts-
schutz der Anrainer und gewährleistet über die Vorschreibung von 
Bescheidaufl agen nunmehr die Durchsetzbarkeit der für die Umwelt-
verträglichkeit des Projekts erforderlichen Ausgleichsmaßnahmen. 

Ziel eines Umweltverträglichkeitsprüfungsverfahrens ist eine gesamt-
hafte Betrachtung der Umweltauswirkungen mit allen ihren Wechsel-
wirkungen. Aus Sicht des RH wäre dies in einem vollkonzentrierten 
Genehmigungsverfahren leichter zu gewährleisten als — wie nunmehr 
vorgesehen — in einem teilkonzentrierten.

 5.3 Laut Stellungnahme der ASFINAG werde die rechtliche Umsetzung eines 
konzentrierten Genehmigungsverfahrens im Rahmen der Planung von 
Bundesstraßen auch von Seiten des Projektwerbers grundsätzlich begrüßt. 
In Ergänzung zur Argumentation des RH sei festzuhalten, dass mit einem 
solchen konzentrierten Genehmigungsverfahren auch die Rechtssicherheit 
der Umsetzung von Bundesstraßenplanungsprojekten deutlich verbessert 
werden könne. Die Teilkonzentration würde die gegebenen Defi zite hin-
sichtlich der Rechtssicherheit nicht voll zu kompensieren vermögen.

Umweltverträglichkeitsprüfung und 
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 6.1 Lärm1) (störender Schall) ist eine vom Menschen unmittelbar emp-
fundene Umweltbelastung. Er beeinträchtigt die Lebensqualität und 
kann bei dauerhafter Einwirkung auch negative Auswirkungen auf die 
Gesundheit haben. Laut dem 8. Umweltkontrollbericht, 2007, würden 
sich 29 % der Bevölkerung durch Lärm gestört fühlen.

1) Die Lärmbelastung (Schalldruckpegel) wird in Dezibel (dB) angegeben. Für die bei der 
Lärmmessung verwendete logarithmische Dezibelskala gelten besondere Rechenre-
geln: Wenn man zwei gleich laute Schallquellen addiert, ergibt das nicht — wie bei der 
arithmetischen Addition — den doppelten Wert der beiden Einzelwerte, sondern ledig-
lich einen um 3 dB höheren Gesamtschallpegel (z.B.: 60 dB + 60 dB = 63 dB). Zwei 
um 5 dB unterschiedliche Schallquellen erzeugen bei einer Addition einen Gesamt-
schallpegel, der gerade noch um 1 dB über der lauteren der beiden Schallquellen liegt 
(z.B.: 55 dB + 60 dB = 61 dB). 

 Bei der Schallpegeladdition mit Pegelunterschieden von 10 dB und mehr ist der Gesamt-
schallpegel der lauteren Schallquelle gleichzusetzen, d.h. es resultiert daraus keine wei-
tere Schallpegelzunahme (z.B.: 50 dB + 60 dB = 60 dB).

 Auf das Verkehrsaufkommen bezogen bedeutet dies, dass dessen Verdoppelung eine 
Pegeländerung von 3 dB, eine Vervierfachung eine Erhöhung um 6 dB bewirkt. 
Umgekehrt entspricht eine Pegelminderung um 3 dB einer Halbierung des Verkehrs-
aufkommens.

Hauptverursacher von Lärm ist der Verkehr, speziell der Straßenver-
kehr. Die Lärmbelastung kann durch rechtliche Vorgaben (Festlegung 
von Grenzwerten, Erlassung von Geschwindigkeitsbeschränkungen), 
zielgerichtete Planung (Verkehrsplanung, Raumordnung, Flächenwid-
mung) und technische Maßnahmen verringert werden. Technische 
Maßnahmen können am Ort der Lärmentstehung (lärmarme Motoren, 
Reifen, Fahrbahnbeläge), zur Beeinfl ussung der Schallausbreitung 
(Lärmschutzwände, Einhausungen) und am Immissionsort (Schall-
schutzfenster, spezielle Belüftungseinrichtungen) gesetzt werden.

Die World Health Organization der Vereinten Nationen (WHO) gibt als 
Richtwert für den vorbeugenden Gesundheitsschutz 55 dB für den Tag und 
45 dB für die Nacht an. Allgemein verbindliche Grenzwerte lagen weder 
auf nationaler noch auf EU–Ebene vor. In der Dienstanweisung „Lärm-
schutz an Bundesstraßen“ (Dienstanweisung Lärmschutz) des BMVIT aus 
dem Jahr 1999 waren für bestehende und geplante Straßen Immissions-
grenzwerte von 60 dB am Tag und 50 dB in der Nacht festgelegt.

Im Zuge von Umweltverträglichkeitsprüfungsverfahren erachteten die 
Sachverständigen die in der Dienstanweisung Lärmschutz festgelegten 
Grenzwerte als nicht ausreichend. Abweichend von der Vorgabe die-
ser Dienstanweisung wurde zur Vermeidung gesundheitlicher Beein-
trächtigungen die Einhaltung der von der WHO empfohlenen Richt-
werte verlangt. 

Vorgaben für den 
Lärmschutz an 
Bundesstraßen
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Ungeachtet der Tatsache, dass die Dienstanweisung Lärmschutz nur 
Wohngebiete schützt, wird in den Umweltverträglichkeitsprüfungsver-
fahren auch die Einhaltung von 55 dB für Erholungsräume gefordert. 
In weiterer Folge wurden die von den Sachverständigen geforderten 
(niedrigeren) Werte in die projektspezifi schen Dienstanweisungen des 
BMVIT an die ASFINAG aufgenommen.

 6.2 Der Bau von Lärmschutzanlagen zur Absenkung der Lärmemissionen 
auf die projektspezifi sch vorgeschriebenen Grenzwerte hatte bei den 
vom RH geprüften Projekten Lärmschutzkosten von bis zu 32 % der 
Gesamtkosten zur Folge. Zudem stellen effektive Lärmschutzmaßnah-
men eine wichtige Voraussetzung für die soziale Akzeptanz von Stra-
ßenbauvorhaben dar.

Der RH stellte fest, dass sich das BMVIT bei Neubauprojekten in der Regel 
nicht an den selbst festgelegten Grenzwerten, sondern an den von den 
Sachverständigen eingeforderten Richtwerten der WHO orientierte. Er 
empfahl daher zu prüfen, ob die Werte der Dienstanweisung Lärmschutz 
den heutigen Anforderungen entsprechen. Die als zweckmäßig erach-
teten Grenzwerte sollten allenfalls in Form einer Verordnung festgelegt 
werden. Dies würde die Transparenz und Rechtssicherheit erhöhen.

 6.3 Laut Stellungnahme des BMVIT würden die Werte der Dienstanwei-
sung Lärmschutz den heutigen Anforderungen entsprechen. Sie seien 
die niedrigsten Werte in Europa. Gegen eine Verordnung, in der die 
als zweckmäßig erachteten Grenzwerte festgelegt werden, würde aus 
fachlicher Sicht keine Einwendung bestehen.

 7.1 Ein wesentliches Ziel der Straßenplanung ist, Trassen so auszuwählen, 
dass Wohngebiete möglichst nicht beeinträchtigt werden. Wo dies nicht 
möglich ist, sind bauliche Maßnahmen zur Reduzierung der von Stra-
ßenverkehrsaufkommen verursachten Lärmimmissionen unverzichtbar. 
Diese reichen von der Absenkung des Straßenniveaus über Lärmschutz-
dämme und –wände bis zur Umschließung der Straße (Einhausungen, 
Lärmschutztunnel, Unterfl urtrassen). 

Die Kosten der einzelnen Maßnahmen sind sehr unterschiedlich. So 
kostete z.B. die Errichtung eines Laufmeters einer vier Meter hohen 
Lärmschutzwand rd. 720 EUR, einer acht Meter hohen Steilwand 
rd. 3.200 EUR und eines Lärmschutztunnels rd. 35.000 EUR. Von beson-
derer Bedeutung im Zusammenhang mit Lärmschutztunnels sind die 
erhöhten Sicherheitsvorschriften, die größere Querschnitte, einen zwei-
röhrigen Ausbau und die Ausführung anderer kostenerhöhender Maß-
nahmen bedingen.
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Bei den vom RH betrachteten Straßenbauvorhaben fi elen für Lärm-
schutzanlagen folgende Kosten an oder wurden prognostiziert:

Die stark unterschiedlichen Kosten für Lärmschutz waren durch die 
Entfernung der Trassen zu Wohngebieten begründet. Beim betrach-
teten Abschnitt der S 31 waren keine Lärmschutzanlagen erforder-
lich, weil die Trasse in ausreichender Entfernung zu den Orten geführt 
werden konnte. Auch bei der S 33 Donaubrücke Traismauer waren 
die geplanten Kosten für Lärmschutzanlagen vergleichsweise gering, 
obwohl über den gesamten Abschnitt beidseitig Lärmschutzwände vor-
gesehen waren.

Wesentlich höhere Kosten fallen überall dort an, wo aufgrund der Nähe 
zu Wohngebieten die Errichtung von Tunnels erforderlich ist. Bei der 
S 1 Abschnitt Vösendorf – Schwechat waren daher mit 5,17 Mill. EUR/km 
die höchsten Lärmschutzkosten zu verzeichnen. Dabei ist zu berück-
sichtigen, dass etwa die Hälfte der Kosten der ausgeführten Tunnelstre-
cken dem Lärmschutz zugerechnet wurde. Die restlichen Tunnelstre-
cken beschränken zwar ebenfalls die Lärmausbreitung, ihre Errichtung 
erfolgte aber aufgrund von verkehrstechnischen Erfordernissen (Que-
rung bestehender Straßen).

Hohe Kosten für Lärmschutz fi elen auch beim Bau der A 8 Abschnitt 
Wels – Sattledt an. Die Ausführung zweier Straßenbereiche als Unterfl ur-
trasse und die Einhausung der Straße im Bereich der Querung der Traun 
erfolgte ausschließlich aus Lärmschutzgründen (44 % der rd. 11 km lan-
gen Strecke).

Lärmschutz im Neubau

Straßenbezeichnung A 8 S 31 S 1 A 5 S 33

Bauabschnitt Wels –  Neutal – Ober- Vösendorf – Eibesbrunn – Donaubrücke 
 Sattledt pullendorf Schwechat Schrick Traismauer

 (Ist) (Ist) (Ist) (Plan) (Plan)

 in Mill. EUR

Kosten 48,62 – 83,83 45,19 10,47

Kosten/km 4,40 – 5,17 1,99 1,59

 in %
Kostenanteil an 
Umwelt– und Gesund-
heitsschutzmaßnahmen 74,8 – 73,6 63,6 24,3

Kostenanteil 
an Gesamtkosten 31,5 – 19,2 17,7 6,2
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Bei der A 5 Abschnitt Knoten Eibesbrunn – Schrick entfi el auf den 460 m 
langen Lärmschutztunnel Eibesbrunn etwa ein Drittel der gesamten Lärm-
schutzkosten.

 7.2 Unbestritten ist, dass ein „Verschwinden“ von Straßen im Untergrund 
die Akzeptanz bei den Anrainern wesentlich erhöht. Der RH wies jedoch 
darauf hin, dass Lärmschutzmaßnahmen, wie die Errichtung von Tun-
nels, Unterfl urtrassen und Einhausungen von Straßen, die Baukosten 
markant erhöhen und der Straßenneubau im siedlungsnahen Bereich 
damit an seine wirtschaftliche Grenze stößt.

Da die Lärmschutzmaßnahmen aufgrund von Vorgaben im Rahmen 
der Umweltverträglichkeitsprüfungsverfahren erforderlich sind, lassen 
sich die Kosten allenfalls durch eine andere Trassenwahl und die Art 
der Bauausführung reduzieren.

Zusätzliche Maßnahmen zur Erhöhung der Akzeptanz bei den Anrainern, 
wie eine Verlängerung von Tunnelstrecken ohne lärmtechnische Erfor-
dernisse, wären nach Ansicht des RH wirtschaftlich nicht vertretbar.

 7.3 Laut Stellungnahme der ASFINAG sei die eindeutige Zuordnung der Kos-
ten eines Objekts (z.B. eines Tunnels) zu einer Kostensphäre (Umwelt– 
und Gesundheitskosten oder bautechnische Notwendigkeit) eine kom-
plexe Aufgabe und zum Teil kaum möglich. 

Grundsätzlich stelle die Errichtung eines Tunnels die Berücksichtigung 
topographischer oder bautechnischer Zwangspunkte (Hügel, Einschnitt 
nicht möglich oder unwirtschaftlich) dar. Gleichzeitig erfülle ein sol-
ches Objekt natürlich auch eine Schutzfunktion hinsichtlich der Schall-
ausbreitung. Der Zuordnung der Kosten eines Objekts komme daher 
besondere Bedeutung zu.

 8.1 Die Dienstanweisung Lärmschutz aus dem Jahr 1999 sollte die von 
Bundesstraßen ausgehende Lärmbelastung vermindern und sah eine 
Herabsetzung der zulässigen Lärmgrenzwerte um 5 dB auf 60 dB am 
Tag und 50 dB in der Nacht vor. Die fi nanziellen Auswirkungen wurden 
auf rd. 5 Mrd. ATS (rd. 363 Mill. EUR) für alle Bundesstraßen — dazu 
gehörten damals auch die mit B bezeichneten Straßen — geschätzt.

Lärmschutzmaß-
nahmen im Bestand

Lärmschutz im Neubau Maßnahmen zum Schutz der Umwelt und der 
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Auf Autobahnen und Schnellstraßen entstand durch die Dienstanwei-
sung Lärmschutz ein bedeutender Anpassungsbedarf, weil der gegebene 
Lärmschutzstandard zu dieser Zeit — nach Auskunft der ASFINAG — 
weitestgehend den bis dahin gültigen höheren Grenzwerten entsprach. 
Die Errichtung zusätzlicher Anlagen war erforderlich, weil die Lärm-
belastung von vielen, von der Straßentrasse weiter entfernt liegenden 
Wohnhäusern (von Geländeform abhängig – bis zu 500 m) nunmehr 
über den zulässigen Lärmgrenzwerten lag.

Die ASFINAG errichtete aufgrund der geänderten Vorgabe im Zeit-
raum 2000 bis 2006 entlang bestehender Autobahnen und Schnellstra-
ßen etwa 380 km Lärmschutzwände und investierte dafür in Summe 
bisher rd. 246 Mill. EUR. 

Zur Zeit der Gebarungsüberprüfung lagen bei den geprüften Stellen 
keine Informationen vor, ob und inwieweit das vorgegebene Lärm-
schutzziel bereits erreicht war. Es war nicht bekannt, in welchen 
Gebieten Anrainer noch immer von über den Grenzwerten liegenden 
Lärmbelastungen betroffen waren und in welchem Umfang noch Lärm-
schutzanlagen benötigt wurden. Die vorhandene Belastung konnte nur 
aus einzelnen Messungen und Berechnungen abgeleitet werden.

Auskunft über die tatsächlich gegebene Lärmsituation werden erst die 
gemäß Bundes–Umgebungslärmschutzgesetz zu erstellenden strate-
gischen Umgebungslärmkarten geben. Auf dieser Grundlage sind bis 
31. Mai 2008 Aktionspläne mit lärmmindernden Maßnahmen zu erstel-
len. Der Bundesminister für Verkehr, Innovation und Technologie hat 
die Erstellung der strategischen Umgebungslärmkarten und der Akti-
onspläne per Dienstanweisung der ASFINAG übertragen.

 8.2 Nach Ansicht des RH wäre es bei der Umsetzung der Dienstanwei-
sung Lärmschutz zweckmäßig gewesen, noch vor Beginn des Aus-
baus der Lärmschutzeinrichtungen Erhebungen anzustellen, um objek-
tive Grundlagen über die Lärmbelastung der an die Autobahnen und 
Schnellstraßen angrenzenden Wohngebiete zu erhalten. Auf Basis der 

Lärmschutzmaßnahmen im Bestand

 2000 2001 2002 2003 2004 2005 2006

 in Mill. EUR

Ausgaben 11,04 16,06 23,93 30,51 35,72 56,44 71,86

 in km
Lärmschutzwände 
(Neubau) 17,5 25,5 38,0 48,4 56,7 89,6 108,0
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erhobenen Informationen hätten der Gesamtinvestitionsbedarf ermit-
telt, der Umsetzungszeitraum sowie eine Prioritätenreihung festge-
legt und daraus jährliche Bauprogramme abgeleitet werden sollen. 
Damit würden auch nachvollziehbare und transparente Kriterien für 
die betroffene Bevölkerung vorliegen.

Der RH empfahl dem BMVIT und der ASFINAG, den noch bestehenden 
Bedarf an Lärmschutz im Bestand zu ermitteln und das Bauprogramm 
darauf abzustimmen. Da hiefür die bestehende Lärmbelastung erho-
ben werden muss, ist die Erstellung von Umgebungslärmkarten, wie sie 
aufgrund des Bundes–Umgebungslärmschutzgesetzes erforderlich sind, 
vordringlich. Die Vorarbeiten zur Erstellung der strategischen Umge-
bungslärmkarten standen Ende 2006 erst am Beginn. Nach Einschät-
zung des RH wird ihre Fertigstellung nicht termingerecht erfolgen.

 8.3 Laut Stellungnahme der ASFINAG sei bereits Anfang 2004 begonnen 
worden, Pilotprojekte zu beauftragen. Diese hätten nicht nur der ASFI-
NAG als Grundlage zur effi zienten und wirtschaftlichen Umsetzung der 
Umgebungslärmrichtlinie gedient, sondern auch maßgebliche Basis-
daten für die Festlegungen in der Bundes–Umgebungslärmschutzver-
ordnung sowie in den in diesem Zusammenhang verbindlichen Richt-
linien dargestellt. 

Die ASFINAG habe in diesem Zeitraum die Koordination der mit der 
Umsetzung der Umgebungslärmrichtlinie befassten Organisationen und 
Ministerien übernommen. Basierend auf diesen massiven Vorleistun-
gen der ASFINAG sei es daher möglich gewesen, umgehend mit der 
Umsetzung des Bundes–Umgebungslärmschutzgesetzes für alle betrof-
fenen Verkehrsträger zu beginnen.

Die Beauftragung dieser für die Erstellung der strategischen Lärmkar-
ten unbedingt erforderlichen Vorleistungen sei durch die ASFINAG 
lange vor der Übertragung der Umsetzung des Bundes–Umgebungs-
lärmschutzgesetzes durch den Bundesminister für Verkehr, Innovation 
und Technologie erfolgt. Erst aufgrund des Engagements der ASFINAG 
seien die Basisdaten für die erforderlichen Richtlinien und somit für die 
Bundes–Umgebungslärmschutzverordnung vorhanden gewesen. Weiters 
sei dem BMVIT mitgeteilt worden, dass die vorgegebenen Termine unre-
alistisch seien. Daher könne der ASFINAG bei einer allfälligen Nicht-
einhaltung dieser Termine kein Vorwurf gemacht werden.

Weiters sei, trotz mehrmaliger Urgenz durch die ASFINAG beim zustän-
digen Ministerium, hinsichtlich der Kostentragung für die Umsetzung 
noch keine Entscheidung gefallen.

Lärmschutzmaßnahmen im Bestand Maßnahmen zum Schutz der Umwelt und der 
Gesundheit im Straßenbau in Österreich
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Der derzeitige Zeitplan ermögliche unter der Voraussetzung, dass es weder 
zu Verzögerungen bei der Erstellung des dreidimensionalen Geländemodells 
noch bei jener der strategischen Lärmkarten und Aktionspläne kommt, 
eine rechtzeitige Übermittlung der erforderlichen Daten an die EU.

 9.1 Bei der Planung und beim Bau von Bundesstraßen ist laut Bundesstra-
ßengesetz 1971 vorzusorgen, dass Beeinträchtigungen der Nachbarn 
durch den zu erwartenden Verkehr so weit herabgesetzt werden, als 
dies mit wirtschaftlich vertretbarem Aufwand erreicht werden kann.

In der Dienstanweisung Lärmschutz aus dem Jahr 1999 wurde straßen-
seitigen Lärmschutzmaßnahmen (z.B. Dämme, Wände) Vorrang einge-
räumt, weil so auch Frei– (Haus– und Vorgärten etc.) und Innenräume 
(bei geöffneten Fenstern) geschützt werden können. Ihre Errichtung 
wurde als wirtschaftlich vertretbar erachtet, wenn die hiefür aufzu-
wendenden Kosten das Sechsfache der Herstellkosten objektseitiger 
Maßnahmen für schutzwürdige Häuser nicht übersteigen.

Aufgrund dieser Festlegung war die Errichtung von straßenseitigen 
Lärmschutzanlagen auch für relativ weit von der Straße entfernte 
Wohnsiedlungen erforderlich. Der Schutz solcher Siedlungen war kos-
tenintensiv, weil die Errichtung von langen und häufi g auch hohen 
Lärmschutzwänden erforderlich war, um die Lärmimmissionen unter 
die vorgegebenen Grenzwerte abzusenken.

Die im November 2006 erlassene Neufassung der Dienstanweisung 
Lärmschutz brachte diesbezüglich eine wesentliche Änderung. Um 
künftig Kosten einzusparen, wurde das Wirtschaftlichkeitskriterium 
auf ein Verhältnis von maximal 3:1 herabgesetzt, d.h. straßenseitige 
Lärmschutzmaßnahmen werden dann für vertretbar erachtet, wenn sie 
maximal das Dreifache von objektseitigen Maßnahmen kosten.

 9.2 Das nunmehr geltende Wirtschaftlichkeitskriterium reduziert die Anzahl 
der Straßenabschnitte, an denen die Errichtung von straßenseitigen 
Lärmschutzanlagen als wirtschaftlich vertretbar erachtet wird, wesent-
lich;1) das Kostensenkungsziel wird nach Ansicht des RH erreicht wer-
den.

1) Von den 31 von der ASFINAG im Jahr 2006 beauftragten Lärmschutzprojekten hät-
ten lediglich 14 Projekte dem neuen Wirtschaftlichkeitskriterium entsprochen. Damit 
wären anstatt 76 km lediglich 28 km Lärmschutzwände zur Ausführung gelangt.

Lärmschutzmaßnahmen im Bestand
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 10.1 Für die Bewilligungsfähigkeit von Straßenbauprojekten sind unter den 
Gesichtspunkten ökologischer Anforderungen an die Projekte auch das 
Forstgesetz 1975 und die Naturschutzgesetze der Länder maßgeblich. 
Das BMVIT schrieb der ASFINAG eine Reihe von ökologischen Aus-
gleichsmaßnahmen vor, um die negativen Auswirkungen von Stra-
ßenbauprojekten auf das ökologische Gefüge zu begrenzen.

Zur Minderung der Barrierewirkung der Straßen mussten technische 
Verbindungselemente wie Grünbrücken1) und Durchlässe als Wildque-
rungshilfen oder Amphibienschutzeinrichtungen errichtet werden.2) 
Verlorenen bzw. in seiner Funktionsfähigkeit stark beeinträchtigten 
Naturraum musste die ASFINAG durch Maßnahmen, wie z.B. Ersatzauf-
forstungen, Schaffung von Ersatzlaichgewässern und Gestaltung neuer 
Lebensräume, ausgleichen. In diesem Zusammenhang wurde teilweise 
auch die Beschaffung von Ausgleichsfl ächen notwendig (Ankauf bzw. 
vertragliche Vereinbarungen).

1) Die Grünbrücken der vom RH geprüften Projekte haben eine Breite zwischen 25 m 
und 80 m; sie sind teilweise multifunktional gestaltet, d.h. auf ihnen werden Feld– 
oder Forstwege mitgeführt.

2) Auch Unterfl ur– und Tunnelstrecken dienen als Verbindungselemente.

Hinsichtlich der Maßnahmen zum Schutz von Tieren erließ das BMVIT 
Richtlinien bzw. generelle Dienstanweisungen, die Vorgaben für die 
Vernetzung der Lebensräume von Wildtieren und die Ausgestaltung 
von Amphibienschutzeinrichtungen enthielten. Diese Richtlinien und 
Anweisungen gaben der ASFINAG eine Orientierung bei der Einrei-
chung von Straßenbauprojekten und stellten für die Sachverständigen 
und das BMVIT im Verfahren einen wichtigen Maßstab für die Vor-
schreibung von ökologischen Ausgleichsmaßnahmen dar.

Für viele andere Fragen im Bereich der ökologischen Maßnahmen 
(z.B. Qualität und Ausmaß von Ausgleichsfl ächen und Ersatzauffors-
tungen) bestanden keine Richtlinien und Anweisungen. Das BMVIT 
musste daher auf Basis der Sachverständigengutachten für jedes Stra-
ßenbauprojekt Einzelfalllösungen fi nden. Allerdings wurde zur Zeit der 
Gebarungsüberprüfung auf Expertenebene mit der Ausarbeitung einer 
Richtlinie zum Thema Ausgleichsfl ächen begonnen.

 10.2 Der RH erachtete die Festlegung von Standards durch das BMVIT als 
essenziell, um eine einheitliche und vorhersehbare Vorgangsweise im 
Verfahren zu gewährleisten. Den Standards kommt einerseits die Funk-
tion eines Qualitätsmaßstabs zu, andererseits wirken sie als Kosten-
bremse gegenüber überzogenen Forderungen.

Vorschreibung von 
ökologischen Aus-
gleichsmaßnahmen 
im Verfahren

Maßnahmen zum Schutz der Umwelt und der 
Gesundheit im Straßenbau in Österreich
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Der RH empfahl dem BMVIT, entsprechende Richtlinien und Anwei-
sungen insbesondere für jene ökologischen Ausgleichsmaßnahmen 
auszuarbeiten, die hohe Kosten verursachen.

 10.3 Laut Stellungnahme des BMVIT sei eine entsprechende Richtlinie mit 
dem Arbeitstitel „Ausgleichsfl ächen“ bereits in Ausarbeitung.

 11.1 Die folgende Tabelle gibt einen Überblick über die Kosten der öko-
logischen Ausgleichsmaßnahmen bei den vom RH geprüften Pro-
jekten:

Der hohe Kostenanteil für ökologische Ausgleichsmaßnahmen bei der 
S 33 Donaubrücke Traismauer war darauf zurückzuführen, dass diese 
durch ein Natura 2000–Gebiet führt. Die Straße zerschneidet damit 
einen ökologisch besonders wertvollen und auf nationaler wie auch 
EU–Ebene als besonders schützenswert angesehenen Naturraum. Ohne 
die umfangreichen Ausgleichsmaßnahmen wäre die Genehmigungs-
fähigkeit des Projekts nach Ansicht des RH aus naturschutzfachlichen 
Gründen in Frage gestellt.

Die S 31 Abschnitt Neutal – Oberpullendorf war sowohl hinsichtlich 
der Gesamtkosten pro Kilometer als auch hinsichtlich der Umweltkos-
ten das mit Abstand günstigste der vom RH geprüften Projekte. Der 
relativ hohe Prozentanteil der Ausgleichsmaßnahmen an den Umwelt-
kosten ist insbesondere darauf zurückzuführen, dass bei diesem Pro-
jekt keine Lärmschutzkosten anfi elen.

Kosten der ökolo-
gischen Ausgleichs-
maßnahmen

Straßenbezeichnung A 8 S 31 S 1 A 5 S 33

Bauabschnitt Wels –  Neutal – Ober- Vösendorf – Eibesbrunn – Donaubrücke 
 Sattledt pullendorf Schwechat Schrick Traismauer

 (Ist) (Ist) (Ist) (Plan) (Plan)

 in Mill. EUR

Kosten 15,69 4,38 27,68 19,31 30,51

Kosten/km 1,42 0,60 1,71 0,85 4,62

 in %
Kostenanteil an 
Umwelt– und Gesund-
heitsschutzmaßnahmen 24,1 91,8 24,3 27,2 70,9

Kostenanteil 
an Gesamtkosten 10,2 15,4 6,3 7,6 17,9
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 11.2 Der RH hielt fest, dass der Kostenanteil für ökologische Ausgleichs-
maßnahmen an den Gesamtkosten bei mehr als 10 % lag. Für Straßen-
bauprojekte, die durch besonders wertvolle und geschützte Naturräume 
führen, sind umfangreichere Ausgleichsmaßnahmen notwendig, die zu 
nicht unerheblichen Mehrkosten führen. Unter den Gesichtspunkten des 
Umweltschutzes und der Kosteneffi zienz empfahl der RH dem BMVIT, 
bereits bei der Verkehrsplanung stärker auf wertvolle Naturräume zu 
achten und die damit verbundenen Mehrkosten zu vermeiden.

 11.3 Laut Stellungnahme des BMVIT sei zur Vorbereitung der Aufnahme 
einer neuen Bundesstraße in den Anhang des Bundesstraßengesetzes 
1971 die Durchführung einer „Strategischen Prüfung Verkehr“ vorge-
schrieben, die auch die Prüfung der Naturräume vorsehe.

Die ASFINAG wies hinsichtlich der möglichst frühzeitigen Beachtung 
wertvoller Naturräume auf den häufi g unterschätzten Widerspruch zwi-
schen Interessen des Schutzes der Menschen und dem Naturschutz hin. 
Oft müssten Trassenvarianten, um naturschutzrechtlichen und –fach-
lichen Konfl iktzonen auszuweichen, näher an Siedlungsgebiete heranrü-
cken. Damit seien nicht nur höhere Anforderungen an den Lärmschutz 
verbunden, sondern auch (politische) Konfl ikte mit den Anrainern vor-
programmiert.

 12.1 Während bei Neubauten von Straßen notwendige Wildquerungshilfen 
im Umweltverträglichkeitsprüfungsverfahren vorgeschrieben wurden, 
wies das bestehende Straßennetz in diesem Bereich Defi zite auf. Allein 
zur Wiederherstellung der international wichtigsten Mobilitätsachsen 
für Wildtiere (insbesondere Rotwild) fehlten 27 Grünbrücken.1) Insge-
samt wurde die Errichtung von 50 Bauwerken in einem Realisierungs-
zeitraum von 20 Jahren für sinnvoll erachtet.2) Die Kosten wurden auf 
rd. 100 Mill. EUR geschätzt.

1) jeweils Grünbrücken des Typus A (Breite bis zu 100 m), davon neun mit einem 
Realisierungszeitraum von zehn Jahren, weitere elf von 15 Jahren und sieben von 
rd. 20 Jahren

2) zusätzlich zu den 27 Grünbrücken des Typus A: Grünbrücken des Typus B (Richt-
wert der Breite 50 m), davon vier Grünbrücken mit einem Realisierungszeitraum 
von 15 Jahren und 19 von rd. 20 Jahren

Die ASFINAG errichtete in den letzten Jahren im Bestandsnetz zwei 
Grünbrücken.

Querungshilfen bei 
bereits bestehenden 
Straßen

Kosten der ökologischen 
Ausgleichsmaßnahmen

Maßnahmen zum Schutz der Umwelt und der 
Gesundheit im Straßenbau in Österreich
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 12.2 Der RH anerkannte die Bemühungen, den Wildwechsel auch für bereits 
bestehende hochrangige Straßen wiederherzustellen. Er empfahl dem 
BMVIT, bei den geplanten Wildquerungshilfen im bestehenden Stra-
ßennetz im Rahmen einer Priorisierung der Projekte die internationa-
len Wanderungskorridore besonders zu beachten.

 12.3 Laut Stellungnahme des BMVIT trage das internationale Projekt Alpen–
Karpaten–Korridor dieser Empfehlung Rechnung. Die in diesem Pro-
jekt erforderliche Wildquerungshilfe werde umgesetzt.

 13.1 Durch Straßenbauvorhaben entstehende, nicht vermeidbare, erheb-
liche Auswirkungen auf die Umwelt sind gemäß Umweltverträglich-
keitsprüfungsgesetz durch geeignete Maßnahmen auszugleichen. Zur 
Umsetzung dieser ökologischen Ausgleichsmaßnahmen werden geeig-
nete Grundstücksfl ächen benötigt, die zum Teil auch in größerer Ent-
fernung zur Straßentrasse liegen können. Die als erforderlich erachtete 
Flächengröße wird im Rahmen des Umweltverträglichkeitsprüfungs-
verfahrens bzw. im naturschutzrechtlichen Verfahren festgelegt und 
richtet sich nach dem Ausmaß der (Zer–)Störung und der Wertigkeit 
des ursprünglichen Bestands.

Flächenbedarf

Querungshilfen bei bereits
bestehenden Straßen
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Die geprüften Projekte mit einer Gesamtlänge von rd. 65 km hatten 
einen Flächenbedarf von rd. 1.000 ha, im Durchschnitt rd. 17 ha/km 
Trassenlänge. Neben Grundstücksfl ächen für die Errichtung der Straße 
und der Nebenanlagen wurden zusätzliche Flächen für Umweltschutz-
maßnahmen benötigt. 

Überdurchschnittlich hohe Flächenanteile für Umweltschutzmaßnah-
men waren bei der A 8 Abschnitt Wels – Sattledt (38 %) und bei der 
S 33 Donaubrücke Traismauer (73 %) zu verzeichnen. Bei der S 33 Do-
naubrücke Traismauer war dies durch die Querung des westlichen Teils 
des Natura 2000–Gebiets Tullnerfelder Donauauen bedingt.

Flächenbedarf Maßnahmen zum Schutz der Umwelt und der 
Gesundheit im Straßenbau in Österreich

Straßenbezeichnung A 8 S 31 S 1 A 5 S 33

Bauabschnitt Wels –  Neutal – Ober- Vösendorf – Eibesbrunn – Donaubrücke 
 Sattledt pullendorf Schwechat Schrick Traismauer

 in km

Länge des Bauabschnitts 11,05 7,30 16,20 22,70 6,60

 in ha

Flächenbedarf gesamt 165,3 76,0 180,0 344,0 232,2

 in ha/km
Flächenbedarf/ 
Straßen–km 15,0 10,4 11,1 15,2 35,2

 in ha
Fläche für Umwelt– 
und Gesundheits-
schutzmaßnahmen 63,2 19,5 39,9 73,0 170,5

 in %
Flächenanteil an 
Umwelt– und Gesund-
heitsschutzmaßnahmen 38,2 25,7 22,2 21,2 73,4
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Die Kosten der Grundeinlöse haben einen bedeutenden Anteil an den 
Gesamtkosten. Bei den geprüften Projekten betrug dieser im Durch-
schnitt rd. 14 %.

Die für den Erwerb der benötigten Grundstücke zuständige ASFINAG 
war bestrebt, die erforderlichen Grundfl ächen im Einvernehmen mit 
den Grundbesitzern zu erwerben. Eine Enteignung musste nur in weni-
gen Einzelfällen vorgenommen werden. Die eingelösten Grundstücke 
waren überwiegend landwirtschaftlich genutzt.

 13.2 Für den RH war das Bestreben der ASFINAG, die erforderlichen Grund-
stücke einvernehmlich zu erwerben und damit das zeitliche Risiko bei 
Enteignungsverfahren weitestgehend zu meiden, grundsätzlich berech-
tigt und nachvollziehbar. Der RH weist jedoch darauf hin, dass bei der 
gewählten Vorgangsweise ungerechtfertigte Mehraufwendungen zu 
vermeiden sind.

Flächenbedarf

Straßenbezeichnung A 8 S 31 S 1 A 5 S 33

Bauabschnitt Wels –  Neutal – Ober- Vösendorf – Eibesbrunn – Donaubrücke 
 Sattledt1) pullendorf Schwechat Schrick Traismauer

 in km

Länge des Bauabschnitts 11,05 7,30 16,20 22,70 6,60

 in ha

Flächenbedarf gesamt 165,3 76,0 180,0 344,0 232,2

 in Mill. EUR

Kosten der Grundeinlöse 21,48 2,16 93,23 18,20 10,37

 in %

Anteil an Gesamtkosten 13,9 7,6 21,3 7,1 6,1

1) Eine vollständige Flächen– und Kostenerfassung war wegen der überlangen Projektdauer (erste Grundstücksbeschaf-
fungen für die Reichsautobahn seit den 1930er–Jahren) mit vertretbarem Aufwand nicht mehr möglich.
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 14.1 Eine zentrale Forderung der EU–Wasserrahmenrichtlinie ist die Errei-
chung eines guten ökologischen Zustands für alle Oberfl ächenwasser-
körper bis 2015. Diese Zielsetzung erschwert die Einleitung von Stra-
ßenoberfl ächenwässern. Durch den Einsatz von Streusalz weisen diese 
in den Wintermonaten Chloridbelastungen auf. 

Zum Schutz des Grundwassers wurde deshalb von 1. Oktober bis 
30. April eine Versickerung in den Untergrund als unzulässig erach-
tet und verlangt, dass die Straßenoberfl ächenwässer erst nach Vorrei-
nigung in Absetz– und Filterbecken in Oberfl ächengewässer einge-
leitet werden dürfen. Diese Forderung bedingte in Abhängigkeit von 
den lokalen Verhältnissen (Entfernung und Abfl ussstärke der vorhan-
denen Gewässer) die Errichtung zusätzlicher Sammelkanäle, Retenti-
onsbecken1), Pumpstationen und Transportleitungen.

1) Rückhaltebecken

Die als zulässig erachtete Immissionskonzentration bestimmt die Was-
sermenge, die eingeleitet werden darf. Damit diese Menge nicht über-
schritten wird, ist eine gedrosselte Einleitung und Zwischenspeiche-
rung der anfallenden Straßenoberfl ächenwässer erforderlich. Nach 
Berechnungen der ASFINAG würden z.B. die zusätzlichen Kosten für 
die A 5 Abschnitt Knoten Eibesbrunn – Schrick zur Einhaltung eines 
Grenzwerts von 400 mg/l Chlorid bei rd. 100.000 EUR liegen; jene 
von 100 mg/l bei 1,7 Mill. EUR. In welchem Ausmaß Einleitungen von 
chloridbelasteten Straßenoberfl ächenwässern erfolgen können, stand 
zur Zeit der Gebarungsüberprüfung noch in Diskussion.

Bei den geprüften Projekten wurden folgende Kostenanteile ermittelt:

Gewässerschutz

Maßnahmen zum Schutz der Umwelt und der 
Gesundheit im Straßenbau in Österreich

Straßenbezeichnung A 8 S 31 S 1 A 5 S 33

Bauabschnitt Wels –  Neutal – Ober- Vösendorf – Eibesbrunn – Donaubrücke 
 Sattledt pullendorf Schwechat Schrick Traismauer

 (Ist) (Ist) (Ist) (Plan) (Plan)

 in Mill. EUR

Kosten 0,72 0,39 2,38 6,54 2,06

Kosten/km 0,07 0,05 0,15 0,29 0,31

 in %
Kostenanteil an 
Umwelt– und Gesund-
heitsschutzmaßnahmen 1,1 8,2 2,1 9,2 4,8

Kostenanteil 
an Gesamtkosten 0,5 1,4 0,5 2,6 1,2
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 14.2 Aufgrund der vorliegenden Unterlagen gelangte der RH zur Ansicht, 
dass der vorhandene Wissensstand für eine fundierte fachliche Entschei-
dung über die zulässigen Chloridbelastungen derzeit nicht ausreicht. 
Eine stufenweise Projektumsetzung mit begleitenden Untersuchungen 
und bei Bedarf eine nachträgliche Errichtung von Retentionskapazi-
täten würde Fehlinvestitionen vermeiden helfen.

 15.1 Der Straßenverkehr trägt erheblich zur Schadstoffbelastung der Luft 
bei. Er ist für etwa die Hälfte der Emissionen von Stickstoffoxiden ver-
antwortlich und weist einen hohen Anteil an den Gesamtemissionen 
bei Feinstaub auf (vergleiche Reihe Bund 2007/8 „Luftqualität in der 
Steiermark“). Diese Schadstoffe können zu einer deutlichen Beeinträch-
tigung der menschlichen Gesundheit führen (Reizungen der Schleim-
häute, Beschwerden der Atemwege, Beeinträchtigungen der Lungen-
funktion und des Herz–Kreislauf–Systems). Insgesamt sind fast ein 
Drittel der Gemeinden in Österreich und etwa 50 % der Gesamtbe-
völkerung von den Auswirkungen wiederholter und länger dauernder 
Grenzwertüberschreitungen („belastete Gebiete – Luft“) betroffen. 

Grundlage für die Berechnung der künftigen Immissionsbelastung für 
Mensch und Umwelt im Rahmen der Umweltverträglichkeitsprüfung 
ist das zu erwartende Verkehrsaufkommen auf der neuen Straße unter 
gleichzeitiger Berücksichtigung allfälliger Entlastungen des bestehen-
den Straßennetzes und unter der Annahme laufend strenger werdender 
Abgasnormen für Kraftfahrzeuge.

Das BMVIT sah die Umweltverträglichkeit der Straße als gegeben an, 
wenn für die Zukunft (Prognose für die Belastungssituation in 20 Jah-
ren) von einer Einhaltung der Grenzwerte des Immissionsschutzge-
setzes – Luft ausgegangen werden konnte oder — im Fall der Über-
schreitung der Grenzwerte — die durch die neue Straße verursachte 
Erhöhung der Immissionsbelastung nicht mehr als 3 % des Immissi-
onsgrenzwertes betrug (Irrelevanzkriterium). 

Dieser Wert war damit für Straßen höher angesetzt als etwa für Indus-
trieanlagen, für die ein Irrelevanzkriterium von nur 1 % galt. Das 
BMVIT begründete das höhere Irrelevanzkriterium durch das öffent-
liche Interesse an den Straßen und den Grenzen der messtechnischen 
Erfassbarkeit von Zusatzbelastungen bei Straßen (keine Punkt–Emis-
sionsquellen, sondern Linienquellen).

 15.2 Die Frage der Belastung durch Luftschadstoffe hat in den letzten Jah-
ren im Straßenbau zunehmend an Bedeutung gewonnen. Aufgrund der 
insgesamt bestehenden hohen Grundbelastung wäre bei Anwendung 

Luftqualität

Gewässerschutz
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eines allfälligen niedrigeren Irrelevanzkriteriums, wie bei Industrieanla-
gen, der Neubau von Straßen in Ballungszentren deutlich erschwert.

 16.1 Es bestehen nur wenige Möglichkeiten, die Schadstoffbelastung des 
Verkehrs durch straßenbauliche Maßnahmen insgesamt zu begrenzen. 
Möglich sind allerdings Abschirmungen von unmittelbar an der Straße 
gelegenen und damit unverhältnismäßig stark betroffenen Wohnbe-
reichen durch Wände, Schutzpfl anzungen, Einhausungen und derglei-
chen. Die Abschirmung verändert die Ausbreitungsbedingungen der 
Schadstoffe und kann damit die Schadstoff konzentration in Straßen-
nähe reduzieren.

In den vom RH betrachteten Fällen führten Maßnahmen gegen Luft-
schadstoffe zu keinen nennenswerten Zusatzkosten. In Einzelfällen 
schrieb das BMVIT für unmittelbar an die Straße grenzende hoch-
belastete Wohnbereiche Abschirmungen in Form von Wänden oder 
Schutzbepfl anzungen vor.

 16.2 Nach den Feststellungen des RH waren Maßnahmen zur Verringerung 
von Luftschadstoffen in der Vergangenheit kein Kostenfaktor im Stra-
ßenbau. Der RH hielt allerdings fest, dass das Thema der Luftschad-
stoffbelastung zunehmend an Bedeutung gewinnt und in Zukunft deut-
lich kostspieligere Maßnahmen erforderlich machen könnte.

Nach Ansicht des RH ist die Problematik der Luftverschmutzung durch 
den Straßenverkehr insgesamt durch bautechnische Maßnahmen an 
Straßen nicht in den Griff zu bekommen. Im Rahmen einer nachhal-
tigen Verringerung der Belastung verdient bspw. eine weitere Absen-
kung der Emissionsgrenzwerte von Kraftfahrzeugen (EURO–Normen) 
besondere Beachtung.

 17.1 Das BMVIT hat gemäß dem Umweltverträglichkeitsprüfungsgesetz drei 
bis fünf Jahre nach Verkehrsfreigabe der jeweiligen Straße zu überprü-
fen, ob die vorgeschriebenen Maßnahmen vom Projektbetreiber durch-
geführt wurden und ob die Annahmen sowie Prognosen mit den tat-
sächlichen Auswirkungen übereinstimmen.

Das BMVIT hatte bis zur Zeit der Gebarungsüberprüfung kaum Vor-
bereitungen für die Nachkontrolle getroffen. Es lag noch kein Kon-
zept vor, in welcher Weise und in welchem Umfang die Kontrollen 
erfolgen sollten.

Maßnahmen zur 
Begrenzung der 
Luftschadstoff-
belastung

Kontrolle der 
Einhaltung von 
Umweltaufl agen

Maßnahmen zum Schutz der Umwelt und der 
Gesundheit im Straßenbau in Österreich
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Mit der künftigen Durchführung der Kontrollen durch das BMVIT 
wird sich auch die Frage stellen, wie im Fall der Nichtumsetzung von 
vorgeschriebenen Ausgleichsmaßnahmen (Aufl agen) und im Fall des 
Nichtzutreffens von getroffenen Annahmen vorzugehen ist. So könnte 
eine Straße aufgrund unrichtiger Annahmen, wie etwa einer Unter-
schätzung des Verkehrsaufkommens im Betrieb, nicht (mehr) umwelt-
verträglich sein. 

Zur Zeit der Gebarungsüberprüfung bestand keine Möglichkeit, ergän-
zende Maßnahmen vorzuschreiben. Das BMVIT versuchte, dem Prob-
lem in Teilbereichen (vor allem beim Lärmschutz) dadurch Rechnung 
zu tragen, dass es in den projektspezifi schen Dienstanweisungen Kont-
rolluntersuchungen und –messungen vorschrieb und für den Fall der 
Überschreitung der Höchstwerte das Treffen „geeigneter Maßnahmen“ 
anordnete.

 17.2 Der RH empfahl dem BMVIT, rechtzeitig Vorkehrungen zu treffen, um 
die gesetzlich vorgesehenen Nachkontrollen bei Straßenbauprojekten 
möglichst früh und effi zient abwickeln zu können. Erfahrungen aus 
Nachkontrollen stellen nach Ansicht des RH wesentliche Informati-
onen für die Prognoseerwägungen und Maßnahmenvorschreibungen 
in künftigen Genehmigungsverfahren dar.

Der RH hielt fest, dass die nachträgliche Vorschreibung von ergän-
zenden Ausgleichsmaßnahmen rechtlich nicht klar abgesichert war. Er 
regte an, vor allem zur Kontrolle der Lärm– und Luftschadstoffbelas-
tung von Straßen bereits in den Genehmigungsbescheiden regelmäßige 
Untersuchungen und Messungen vorzuschreiben sowie die — im Fall 
der Überschreitung der Belastungsgrenzen zu ergreifenden — ergän-
zenden Ausgleichsmaßnahmen möglichst klar zu umschreiben.

 17.3 Laut Stellungnahme des BMVIT sei eine erste Nachkontrolle bereits 
in die Wege geleitet. Die nächsten Nachkontrollen würden demnächst 
gestartet. In den zuletzt abgewickelten Umweltverträglichkeitsprüfungs-
verfahren seien bereits Kontrollmessungen von Luftschadstoff– und 
Lärmbelastung vorgeschrieben.

Kontrolle der Einhaltung von Umweltaufl agen
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 18 Für die allgemein im Straßenbau gestiegenen Kosten waren meh-
rere Faktoren verantwortlich, zu denen unter anderem der Umwelt– 
und Gesundheitsaspekt zählte. Grundsätzlich sind die Umwelt– und 
Gesundheitsschutzmaßnahmen sowie die damit zusammenhängenden 
Kosten notwendig, um die negativen Auswirkungen gering zu halten, 
die Umweltverträglichkeit im Rahmen des Umweltverträglichkeitsprü-
fungsverfahrens herzustellen und somit ein genehmigungsfähiges Pro-
jekt zu erhalten. Unabhängig davon sind nach den Erfahrungen des 
RH Kostenoptimierungen im Einzelfall möglich und sinnvoll.

Die verstärkte Nutzung lärmarmer Reifen und eine weitere Absenkung 
der Grenzwerte für die Luftschadstoffemissionen von Kraftfahrzeugen 
(EURO–Normen) unterstützen die straßenbauseitigen Maßnahmen zur 
Reduktion der Lärm– und Luftschadstoffbelastung.

 19 Zusammenfassend hob der RH die nachfolgenden Empfehlungen 
hervor.

 (1) Der noch bestehende Bedarf an Lärmschutz im Bestand sollte er-
mittelt werden; das Bauprogramm wäre darauf abzustimmen. (TZ 8)

 (2) Bei festgelegten Meilensteinen, gravierenden inhaltlichen Ände-
rungen oder erheblichen Kostensteigerungen der Projekte wären die 
ursprünglichen Nutzen–Kosten–Untersuchungen auf ihre aktuelle 
Gültigkeit zu evaluieren. (TZ 4)

 (3) Richtlinien für ein Bewertungssystem, das klarstellt, bis zu wel-
chem Nutzen–Kosten–Verhältnis ein Straßenbauvorhaben volks– 
und betriebswirtschaftlich sinnvoll ist, und das eine Prioritätenrei-
hung ermöglicht, sollten entwickelt werden. (TZ 4)

 (4) Richtlinien und Anweisungen wären insbesondere für jene öko-
logischen Ausgleichsmaßnahmen auszuarbeiten, die hohe Kosten 
verursachen. (TZ 10)

 (5) Bereits bei der Verkehrsplanung sollte stärker auf wertvolle 
Naturräume geachtet werden. (TZ 11)

 (6) Bei den geplanten Wildquerungshilfen im bestehenden Straßen-
netz wären im Rahmen einer Priorisierung der Projekte die inter-
nationalen Wanderungskorridore besonders zu beachten. (TZ 12)

Zusammenfassende 
Beurteilung

BMVIT und ASFINAG

BMVIT

Maßnahmen zum Schutz der Umwelt und der 
Gesundheit im Straßenbau in Österreich

Schlussbemerkungen/Schluss empfehlungen
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 (7) Es wären rechtzeitig Vorkehrungen zu treffen, um die gesetz-
lich vorgesehenen Nachkontrollen bei Straßenbauprojekten mög-
lichst früh und effi zient abwickeln zu können. (TZ 17) 

 (8) Zur Kontrolle der Lärm– und Luftschadstoffbelastung von Stra-
ßen wären bereits in den Genehmigungsbescheiden regelmäßige 
Untersuchungen und Messungen vorzuschreiben sowie die — im 
Fall der Überschreitung der Belastungsgrenzen zu ergreifenden — 
ergänzenden Ausgleichsmaßnahmen möglichst klar zu umschrei-
ben. (TZ 17)

Schlussbemerkungen/Schlussempfehlungen
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Kurzfassung

A9 Pyhrnautobahn Inzersdorf – Schön;
Follow–up–Überprüfung

Die ASFINAG Bau Management GmbH (ASFINAG BMG) setzte die 
Empfehlungen des RH aus dem Jahr 2005 zum Großteil um. Hand-
lungsbedarf bestand nach wie vor insbesondere bei der Verfolgung 
von Schadenersatzforderungen der ASFINAG BMG im Zusammen-
hang mit mangelhaften Ziviltechniker–Leistungen.

Ziel war insbesondere die Überprüfung der Umsetzung der Empfeh-
lungen hinsichtlich der Richtigstellung von Abrechnungsmängeln 
und der Verbesserung des Qualitätsmanagements bei der Bauvor-
bereitung und Projektleitung. (TZ 1)

Bei den mit den ausführenden Unternehmen abgeschlossenen Ver-
gleichen für die Baulose 2 bis 5 wurden die vom RH aufgezeigten 
Abrechnungsmängel großteils berücksichtigt. Die Schlussrechnungs-
summen lagen insgesamt um rd. 5,98 Mill. EUR (Rechnungsbeträge 
jeweils ohne USt, ohne Gleitung) unter den ursprünglichen Auftrag-
nehmerforderungen.

Durch die Vergleiche konnte das aufgrund der Fehlleistungen der 
örtlichen Bauaufsicht und der begleitenden Kontrolle bestehende 
Risiko eines Rechtsstreites vermieden werden. (TZ 2 bis 6)

Gegenüber der örtlichen Bauaufsicht und der begleitenden Kontrolle 
hatte die ASFINAG BMG Schadenersatzansprüche und Honorarab-
züge angemeldet. (TZ 10)

Die ASFINAG verbesserte ihr Qualitätsmanagement, um das Fehler-
risiko bei künftigen Projekten weiter zu senken. Sie betraute die 
Abteilung Baurecht und Bauwirtschaft der ASFINAG BMG mit für 
den gesamten Konzern umfassenden Beratungskompetenzen und 
verstärkte das mit den Aufgaben der Projektleitung befasste Per-
sonal. (TZ 7)
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Um Ausführungs– und Abrechnungsprobleme rechtzeitig und ab-
schließend zu behandeln, war die ASFINAG BMG bestrebt, alle Bau-
 vorhaben und Teilgewerke nach dem Partnerschaftsmodell der ÖNORM 
B 2118 abzuwickeln. (TZ 7)

Bezüglich der vom RH kritisierten Bauzeitverkürzung als Zuschlags-
kriterium bei der Vergabe von Bauleistungen legte die ASFINAG 
BMG fest, dass dieses Kriterium nur mehr dann Anwendung fi n-
den soll, wenn dadurch eine frühere Verkehrsfreigabe möglich wird. 
(TZ 8)

Die Kritik des RH an der starren Bindung der veränderlichen Preise 
am Brückenbauindex ohne Berücksichtigung projektspezifi scher 
Eigenschaften nahm die ASFINAG BMG zum Anlass, um ihre Form-
vorschriften entsprechend zu ändern. (TZ 9)

Kurzfassung

Kenndaten der ASFINAG Bau Management GmbH

Eigentümer Autobahnen– und Schnellstraßen–Finanzierungs–Aktiengesellschaft (ASFINAG)

Rechtsgrundlagen ASFINAG–Gesetz, BGBl. Nr. 591/1982 i.d.g.F.
 Infrastrukturfi nanzierungsgesetz 1997, ASFINAG–Ermächtigungsgesetz 1997,
 BGBl. I Nr. 113/1997 i.d.g.F.

Unternehmens- Planung und Bau des österreichischen Autobahn– und Schnellstraßennetzes
gegenstand 

Stammkapital 0,6 Mill. EUR

Personal 2006

 Anzahl1)

Geschäftsführer 1
Mitarbeiter 73

1) Anzahl im Jahresdurchschnitt laut Einkommenserhebung
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 1 Der RH überprüfte im Mai und Juni 2007 die Umsetzung der Emp-
fehlungen, die er bei einer im Jahr 2005 durchgeführten Gebarungs-
überprüfung der ASFINAG Bau Management GmbH (ASFINAG BMG) 
im Zusammenhang mit der Errichtung der A9–Pyhrnautobahn im 
Abschnitt Inzersdorf bis Schön (Oberösterreich) abgegeben hatte. Der 
in der Reihe Bund 2007/3 veröffentlichte Bericht wird in der Folge als 
Vorbericht bezeichnet.

Die Follow–up–Überprüfung umfasste im Wesentlichen die Abwick-
lung der Baulose 2 bis 5. Insbesondere überprüfte der RH die Umset-
zung der Empfehlungen im Zusammenhang mit:

–  der Richtigstellung der aufgezeigten Abrechnungsmängel (Vorbe-
richt TZ 7 bis 11, 13) und

–  der Verbesserung des Qualitätsmanagements bei der Bauvorberei-
tung und Projektleitung (Vorbericht TZ 5).

Weiters überprüfte der RH, welche Maßnahmen aufgrund seiner Kri-
tik in Bezug auf 

– die Preisumrechnung (Vorbericht TZ 6) sowie

–  die mangelhafte Leistungserbringung der örtlichen Bauaufsicht im 
Rahmen der Projektorganisation (Vorbericht TZ 12)

ergriffen wurden.

Zu dem im August 2007 übermittelten Prüfungsergebnis nahmen die 
ASFINAG BMG im September 2007 und das BMVIT im Oktober 2007 
Stellung. Eine Gegenäußerung des RH war nicht erforderlich.

Prüfungsablauf und 
–gegenstand

A9 Pyhrnautobahn Inzersdorf – Schön
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 2 Der RH hatte in seinem Vorbericht empfohlen, Mängel, die er in Abrech-
nungen der ausführenden Unternehmen (Auftragnehmer) aufgezeigt 
hatte, bei den Endabrechnungen zu berichtigen. Ursache dieser Män-
gel waren ungenügende bzw. nicht vorhandene Abrechnungsunterla-
gen, fehlerhafte Mengenermittlungen oder mangelhafte Abgrenzungen 
von Nachtragsangeboten zu Positionen des Leistungsverzeichnisses.

Die örtliche Bauaufsicht hatte die Abrechnungen der Auftragnehmer 
zu den Baulosen 2 bis 5 zur Zeit der damaligen Gebarungsüberprü-
fung noch nicht abschließend geprüft. Die schon erfolgten Prüfungen 
der örtlichen Bauaufsicht hatten teilweise bereits wesentliche Berich-
tigungen gegenüber den Forderungen der Auftragnehmer ergeben. 
Darüber hinaus hatte der RH ein Einsparungspotenzial von insgesamt 
3,70 Mill. EUR festgestellt, wovon 2,07 Mill. EUR als realisierbar ein-
geschätzt worden waren.

Die ASFINAG BMG hatte in ihrer Stellungnahme mitgeteilt, die vom 
RH aufgezeigten Abrechnungsmängel berücksichtigt zu haben bzw. 
Verhandlungen zu deren Bereinigung mit den Auftragnehmern zu 
führen.

Die Umsetzung der Empfehlung — bezogen auf die einzelnen Baulose — 
ist in den folgenden TZ 3 bis 6 dargestellt.

 3.1 Der RH hatte in seinem Vorbericht empfohlen, die aufgezeigten Män-
gel richtig zu stellen und bei der Endabrechnung zu berücksichtigen. 
Bereits während der damaligen Gebarungsüberprüfung hatte die örtliche 
Bauaufsicht Mängel in der Höhe von rd. 0,08 Mill. EUR berichtigt.

Außerdem seien laut der damaligen Stellungnahme der ASFINAG BMG 
die vom RH aufgezeigten Abrechnungsmängel in einem mit dem Auf-
tragnehmer abgeschlossenen Vergleich berücksichtigt worden.

 3.2 Der RH stellte nunmehr fest, dass die ASFINAG BMG bei dem Ver-
gleich (5,07 Mill. EUR einschließlich Gleitung) eine Reduzierung der 
Auftragnehmer–Forderung um 0,35 Mill. EUR erreichte, aber das vom 
RH aufgezeigte Einsparungspotenzial in der Höhe von 0,06 Mill. EUR 
unberücksichtigt ließ, weil die örtliche Bauaufsicht bei der Schluss-
rechnungsprüfung die Empfehlung des RH nur teilweise umsetzte.

Allgemeines

Baulos 2, Unterfl ur-
trasse Tretter

Richtigstellung der aufgezeigten Abrechnungsmängel
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Die ASFINAG BMG anerkannte die vom Auftragnehmer — unter Hin-
weis auf von der örtlichen Bauaufsicht dem Grunde nach anerkannte 
Leistungen — vorgebrachten Einsprüche gegen Rechnungsberichtigun-
gen. Die ASFINAG BMG ordnete dies den Fehlern der örtlichen Bau-
aufsicht zu und forderte Schadenersatz.

Der RH wertete das Verhandlungsergebnis trotz der nur teilweisen Um-
setzung seiner Empfehlung als Erfolg, weil von der örtlichen Bauauf-
sicht entgegen den Bestimmungen des Bauvertrages dem Grunde nach 
anerkannte Leistungen, fehlerhafte Abrechnungsgrundlagen und Auf-
maße eine vertragsgemäße Abrechnung behinderten und mit dem Ver-
gleich das Risiko eines Rechtsstreites vermieden wurde. Er legte der 
ASFINAG BMG nahe, die Schadenersatzforderung gegenüber der ört-
lichen Bauaufsicht zu verfolgen.

 4.1 Der RH hatte in seinem Vorbericht empfohlen, die im Zuge der Prüfun-
gen der Zusatzangebote aufgezeigten Mängel im Zusammenhang mit 
der geänderten Art der Herstellung des Dammkörpers richtig zu stel-
len und — da zum Baulos 3 im Jahr 2005 noch keine Schlussrechnung 
vorgelegen hatte — bei der Endabrechnung zu berücksichtigen.

 4.2 Im Februar 2006 legte der Auftragnehmer die Schlussrechnung in der 
Höhe von rd. 18,90 Mill. EUR vor. Diese wurde nach Prüfung durch 
die örtliche Bauaufsicht und unter Einbeziehung des — nach Einspruch 
des Auftragnehmers gegen die Abzüge — zwischen Auftragnehmer und 
ASFINAG BMG erzielten Vergleichsergebnisses mit einem Betrag von 
rd. 16,88 Mill. EUR anerkannt. 

Der RH stellte nunmehr fest, dass sich die ASFINAG BMG und ihre ört-
liche Bauaufsicht bei der Prüfung der Schlussrechnung der Kritik des 
RH angeschlossen hatten; dadurch wurde die Forderung des Auftrag-
nehmers um rd. 2,02 Mill. EUR (einschließlich Gleitung) reduziert.

  5.1 Hinsichtlich der ungeprüften Schlussrechnung des Auftragnehmers 
hatte der RH ein vorläufi ges Einsparungspotenzial in der Höhe von 
1,24 Mill. EUR für überhöhte Abrechnungen des Baugrubenaushubes, 
den Zuschlag für durchnässten Boden und die Direktverfuhr von über-
schüssigem Material in das Baulos 3 festgestellt. Daher hatte der RH 
in seinem Vorbericht empfohlen, die Mengenermittlungen erneut zu 
überprüfen und für eine ordnungsgemäße Abrechnung der tatsäch-
lich ausgeführten Leistungen zu sorgen.

Baulos 3,
Erdbau Kirchdorf

Baulos 4, Unterfl ur-
trasse Ottsdorf

Richtigstellung der aufgezeigten
Abrechnungsmängel

A9 Pyhrnautobahn Inzersdorf – Schön
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 5.2 Der RH stellte nunmehr fest, dass bei der Endabrechnung des Bauloses 4 
alle von ihm aufgezeigten Mängel berücksichtigt worden waren. Der 
abgeschlossene Vergleich über 30,85 Mill. EUR umfasste weitere strit-
tige Punkte und lag um rd. 1,97 Mill. EUR unter der Forderung des 
Auftragnehmers.

 6.1 Hinsichtlich der ungeprüften Schlussrechnung des Auftragnehmers 
hatte der RH ein Einsparungspotenzial in der Höhe von 0,75 Mill. EUR 
für überhöhte Abrechnungen der Grundposition für zeitgebundene 
Kosten, die Aufzahlungsposition für die zeitgebundenen Kosten des 
Vortriebs sowie — wegen des fehlenden Nachweises — für Forcierungs-
maßnahmen festgestellt. Daher hatte der RH im Vorbericht empfoh-
len, für eine vertragsgemäße Abrechnung der tatsächlich ausgeführ-
ten Leistungen zu sorgen.

 6.2 Die ASFINAG BMG beauftragte eine Ziviltechniker–Gesellschaft, um 
die vom Auftragnehmer beeinspruchten Abrechnungskorrekturen auf-
zuarbeiten und zu klären.

Im Juni 2006 schloss die ASFINAG BMG einen Vergleich mit dem 
Auftragnehmer in der Höhe von rd. 29,35 Mill. EUR ab, der nicht nur 
einen Großteil der vom RH aufgezeigten Abrechnungsmängel, son-
dern auch andere bis dahin ebenfalls strittige Mehrkostenforderungen 
sowie 0,18 Mill. EUR als pauschale Prozessrisiko–Abgeltung umfasste. 
Dadurch konnte die ursprüngliche Forderung des Auftragnehmers ins-
gesamt um rd. 1,64 Mill. EUR reduziert werden.

 7.1 Der RH hatte in seinem Vorbericht empfohlen, die Projektsteuerung als 
eine Kernfunktion des Projektmanagements weitestgehend mit eige-
nem Personal wahrzunehmen und dabei bestehende, qualitätssichernde 
Regelabläufe zu beachten. Ausgehend von einem ausgewogenen Pro-
jektablaufplan wäre die Erbringung der Leistungen der Auftragneh-
mer zu überprüfen. Der Leistungsumfang aller Fach– und Teilbereiche 
wäre auf den jeweiligen Stand der Vorleistungen abzustimmen und 
die Aufträge wären umfassend und zeitgerecht zu erteilen.

 7.2 Die ASFINAG betraute die Abteilung Baurecht und Bauwirtschaft der 
ASFINAG BMG mit für den gesamten Konzern umfassenden Bera-
tungskompetenzen und verstärkte das mit den Aufgaben der Projekt-
leitung befasste Personal.

Baulos 5, Krems-
ursprungtunnel

Qualitätssicherung

Richtigstellung der aufgezeigten
Abrechnungsmängel 

Bauvorbereitung – Projektleitung
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Im Zuge der Fortschreibung der Qualitätssicherungsmaßnahmen stellte 
die ASFINAG alle Prozessbeschreibungen und Leerformulare (wie z.B. 
Musterprotokolle, Musterverträge, Musterschreiben), bei denen Feh-
ler festgestellt worden waren — insbesondere zum gesamten Beschaf-
fungsprozess — für alle Projektbeteiligten in überarbeiteter Form auf 
einer Internetplattform zusammen.

Die ASFINAG BMG war bestrebt, alle Bauvorhaben und Teilgewerke 
nach dem Partnerschaftsmodell der Werkvertragsnorm ÖNORM B 2118 
„Allgemeine Vertragsbestimmungen für Bauleistungen an Großpro-
jekten mit Partnerschaftsmodell, insbesondere im Verkehrswegebau“ 
abzuwickeln.

Der RH empfahl der ASFINAG BMG, auf eine rasche Veröffentlichung 
der ÖNORM B 2118 hinzuwirken, weil in den so genannten Partner-
schaftssitzungen Ausführungs– und Abrechnungsprobleme rechtzei-
tig und abschließend behandelt werden können. Dies trägt maßgeb-
lich zur Qualitätssicherung und Rechtssicherheit bei.

 8.1 Der RH hatte in seinem Vorbericht empfohlen, das Qualitäts– bzw. 
Zuschlagskriterium Bauzeitverkürzung nur dann zu wählen, wenn es 
— im Falle eines begründeten Interesses an einer vorzeitigen Fertig-
stellung der Baulose — auch baubetrieblich bzw. betriebswirtschaft-
lich sinnvoll erscheint.

 8.2 Die ASFINAG BMG legte nunmehr fest, dass eine Bauzeitverkürzung 
nur dann als Qualitätskriterium verwendet werden soll, wenn dadurch 
eine frühere Verkehrsfreigabe möglich wird.

 9.1 Der RH hatte in seinem Vorbericht die starre Bindung an den Brücken-
bauindex für die Ermittlung der Preisgleitung veränderlicher Preise — 
ohne Berücksichtigung projektspezifi scher Eigenschaften — kritisiert.

 9.2 Die ASFINAG BMG nahm die Kritik des RH auf und regelte nunmehr, 
dass der Ersteller der Ausschreibung den zutreffenden Baukostenindex 
auswählen kann. Weiters werden dem Projektleiter nunmehr Verfah-
rensschritte aufgezeigt, um einen Indexmix zusammenzustellen und 
damit auf projektspezifi sche Eigenheiten reagieren zu können.

Qualitäts– und
Zuschlagskriterium

Preisumrechnung

Bauvorbereitung – Projektleitung A9 Pyhrnautobahn Inzersdorf – Schön
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 10.1 Der RH hatte in seinem Vorbericht Abrechnungsmängel aufgezeigt, die 
zum Teil auf Fehlleistungen der mit den Leistungen der örtlichen Bau-
aufsicht beauftragten Ziviltechniker–Gemeinschaft und des die beglei-
tende Kontrolle wahrnehmenden Zivilingenieurbüros zurückzuführen 
waren.

Laut der damaligen Stellungnahme der ASFINAG BMG seien die Zivil-
techniker bei der Abwicklung der komplizierten Baulose und dem 
von den Auftragnehmern mit großem Aufwand forcierten Claiming1) 
überfordert gewesen, weshalb die ASFINAG BMG bereits Schadener-
satz gefordert habe.

1)  Anmerkung des RH: Siehe zu diesem Thema die Ausführungen des RH in Reihe 
Bund 2006/12, Mehrkostenforderungen/Claim Management bei der Abwicklung 
von Bauvorhaben der öffentlichen Hand.

Die Prüfberichte zu den Schlussrechnungen der Baulose 3, 4 und 5 
wurden von der örtlichen Bauaufsicht erst im Verlauf der Follow–up–
Überprüfung abgeschlossen. 

Zur Sicherung von Qualitätsabzügen und der Schadenersatzansprüche 
der ASFINAG BMG gegenüber der örtlichen Bauaufsicht und der beglei-
tenden Kontrolle in der Höhe von zumindest 0,40 Mill. EUR — ohne 
Berücksichtigung von Honorarabzügen aufgrund von nicht erbrach-
ten bzw. mangelhaften Leistungen — wies die ASFINAG BMG diesen 
Betrag bei den Abschlagszahlungen nicht an. 

 10.2 Der RH empfahl der ASFINAG BMG, die Schadenersatzforderungen 
gegenüber der örtlichen Bauaufsicht und der begleitenden Kontrolle 
zu verfolgen.

Projektorganisation
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Schluss-
bemerkungen/
Schluss-
empfehlungen

 11 Zusammenfassend hob der RH die nachstehenden Empfehlungen 
hervor.

(1) Die Schadenersatzforderungen gegenüber der örtlichen Bauauf-
sicht und der begleitenden Kontrolle wären zu verfolgen. (TZ 3, 10)

(2) Eine rasche Veröffentlichung der ÖNORM B 2118 wäre anzustre-
ben, weil in den so genannten Partnerschaftssitzungen Ausführungs– 
und Abrechnungsprobleme rechtzeitig und abschließend behandelt 
werden können. Dies trägt maßgeblich zur Qualitäts sicherung und 
Rechtssicherheit bei. (TZ 7)

A9 Pyhrnautobahn Inzersdorf – Schön
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Kurzfassung

Brenner Basistunnel BBT SE —
Bauvorbereitung des Brenner Basistunnels

Die Finanzierung des Gesamtprojekts Brenner Basistunnel ist der-
zeit nicht gesichert. Die Kostenschätzungen für den Bau des Bren-
ner Basistunnels beliefen sich im Jahr 2002 auf rd. 4,5 Mrd. EUR 
(Preisbasis 2002, ohne Finanzierungskosten) und wurden Mitte 2007 
auf rd. 6,0 Mrd. EUR (Preisbasis 2006, ohne Finanzierungskosten) 
revidiert.

Durch den vorgezogenen Bau der Sondierstollen übernahmen die 
Eigentümer der BBT SE fi nanzielle Verpfl ichtungen in Höhe von rd. 
430 Mill. EUR, obwohl wesentliche Grundlagen und ein Finan zie-
rungskonzept für das Gesamtprojekt Brenner Basistunnel fehlten.

Diese Weichenstellung brachte für das Projekt zusätzliche Verzöge-
rungen und machte von den Hauptbaumaßnahmen getrennte Geneh-
migungsverfahren notwendig.

Prüfungsziel

Ziel der Überprüfung war die Beurteilung der Planungs– und Bau-
vorbereitungsarbeiten für den Brenner Basistunnel. (TZ 1)

Verkehrspolitische Rahmenbedingungen

Die zum Projekt Brenner Basistunnel vorliegenden verkehrspoliti-
schen bzw. verkehrstechnischen Studien belegen eine unterschied-
liche Mengenentwicklung der auf der Schiene und der Straße trans-
portierten Güter. Um den sprunghaft angestiegenen LKW–Verkehr 
von der Straße auf die Schiene zu verlagern, bedarf es zusätzlicher 
Steuerungsmaßnahmen, insbesondere auch einer frühzeitigen Aus-
arbeitung verkehrspolitischer Strategien zur Verkehrsverlagerung. 
(TZ 3)
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Finanzierung

Die Mitte 2007 (nach Abschluss der Gebarungsüberprüfung) aktuali-
sierte Kostenschätzung weist Gesamtkosten in Höhe von rd. 6,0 Mrd. 
EUR (Preisbasis 2006, ohne Finanzierungskosten) aus. Der von 
österreichischer Seite zu tragende Kostenanteil liegt derzeit bei rd. 
3 Mrd. EUR und kann sich je nach Höhe der von der EU gewährten 
Zuschüsse reduzieren. (TZ 5 bis 7)

Über die Finanzierung des Haupttunnels lagen lediglich Entwürfe 
verschiedener Finanzierungsmodelle vor. Eine Entscheidung über 
die konkrete Projektfi nanzierung wurde von den Eigentümern der 
Gesellschaft bis zum Ende der Gebarungsüberprüfung nicht getrof-
fen. Ebenso stand die Bestätigung der EU über die Höhe der von ihr 
gewährten TEN–Zuschüsse noch aus. (TZ 6)

Dessen ungeachtet gaben die Eigentümer der BBT SE (von österrei-
chischer Seite das Land Tirol und der Bund – dieser vertreten durch 
das BMVIT im Einvernehmen mit dem BMF) nach dem Beschluss des 
Ministerrates zum Quick–Start–Programm 2005 für die Finanzie-
rung der Sondierstollen Patronatserklärungen ab. Es fehlten aller-
dings Regelungen zur Tragung eventueller Mehrkosten; die von der 
EU in Aussicht gestellten TEN–Zuschüsse waren noch nicht bestä-
tigt. (TZ 7)

Somit erfolgte im Jahr 2006 die Entscheidung für das Vorziehen 
und die Finanzierung (rd. 430 Mill. EUR) des Baus der Sondier-
stollen ohne Sicherstellung des Gesamtprojekts. Diese fi nanziellen 
Verpfl ichtungen beeinträchtigten die Entscheidungsfreiheit der Eigen-
tümer der Gesellschaft hinsichtlich der Errichtung des Haupttun-
nels nachhaltig. Zudem ist das Risiko gegeben, dass bei einer Nicht-
reali sierbarkeit die Aufwendungen für die Sondierstollen — ähnlich 
wie beim ursprünglichen Projekt Semmering Basistunnel — verlo-
ren wären. (TZ 7)

Für Projektierung, Erkundung und weitere den Bau vorbereitende 
Maßnahmen wies die Brenner Basistunnel BBT SE in der Bilanz 
2006 einen Betrag von insgesamt 84,11 Mill. EUR aus, zu denen die 
EU bisher einen Finanzierungsbeitrag von 42,45 Mill. EUR leistete. 
Insgesamt fl ossen der BBT SE vom Projektbeginn im Jahr 1999 bis 
31. Dezember 2006  134,10 Mill. EUR zu. Der Kassabestand zum 
31. Dezember 2006 in Höhe von 47,27 Mill. EUR war überhöht. 
(TZ 6)

Kurzfassung
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Kostenschätzung

Die Methode der Kostenschätzung aus dem Jahr 2002 war — bezogen 
auf den damaligen Erkundungs- und Planungsstand — geeignet, die 
Gesamtkosten des Brenner Basistunnels grob abzuschätzen. Mängel 
traten jedoch bei der Abstimmung der Preisansätze mit den Projekt-
unterlagen auf. Eine Plausibilitätsprüfung zeigte in den erwarteten 
Gesamtkosten von rd. 4,5 Mrd. EUR enthaltene Reserven auf.

Diese wurden aber durch zu niedrig bewertete Ausrüstungskosten, 
durch unzureichend defi nierte Vorsorge für Risiken aus dem Bau-
grund sowie durch fehlende Kostenansätze für Funktionsprüfungen 
und Probebetrieb zur Gänze kompensiert. (TZ 5)

Planung und Erkundung

Ausgehend von der „Machbarkeitsstudie Brenner Basistunnel 1987“ 
wählte die Vorgängergesellschaft der Brenner Basistunnel BBT SE, 
die Brenner Basistunnel EWIV, eine Trasse für einen Basistunnel 
zwischen Innsbruck und Franzensfeste aus. Die Trassenbewertung 
wies auf bestehende Restrisiken hin. Der Bau von Sondierstollen 
und zusätzliche Untersuchungen sollten diese reduzieren. Die Son-
dierstollen sollten auch vorbereitende Maßnahmen für den Haupt-
tunnel ermöglichen. (TZ 4)

In der anschließenden Projektphase wurden bis zum Jahr 2006 die 
Erkundungen ergänzt, um ein bau– und genehmigungsreifes Projekt 
erstellen zu können und vorbereitende Maßnahmen für die Son-
dierstollen zu treffen. Bei der aus Termingründen gewählten zeit-
parallelen Bearbeitung der einzelnen Themenbereiche traten Rei-
bungsverluste und Qualitätsprobleme auf. (TZ 4)

Genehmigungsverfahren

Die Genehmigungsverfahren für das Gesamtprojekt lagen im Mai 2007 
deutlich hinter dem im Jahr 2002 vorgegebenen Zeitplan für die 
Projektumsetzung.

Kurzfassung Brenner Basistunnel BBT SE —
Bauvorbereitung des Brenner Basistunnels
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Der mit Ministerratsbeschluss vom Juli 2005 beauftragte „Quick-
start“ der Sondierstollen brachte für das Projekt zusätzliche Ver-
zögerungen im Planungsprozess, weil durch das Vorziehen und die 
Abkoppelung der Aufschließungsarbeiten von den Hauptbaumaß-
nahmen von der Umweltverträglichkeitserklärung getrennte Geneh-
migungsverfahren erforderlich wurden. Diese Änderungen und Stö-
rungen im Planungsprozess begründeten Mehrkostenforderungen in 
Höhe von insgesamt 3,36 Mill. EUR. (TZ 9, 11)

Die erforderlichen Genehmigungen für die Ausschreibung der auf 
der österreichischen Seite liegenden Aufschluss– und Sondierar-
beiten lagen im März 2007 noch nicht vollständig vor. Für den ita-
lienischen Abschnitt der Sondierstollen wurde das Genehmigungs-
verfahren im Dezember 2006 abgeschlossen. (TZ 9)

In Entsprechung der Anregung des RH hinsichtlich der notwendigen 
Abklärung möglicher Beeinträchtigungen für die Umwelt leitete das 
Amt der Tiroler Landesregierung — allerdings erst im April 2007 — 
das die Sondierstollen betreffende Feststellungsverfahren zur Klä-
rung einer etwaigen UVP–Pfl icht ein. (TZ 9)

Projektorganisation

Die Realisierung der für eine Bauentscheidung erforderlichen Grund-
lagen stand zur Zeit der Gebarungsüberprüfung, obwohl diese 2006 
bereits hätten vorliegen sollen, noch aus. Es wäre für die Brenner 
Basistunnel BBT SE bereits Mitte 2005 — bei einem Vergleich mit 
anderen gleichartigen Infrastrukturprojekten — erkennbar gewe-
sen, dass der ursprüngliche im Vertrag zwischen der Republik Ita-
lien und der Republik Österreich vereinbarte Fertigstellungstermin 
des Projekts Brenner Basistunnel im Jahr 2015 nicht mehr zu hal-
ten war. (TZ 6)

Die innerbetriebliche Organisation war zwar für die Startphase des 
Projekts geeignet, erwies sich aber mit Beginn der Planungs– und 
Bauvorbereitungsphase (ab 2004) als wenig effi zient. (TZ 10)

Die von der Brenner Basistunnel BBT SE an die Planungsgemein-
schaft im Rahmen der Projektleitung und –koordination übertra-
genen Abstimmungsverpfl ichtungen bei gleichzeitiger Kompetenz-
einschränkung der Planungsgemeinschaft bewertete der RH ebenso 
kritisch wie die zögerliche Nachtragsbehandlung durch die Gesell-
schaft. (TZ 11)

Kurzfassung
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Brenner Basistunnel BBT SE —
Bauvorbereitung des Brenner Basistunnels

Kenndaten der Brenner Basistunnel BBT SE

Rechtsgrundlagen Bundesgesetz zur Errichtung einer „Brenner–Eisenbahn–Gesellschaft“ 
BGBl. I Nr. 502/1995 i.d.F. BGBl. I Nr. 87/2004
Bundesgesetz zur Errichtung einer „Brenner Basistunnel Aktiengesell-
schaft“  BGBl. I Nr. 87/2004 i.d.F. BGBl. I Nr. 125/2006

Sitz der Gesellschaft
(in der Planungsphase)

Innsbruck (Zweigniederlassung Bozen–Italien)

Aktionäre (Eigentümer) Republik Österreich 25 %
Land Tirol  25 %
Tunnel Ferroviario del Brennero —
Finanziaria di Partecipazione S.p.A. 50 %

Unternehmensgegenstand Durchführung sämtlicher Maßnahmen zur Entwicklung und Planung 
eines Eisenbahntunnels unter dem Brennermassiv zwischen Innsbruck 
und Franzensfeste

Projektphasen/
geplante Kosten

Projektphase I rd. 18,50 Mill. EUR1) 
Projektphase II 90 Mill. EUR
Projektphase IIa 430 Mill. EUR

Finanzierung Die Finanzierung erfolgt durch Kapitalzufuhr der Aktionäre.
Kofi nanzierung des Projekts durch die EU aus der Förderung
Transeuropäischer Verkehrsnetze (TEN–Mittel)

kumulierte
Projektierungskosten2) 84,11 Mill. EUR

kumulierte
Finanzzuschüsse der EU2) 42,45 Mill. EUR

2001 2002 2003 2004 2005 2006
in Mill. EUR

Projektierungskosten 7,52 3,30 2,53 3,57 36,09 26,58
Personalaufwand 1,80 1,79 1,03 2,51  3,22  3,73
sonstiger betrieblicher Aufwand 0,34 0,47 0,29 1,22  1,26  1,66

Anzahl
Mitarbeiter3) 184) 184) 14 29 39 48

1) inklusive Restarbeiten bis 2004
2) ab Gründung der Brenner Basistunnel EWIV
3) Jahresdurchschnitt in Vollbeschäftigungsäquivalenten; gerundet auf ganze Zahlen
4) inklusive freie Mitarbeiter
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Chronologie

11. November 1999 Gründung der Brenner Basistunnel EWIV (BBT EWIV)

Dezember 1999 bis
Juli 2002

Projektphase I

1. April 2003 Beginn der Projektphase II; laut gemeinsamer Erklärung der
Infrastruktur– und Verkehrsminister Österreichs und Italiens ist diese
innerhalb von drei Jahren abzuschließen.

10. September 2003 Memorandum der Infrastrukturminister Österreichs und Italiens

30. April 2004 Abkommen zwischen Österreich und Italien (Staatsvertrag)

27. Juli 2004 Gründung der Brenner Basistunnel Aktiengesellschaft
(Vorgesellschaft der BBT SE)

2. Dezember 2004 Verschmelzung der Galleria di Base del Brennero – BBT S.p.A und der
Brenner Basistunnel AG zur Galleria di Base del Brennero –
Brenner Basistunnel BBT SE; Anwachsen des Vermögens der BBT EWIV 
sowie Aufl ösung der BBT EWIV

8. April 2005 Konstituierung des Finanzausschusses

12. Juli 2005 Ministerratsbeschluss über die Errichtung der Erkundungsstollen
„Quick–Start–Programm“ – Beginn der Projektphase IIa

10. April 2006 Genehmigung des Sondierstollenabschnittes Aicha (Italien) bis
Pfi tschtal (Italien)

13. April 2006 Patronatserklärung des Bundeslandes Tirol

5. Mai 2006 Patronatserklärung der Republik Österreich und der Tunnel
Ferroviario del Brennero – Finanziaria di Partecipazioni S.p.A.

30. Juni 2006 Spatenstichfeier

18. Dezember 2006 Genehmigung des Sondierstollenabschnittes Pfi tschtal (Italien) bis
Staatsgrenze

1. März 2007 Angebotseröffnung für den Erkundungsstollen Aicha (Italien) bis
Mauls (Italien)

2. April 2007 Einrichtung des Bauausschusses der BBT SE
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 1 Der RH überprüfte von Oktober 2006 bis April 2007 die Gebarung der 
Brenner Basistunnel BBT SE hinsichtlich der Planungs– und Bauvor-
bereitungsarbeiten für den Brenner Basistunnel. Schwerpunkte der 
Gebarungsüberprüfung waren

– die Projektorganisation,

– die bisher aufgelaufenen Projektkosten,

– die Finanzierung,

– der Stand der behördlichen Verfahren,

–  die im Rahmen der technischen Projektaufbereitung 2002 vorge-
nommenen Planungen und

–  die dazu mit rd. 4,5 Mrd. EUR (Preisbasis 2002, ohne Finanzierungs-
kosten) ermittelten voraussichtlichen Gesamtkosten der Projektpha-
sen 1999 bis 2006.

Zu den im Juni 2007 der Brenner Basistunnel BBT SE (BBT SE) sowie 
dem BMVIT und der Tiroler Landesregierung zugeleiteten Prüfungs-
feststellungen nahmen die BBT SE im Juli 2007 sowie das BMVIT und 
die Tiroler Landesregierung im September 2007 Stellung.

Gegenüber der Tiroler Landesregierung erstattete der RH eine Gegen-
äußerung im Oktober 2007. Eine Gegenäußerung des RH zu den Stel-
lungnahmen der BBT SE und des BMVIT war nicht erforderlich.

Die im Bericht angeführten Beträge wurden kaufmännisch gerundet 
und beinhalten — soweit nicht ausdrücklich anders angegeben — keine 
Umsatzsteuer.

Prüfungsablauf und 
–gegenstand

Brenner Basistunnel BBT SE —
Bauvorbereitung des Brenner Basistunnels
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Brenner Basistunnel

 2 Der Brenner Basistunnel ist mit einer Länge von knapp über 55 km 
— Tunnelportale waren Innsbruck und Franzensfeste — das Kernele-
ment des Eisenbahnkorridors München – Verona. Dieser ist gemäß der 
Entscheidung Nr. 884/2004/EG des Europäischen Parlaments und des 
Rates vom 29. April 2004 als TEN–Achse Nr. 1 Berlin–Verona/Mai-
land–Bologna–Neapel–Messina–Palermo Bestandteil der Eisenbahnver-
bindungen für den Nord–Süd–Verkehr. Der Ausbau der Gesamtachse 
soll stufenweise erfolgen, um bedarfsgerecht Teilabschnitte dem Ver-
kehr zur Verfügung stellen zu können.

Die Planung des Brenner Basistunnels sieht ein System von zwei ein-
gleisigen Tunnelröhren in einem Abstand von bis zu 70 m, die alle 
333 m mittels Querschlägen miteinander verbunden sind, sowie aus 
einem um rd. 10 m tiefer liegenden — in der Mitte der beiden Haupt-
tunnelröhren situierten — Stollen vor.

Brenner Basistunnel EWIV

Eine Europäische wirtschaftliche Interessenvereinigung (EWIV) ist 
eine auf dem Gemeinschaftsrecht basierende Personengesellschaft zur 
Erleichterung und Förderung der grenzüberschreitenden Zusammen-
arbeit.

Die Brenner Basistunnel EWIV war eine durch die „Ferrovie dello Stato 
S.p.A.“ (italienische Staatsbahnen) und die Brenner Eisenbahn GmbH 
gegründete Personengesellschaft. Sie war Vorgesellschaft der „Galle-
ria di Base del Brennero – Brenner Basistunnel BBT SE“ und wurde 
am 2. Dezember 2004 aufgelöst.

Brenner Basistunnel BBT SE

Die Europäische Gesellschaft (lateinisch: Societas Europaea, SE) ist 
eine Rechtsform für Unternehmen in der EU. Mit ihr ermöglichte die 
EU seit dem Jahresende 2004 die Gründung von Gesellschaften nach 
weitgehend einheitlichen Rechtsprinzipien.

Der Brenner Basistunnel BBT SE oblag die Projektabwicklung.

Projektbeschreibung, Rechtsträger, Begriffe
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Rechtsträger

An der „Galleria di Base del Brennero – Brenner Basistunnel BBT SE“ 
waren zu je 50 % italienische und österreichische Rechtsträger betei-
ligt.

− Italienischer Rechtsträger (50 % Anteil an der BBT SE)

Die italienischen Staatsbahnen brachten ihr Aktienpaket am 7. März 2006 
in die „Tunnel Ferroviario del Brennero – Societa Finanziaria di Parte-
cipazione S.p.A. (TFB)“ ein.

Beteiligt an der TFB waren die Provinz Bozen mit 6,031 %, die Pro-
vinz Trient mit 6,031 %, die Provinz Verona mit 5,52 % und die ita-
lienischen Staatsbahnen mit 82,418 %.

Durch die auf italienischer Seite gewählte Gesellschaftskonstruktion 
ist eine mit der Haftung der Gebietskörperschaften auf österreichischer 
Seite vergleichbare Haftung der Republik Italien nicht gegeben.

− Österreichische Rechtsträger (50 % Anteil an der BBT SE)

Beteiligt an der BBT SE waren die Republik Österreich bzw. das Bun-
desland Tirol zu je 25 %.

Planungsgemeinschaft Brenner Basistunnel

Die Planungsgemeinschaft Brenner Basistunnel wurde auch mit der 
Teilleistung Projektleitung beauftragt. Damit sollte vor allem auch 
die Koordination von Dritten, die von der Brenner Basistunnel BBT 
SE direkt beauftragt worden waren, sichergestellt werden. Dies betraf 
insbesondere die Zusammenführung der Ergebnisse der geologischen 
und geotechnischen Erkundungsarbeiten mit der Planung.

Die Planungsgemeinschaft Brenner Basistunnel bestand aus einem Zu-
sammenschluss von vier verschiedenen Ziviltechniker–Gemeinschaften. 
Im Rahmen der Planungsgemeinschaft Brenner Basistunnel sollten alle 
Planungserfordernisse

–  zur Erstellung der Unterlagen für die Erlangung der verschiedenen 
Projektgenehmigungen sowie auch

Projektbeschreibung, Rechtsträger,
Begriffe

Brenner Basistunnel BBT SE —
Bauvorbereitung des Brenner Basistunnels
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–  für die Ausführungsplanung des Haupttunnels (mit Ausnahme der 
Einbindung der Umfahrung Innsbruck und des Bahnhofs Franzens-
feste) erbracht werden.

Sondierstollen (auch Erkundungsstollen, Entwässerungsstollen, Pilot-
stollen, Service stollen)

Zur Bauvorbereitung sowie zur tiefergehenden geologischen Erkun-
dung, aber auch zur (Voraus–)Entwässerung und zur Unterstützung 
während des Baus sollen abschnittsweise — den Hauptbaumaßnah-
men vorauseilend — mehrere in der Regel mittig und rd. 10 m unter 
dem Niveau der beiden eingleisigen Tunnelröhren des Haupttunnels 
geführte Stollen ausgebrochen werden.

Quick–Start–Programm

Darunter war das Vorziehen der Sondierstollen zur Beschleunigung der 
Bauarbeiten aufgrund eines Ministerratsbeschlusses vom 12. Juli 2005 
zu verstehen.

Teilkonzentriertes Verfahren zur Umweltverträglichkeitsprüfung

Es handelt sich um ein Verfahren zur Umweltverträglichkeitsprü-
fung von Bundesstraßen und Hochleistungsstrecken, das durch die 
Novelle 2005 zum Umweltverträglichkeitsprüfungsgesetz 2000 einge-
führt wurde.

Projektbeschreibung, Rechtsträger,
Begriffe
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 3.1 Eine verkehrspolitische bzw. verkehrstechnische Bewertung des Pro-
jekts Brenner Basistunnel fand sich in Unterlagen zum Planungsstand 
2002 sowie in der Studie „Alpenquerender Güterverkehr 2004“1). Diese 
zeigte für die Jahre 1994, 1999 und 2004 die unterschiedliche Ent-
wicklung der in Österreich auf der Schiene und der Straße alpenüber-
querend transportierten Gütermengen:

1) Quelle: BMVIT: „Alpenquerender Güterverkehr 2004“ – Wien 2006

(http://www.bmvit.gv.at/verkehr/gesamtverkehr/statistik/downloads/ALPGUV_Bro-
schuere_Online-06-06-12.pdf)

Um den in den Jahren 1994 bis 2007 stark angestiegenen LKW–Ver-
kehr von der Straße auf die Schiene zu verlagern, bedarf es laut der 
2006 aktualisierten Studie2) zusätzlicher Steuerungsmaßnahmen. 

2) Quelle: progtrans: 1. Aktualisierung Phase II vom 31. Juli 2006

Verkehrspolitische 
Rahmen-
bedingungen

Brenner Basistunnel BBT SE —
Bauvorbereitung des Brenner Basistunnels
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In der Studie wurden hiezu z.B.

– die Infrastrukturerweiterung im Schienennetz,

– die gedämpfte Kapazitätserweiterung im Straßennetz,

–  die zügige Umsetzung bereits beschlossener EU–Eisenbahnpakete und

– die Anpassung der Straßenbenützungsgebühr im Alpenraum

angeführt. Bei nur teilweiser Umsetzung dieser Maßnahmen würde 
demnach in den nächsten zwei Jahrzehnten der Zuwachs des Straßen-
verkehrs am Brenner mehr als 60 % betragen. Die Verkehrsentwick-
lung auf der A 13 Brenner Autobahn, die in den Jahren 2005/2006 
eine Steigerung von bis zu rd. 30 % im Bereich des LKW–Verkehrs 
aufwies, bestätigte das Szenario.

 3.2 Angesichts der auf der A 13 Brenner Autobahn eingetretenen Steige-
rung des LKW–Verkehrs erachtete der RH die frühzeitige Entwicklung 
verkehrspolitischer Strategien zur Verkehrsverlagerung für erforderlich.

Um zeitgerecht klare und eindeutige Vorgaben für eine positive Ent-
scheidung der Eigentümer zum Bau der Haupttunnel zu schaffen, emp-
fahl der RH dem BMVIT, die verkehrspolitischen Rahmenbedingun gen 
umgehend zu schaffen, um damit eine Verlagerung des Verkehrs von 
der Straße auf die Schiene zu forcieren.

 3.3 Laut Stellungnahmen der BBT SE und des BMVIT sei im Mai 2007 mit 
dem für den Brenner Basistunnel zuständigen EU–Koordinator eine Platt-
form geschaffen worden, in deren Rahmen drei Arbeitsgruppen gegrün-
det worden seien (Querfi nanzierung, Verbesserungen auf der Bestands-
strecke, politische Rahmenbedingungen).

Weiters seien im Juni bzw. Juli 2007 in Nord– und Südtirol Memoran-
den über verkehrspolitische Strategien genehmigt worden. Im Juli 2007 
sei in Wien ein Memorandum zur Unterstützung des Brenner Basis-
tunnels von den Infrastrukturministern Österreichs und Italiens, den 
Landeshauptleuten von Tirol, Südtirol und Trient sowie dem zustän-
digen EU–Koordinator unterzeichnet worden.

Ab Juli 2007 würden ferner Mauterhöhungen auf der A 13 Brenner 
Autobahn vorgenommen werden. In Italien sei im Juni 2007 ein Ver-
kehrsprotokoll der Alpenkonvention unterzeichnet worden, das Maß-
nahmen für eine schienenfreundlichere Politik enthalte.

Verkehrspolitische Rahmen bedingungen
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Das BMVIT führte zu dem Memorandum ergänzend aus, dass sich die 
unterzeichnenden Parteien zur Verpfl ichtung, die nördlichen und süd-
lichen Zulaufstrecken bedarfs– und termingerecht auszubauen, bekannt 
hätten. Sie hätten weiters ausdrücklich das gemeinsame Ziel, den Bren-
ner Basistunnel bis 2022 auszubauen, bekundet. Da schon während 
der Realisierungsphase verkehrspolitische Maßnahmen notwendig 
seien, sei unter anderem die volle Ausschöpfung der derzeitigen Wege-
kostenrichtlinie vereinbart worden.

 4.1 (1) Ausgehend von der Untersuchung eines Trassenkorridors entspre-
chend der „Machbarkeitsstudie Brenner Basistunnel 1987“ wählte die 
BBT EWIV im Rahmen der Optimierung eine Trasse für einen Basis-
tunnel zwischen Innsbruck und Franzensfeste mit Verlauf östlich des 
oberen Eisack– und Wipptals aus.

Die Trassenbewertung des Jahres 2002 wies auf bestehende Restrisiken 
hin, die in weiterer Folge unter anderem durch zusätzliche Bohrungen, 
Untersuchungen und Versuchsprogramme reduziert werden sollten. 
Die vorgesehenen Sondierstollen sollten auch verbleibende Informa-
tionsunsicherheiten eliminieren und vorbereitende Maßnahmen für 
den Haupttunnel ermöglichen (z.B. eventuell notwendige Gebirgsver-
festigungen).

(2) Ausgehend von den bis 2002 durchgeführten Erkundungsmaßnah-
men wurden diese in der anschließenden Projektphase II bis zum Jahr 2006 
ergänzt, um ein bau– und genehmigungsreifes Projekt erstellen zu kön-
nen und vorbereitende Maßnahmen für die Sondierstollen zu treffen. 
Dies bedingte unter anderem zusätzliche Kartierungen, wasserwirt-
schaftliche Beweissicherungen, eine große Zahl von Erkundungsboh-
rungen (zum Teil als Tiefbohrungen bis in eine Tiefe von über 1.300 m) 
und weitere Versuche.

Das Organisationskonzept für die Untersuchung der einzelnen The-
menbereiche durch verschiedene Auftragnehmer war in drei Ebenen 
gegliedert, zwischen denen Daten auszutauschen bzw. zu überneh-
men waren. Um die knappe Zeit zu nutzen, arbeiteten die Beteiligten 
auf den Ebenen zeitparallel. Dies führte wegen der zu aktualisierenden 
Eingangsdaten zu Mehrfachbearbeitungen, divergierenden Angaben 
in Unterlagen oder Verwendung überholter Eingangsdaten.

Nach Vorliegen des Großteils der Ergebnisse der Erkundungen nahm 
die BBT SE im Jahr 2005 für den Abschnitt Innsbruck bis zur Gemeinde-
grenze Pfi tsch eine Trassenoptimierung vor.

Planung und
Erkundung

Brenner Basistunnel BBT SE —
Bauvorbereitung des Brenner Basistunnels
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(3) Nach Auffassung der BBT SE wurden mit dem Erkundungspro-
gramm bis zum Frühjahr 2007 ausreichende Unterlagen für die Behör-
denverfahren erarbeitet.

In den ersten Monaten des Jahres 2007 nahm die BBT SE gemeinsam 
mit den beauftragten Planern eine nochmalige Überprüfung des Pro-
jekts vor. Zum Abschluss der örtlichen Gebarungsüberprüfung durch 
den RH wurde nach weiteren Optimierungspotenzialen gesucht. Die 
Bauzeitpläne wurden nicht adaptiert; sie sahen als Fertigstellungster-
min nach wie vor das Jahr 2015 vor.

 4.2 Der RH bewertete das zeitparallele Bearbeiten verschiedener vonein-
ander abhängiger Aufgabenbereiche in Hinblick auf das Ziel einer 
raschen Projektumsetzung und das in mehrfacher Hinsicht komplexe 
Bauvorhaben grundsätzlich als zweckmäßig. Er wies aber auf die ent-
standenen Reibungsverluste und Qualitätsprobleme hin.

Für die weitere Projektumsetzung empfahl der RH, den Aufträgen bzw. 
ihren einzelnen Bearbeitungsschritten wegen des gegebenen inhalt-
lichen Zusammenhanges der Auftragsbearbeitung einen möglichst 
abgeschlossenen Informations–, Erkenntnis– und Entscheidungsstand 
zugrunde zu legen.

Es wäre weiters eine möglichst umfassende Auswertung und Über-
nahme der vertieften Erkundungsergebnisse aus den Sondierstollen 
bereits in die Ausschreibungen der Haupttunnelröhren anzustreben.

 4.3 Die BBT SE wies in ihrer Stellungnahme auf die Unterschiede in den 
länderspezifi schen Genehmigungsverfahren hin. Sie betonte ihre nun-
mehrigen Bemühungen, gemeinsam mit den Planungsgruppen die Opti-
mierung des Einreichprojekts zu betreiben. Dabei sollten auch weitere 
Maßnahmen für ein verbessertes Projektcontrolling und Informations-
management umgesetzt werden.

In einem neu eingerichteten technischen Sekretariat würden sämtliche 
Planungsprozesse zwischen den externen Planern und der BBT SE koordi-
niert. Weiters habe der Vorstand von den externen Planungsgemeinschaften 
ein klares Organigramm mit Verantwortlichkeiten eingefordert.

Im neu erstellten Bauzeitplan sei vorgesehen, die Ergebnisse aus dem Bau 
der einzelnen Abschnitte der Sondierstollen bereits in die Ausschreibung 
des Haupttunnels einarbeiten zu können. Der Bauzeitplan würde dazu im 
Rahmen der Projektoptimierung in einigen Abschnitten noch harmonisiert.

Planung und Erkundung
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Laut Stellungnahme des BMVIT würde mit dem aktuellen Bauzeitplan 
sowohl das bautechnische als auch das fi nanzielle Risiko reduziert wer-
den. Der Bauzeitplan sehe nunmehr ein versetztes Vorgehen für die Haupt-
stollen im Vergleich zu den Erkundungsstollen vor.

 5.1 Im Rahmen der technischen Projektaufbereitung arbeitete eine Pla-
nungsgruppe mit dem im Jahre 2002 vorliegenden Erkundungs– und 
Planungsstand (Tunnellänge rd. 55,58 km) eine Kostenschätzung aus. 
Die mit 4,5 Mrd. EUR (Preisbasis 2002, ohne Finanzierungskosten) 
ermittelten Gesamtkosten waren in folgende Kapitel gegliedert:

 5.2 Die Methode der Kostenschätzung aus dem Jahr 2002 war — bezogen 
auf den damaligen Erkundungs- und Planungsstand — geeignet, die 
Gesamtkosten des Brenner Basistunnels grob abzuschätzen.

Die Kostenschätzung 2002 enthielt jedoch Mängel bei der Abstimmung 
der Preisansätze mit den Projektunterlagen (bspw. im Kapitel Rohbau 
in einer Größenordnung von rd. 208 Mill. EUR). Eine Plausibilitätsprü-
fung zeigte für mehrere Preisansätze ein hohes Preisniveau (bspw. bei 
der Abschätzung der Laufmeterpreise des Vortriebs in einer Größen-
ordnung zwischen rd. 149 und rd. 454 Mill. EUR), das zu Kostenreser-
ven führte.

Die in den erwarteten Gesamtkosten von rd. 4,5 Mrd. EUR enthaltenen 
Reserven wurden aber durch zu niedrig bewertete Ausrüstungskos-
ten (rd. 550 Mill. EUR), durch unzureichend defi nierte Vorsorge für 
Risiken aus dem Baugrund (rd. 290 Mill. EUR) sowie durch fehlende 
Kostenansätze für Funktionsprüfungen und Probebetrieb zur Gänze 
kompensiert.

Kostenschätzung

Brenner Basistunnel BBT SE —
Bauvorbereitung des Brenner Basistunnels

Kapitel
Nr.

Benennung Betrag
in Mill. EUR

0 Grundstücksangelegenheiten 59,86
1 Aufschließung, Erkundung 365,76
2 Bauwerk – Rohbau 2.886,73
3 Bauwerk – Technik 66,80
4 Eisenbahntechnische Ausrüstung 307,50
5 Außenanlagen 23,80
6 Honorare 236,54
7 Nebenkosten 30,50
8 Reserven 522,51

Summe 4.500,00
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Zur Vollständigkeit der Kostenschätzung 2002 führte der RH weiters an, 
dass Kosten für die Deponierung und Endlagerung des Ausbruchmate-
rials sowie die im Bauzeitplan mehrfach ersichtliche Demontage und 
neuerliche Montage der Tunnelvortriebsmaschinen als solche nicht 
ausgewiesen waren.

Im Zusammenhang mit der Baudurchführung zeigte der RH auf, dass 
die zum Planungsstand 2002 vorliegenden Bauzeitpläne keine zeit-
lichen Ansätze für Funktionsprüfungen und Probebetrieb enthielten. 
Dies hatte Auswirkung auf den Zeitpunkt der Inbetriebnahme und die 
Gesamtkosten.

Der RH regte an, die aufgezeigten systemischen Fehler bei der Über-
arbeitung der Kostenschätzung zu berücksichtigen.

 5.3 In ihrer Stellungnahme ging die BBT SE auf den nunmehr mit Preis-
basis 2006 neu erstellten und im April 2007 vom Vorstand vorgelegten 
Kostenrahmen ein. Dieser habe eine Gesamtsumme von 6 Mrd. EUR (ohne 
Finanzierungskosten) ergeben. Eine Kostenaufgliederung wies dazu für 
Baukosten, Planungs– und Managementkosten 4,98 Mrd. EUR, für 
Erkundungsstollen und Vorerkundungen 520 Mill. EUR und für Risiko-
vorsorge 500 Mill. EUR aus. Diese Baukosten seien mit internationa-
len Projekten verglichen worden. Sie lägen in der Bandbreite ähnlicher 
Projekte.

 6.1  (1) Die Geldmittel für Planung und Bau des Brenner Basistunnels waren 
gemäß Gründungsvertrag der Projektgesellschaft durch Finanzierungs-
beiträge der Eigentümer sowie durch nicht rückzahlbare Mittel der EU 
(TEN1)–Zuschüsse) aufzubringen. Alternativ sollten Finanzierungsmo-
delle unter Berücksichtigung von öffentlich–privaten Partnerschaften 
(PPP–Modelle2)) erarbeitet werden.

1) TEN: Transeuropäische Netze

2) PPP: Public Private Partnership

Gesamtprojekt
Brenner Basistunnel

Kostenschätzung

Finanzierung des Projekts
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(2) Die Projektphase I wurde mit der Gründung der Brenner Basistunnel 
EWIV (1999) eingeleitet. Diese Gesellschaft sollte die „Machbarkeits-
studie Brenner Basistunnel 1987“ überarbeiten sowie ein Gesamtkon-
zept hinsichtlich der zu bewältigenden Aufgaben, des hiefür erforder-
lichen Zeitrahmens und der hiefür geschätzten Kosten erstellen. Der 
Schlussbericht vom Juli 2002 wies auf Grundlage der damaligen Kos-
tenschätzung Gesamtkosten von rd. 4,5 Mrd. EUR (Preisbasis 2002, 
ohne Finanzierungskosten) und eine Gesamtbauzeit von neun Jahren 
ab tatsächlichen Baubeginn des Brenner Basistunnels aus.

(3) Mit April 2003 begannen die Arbeiten der Projektphase II, welche 
die Erstellung eines Einreichprojekts und die Erlangung der Geneh-
migungen einschließlich der Prüfung der Umweltverträglichkeit der 
Maßnahmen zum Ziel hatten. Weiters sollten ein Finanzierungskon-
zept erstellt und zusätzliche Erkundungsmaßnahmen beauftragt wer-
den. Diese Arbeiten sollten innerhalb von drei Jahren — bis April 2006 — 
abgeschlossen sein.

Der für die Projektphase II vorgesehene Endtermin (April 2006) konnte 
nicht eingehalten werden. Zur Zeit der Gebarungsüberprüfung durch 
den RH (2007) lagen weder eine abgeschlossene technische Projektauf-
bereitung, ein fertiges Einreichprojekt und alle erforderlichen Geneh-
migungen noch ein entscheidungsreifes Konzept für die Finanzierung, 
die Sicherung der EU–Mittel und die Schaffung der verkehrspolitischen 
Rahmenbedingungen vor.

(4) Seit Jänner 2006 wurden bei der Autobahnen– und Schnellstraßen–
Finanzierungs–Aktiengesellschaft 20 % der eingehobenen Benützungs-
entgelte der A 13 Brenner Autobahn für eine Querfi nanzierung des 
Brenner Basistunnels rückgestellt. Diese Rückstellung betrug 2006 rd. 
21,46 Mill. EUR.

(5) Für Projektierung, Erkundung und weitere den Bau vorbereitende 
Maßnahmen wies die BBT SE in der Bilanz 2006 einen Betrag von 
insgesamt 84,11 Mill. EUR aus, zu denen die EU bis Ende 2006 einen 
Investitionszuschuss von 42,45 Mill. EUR leistete.

(6) Vom Projektbeginn im Jahr 1999 bis 31. Dezember 2006 fl ossen 
der BBT SE insgesamt 134,10 Mill. EUR zu. Der Kassabestand wies eine 
Summe von rd. 47,27 Mill. EUR aus. 

Finanzierung des Projekts Brenner Basistunnel BBT SE —
Bauvorbereitung des Brenner Basistunnels
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(7) Im April 2007 lagen der BBT SE lediglich Entwürfe verschiedener 
Finanzierungsmodelle, jedoch kein vom Aufsichtsrat genehmigtes 
Finanzierungsmodell vor. Ebenso fehlte eine Zusage der EU über die 
Höhe der gewährten TEN–Zuschüsse, dadurch konnte die Höhe der von 
Bund und Land Tirol zu tragende Kostenanteile der Höhe nach nicht 
beziffert werden. Die im April 2007 dem Aufsichtsrat vorgelegte Schät-
zung der Gesamtkosten belief sich auf 6 Mrd. EUR (Preisbasis 2006, 
ohne Finanzierungskosten).

 6.2  Der RH hielt fest, dass derzeit die Finanzierung des Gesamtprojekts 
Brenner Basistunnel nicht gesichert ist. Diese ist nach Ansicht des RH 
sicherzustellen, damit durch die im Zusammenhang mit dem Vorzie-
hen des Baus der Sondierstollen eingegangenen fi nanziellen Verpfl ich-
tungen kein verlorener Aufwand entsteht.

Die beabsichtigte öffentlich–private Mischfi nanzierung würde beim 
Brenner Basistunnel zusätzliches Schnittstellenmanagement erfordern. 
Die Finanzierung der Baumaßnahmen wurde von der BBT SE bis zum 
Ende der Gebarungsüberprüfung noch nicht konkret ausgearbeitet.

Die zur Errichtung des Brenner Basistunnels angestrebte Querfi nanzie-
rung wertete der RH grundsätzlich positiv. Er erachtete jedoch deren 
Höhe in Hinblick auf den derzeit von Österreich zu tragenden Kosten-
anteil von 3 Mrd. EUR als zu gering, weil damit nur rd. 11 % des der-
zeit in Österreich zu tragenden Kostenanteils fi nanziert werden kön-
nen. Die Gesamtkosten lagen mit 6 Mrd. EUR rd. 30 % höher als sie 
im Jahr 2002 geschätzt worden waren.

Der RH erachtete den 2006 mit 47,27 Mill. EUR ausgewiesenen Kas-
senbestand als überhöht und empfahl Verbesserungen im Treasury–
Management1).

1) Optimierung der Liquidität bei gleichzeitiger Minimierung der Finanzrisiken

Der RH empfahl der BBT–SE, die für eine positive Entscheidung zum 
Bau der Haupttunnel erforderlichen Grundlagen (technische Projektauf-
bereitung und Einreichprojekt für die erforderlichen Genehmigungen 
und Basis für das Finanzierungskonzept) umgehend beizubringen, um 
zeitgerecht klare und eindeutige Vorgaben zu schaffen und behörd-
liche Genehmigungen zu ermöglichen.

Finanzierung des Projekts
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 6.3 Das BMVIT betonte, bereits mehrfach in den Aufsichtsratssitzungen auf die 
Notwendigkeit eines effektiven Treasury–Managements hingewiesen zu 
haben. Der zu Recht geforderten Flexibilität würden aber durch die notwen-
dige Abstimmung aller Eigentümer bezüglich der Bereitstellung der Liqui-
dität sowie durch die jeweiligen Finanzierungsgrundlagen Grenzen gesetzt.

 7.1 Ungeachtet der fehlenden in Projektphase II zu erstellenden Planungs-
grundlagen und des fehlenden Finanzierungskonzepts des Brenner 
Basistunnels hat der Ministerrat vor dem Ende der Projektphase II am 
12. Juli 2005 das Quick–Start–Programm (Beginn Projektphase IIa) beschlos-
sen; damit wurde der Baubeginn für die Sondierstollen vorgezogen.

Hierauf gaben die Eigentümer der BBT SE (von österreichischer Seite 
das Land Tirol und der Bund, dieser vertreten durch das BMVIT im Ein-
vernehmen mit dem BMF) im Jahr 2006 Finanzierungszusagen in Form 
von Patronatserklärungen  zur Errichtung von Pilotstollen mit einem 
geschätzten Investitionsvolumen von rd. 430 Mill. EUR ab. Darin gin-
gen die Eigentümer auch von einer Beteiligung der EU (TEN–Zuschüsse) 
in einer Höhe von 50 % der Investitionssumme aus. Die EU bestätigte 
die in Aussicht gestellte Kostenbeteiligung jedoch noch nicht.

Der Vorstand der BBT SE hielt an dem ursprünglichen Fertigstellungs-
termin des Projekts Brenner Basistunnel im Jahr 2015 fest; der Auf-
sichtsrat der BBT SE genehmigte 2006 ohne Vorliegen eines entschei-
dungsreifen Konzeptes für die Finanzierung des Haupttunnels die Mittel 
für den Bau der Sondierstollen in Höhe von rd. 430 Mill. EUR (Preis-
basis 2002, ohne Finanzierungskosten). Eine Entscheidung der Eigen-
tümer bezüglich des Baus des Haupttunnels wurde nicht abgewartet. 
Gleichzeitig überlegte die BBT SE alternative Nutzungsmöglichkeiten 
der Sondierstollen.

Aufgrund der zahlreichen Änderungen und Störungen im Planungs-
prozess — die zum Großteil mit dem Vorziehen des Baubeginns der 
Sondierstollen und dem unveränderten Fertigstellungstermin 2015 im 
Zusammenhang stehen — stellte die Planungsgemeinschaft Nachtrags-
forderungen in Höhe von insgesamt 3,36 Mill. EUR.

 7.2 Der RH kritisierte, dass die Entscheidung der Eigentümer zum Bau der 
Sondierstollen ohne Sicherstellung der Finanzierung des Gesamtpro-
jekts erfolgte. Die Finanzierung der Sondierstollen (Bauvorbereitung – 
Projektphase IIa) erachtete der RH nur aufgrund der Patronatserklä-
rungen als gesichert. Er wies aber auf die Problematik der fehlenden 
Regelungen zur Tragung eventueller Mehrkosten und die noch nicht 
erfolgte Bestätigung der in Aussicht gestellten TEN–Zuschüsse hin.

Finanzierung
des Quick-Start-
Programms

Finanzierung des Projekts Brenner Basistunnel BBT SE —
Bauvorbereitung des Brenner Basistunnels
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Die — ohne Sicherstellung des Gesamtprojekts — für den Bau der Son-
dierstollen eingegangenen fi nanziellen Verpfl ichtungen (rd. 430 Mill. 
EUR) beeinträchtigten die Entscheidungsfreiheit der Eigentümer der 
BBT SE hinsichtlich der Errichtung des Haupttunnels nachhaltig. Zudem 
ist das Risiko gegeben, dass bei einer Nichtrealisierung des Projekts 
die Aufwendungen für den Sondierstollen — ähnlich wie beim ursprüng-
lichen Projekt Semmering Basistunnel — verloren wären.

Nach Auffassung des RH wäre für die BBT SE bereits Mitte 2005 — bei 
einem Vergleich mit anderen gleichartigen Infrastrukturprojekten — 
erkennbar gewesen, dass der ursprüngliche — bereits als sehr ambiti-
oniert zu bezeichnende — Fertigstellungstermin des Projekts Brenner 
Basistunnel im Jahr 2015 nicht mehr zu halten war.

Der RH kritisierte, dass das zu lange Festhalten an dem unrealistischen 
Fertigstellungstermin 2015 aufgrund erforderlicher zusätzlicher Bau-
elemente zu einem verlorenen Planungsaufwand führte.

 7.3 Laut Stellungnahme der BBT SE seien im Juli 2007 fristgerecht die Unter-
lagen für eine Mitfi nanzierung durch die EU (50 % Sondierstollen, 30 % 
Haupttunnel) eingereicht worden.

 8.1 Die BBT EWIV ging im Jahr 2002 davon aus, dass das Gesamtprojekt 
Brenner Basistunnel — nach dem Erwirken der erforderlichen Bewilli-
gungen — in zwei zeitnahen Phasen ausgeführt werde. Nach dem Bau 
der Zufahrtstunnel sollten vorgängig Sondierstollen und anschließend 
der Haupttunnel errichtet werden.

Die BBT EWIV vertrat die Auffassung, dass zumindest die geologischen 
Problemzonen vorweg mit Sondierstollen aufgeschlossen werden soll-
ten. Sie untersuchte für den Bau von Sondierstollen und Haupttunnel 
verschiedene Ausbruchskonzepte.

Im Auftrag der BBT EWIV untersuchten Experten die Machbarkeit des 
Einsatzes von Tunnelbohrmaschinen und empfahlen zur Risikomini-
mierung für Kosten und Bauzeit den Bau von Sondierstollen auf einem 
Großteil der Tunnellänge. 

Sondierstollen

Konzept 2002

Finanzierung des Projekts
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 8.2 Der RH beurteilte in Hinblick auf die Bedeutung der Sondierstollen für 
das Gesamtprojekt die von der BBT EWIV angestellten umfassenden 
Überlegungen als zweckmäßig, weil diese vom Vorliegen der behörd-
lichen Genehmigungen und eines gesicherten Finanzierungskonzeptes 
sowie einer zeitnahen Abfolge der Bauphasen ausgingen.

 9.1 (1) Durch den erwähnten Ministerratsbeschluss vom 12. Juli 2005 
ergab sich für die BBT SE die Notwendigkeit, die Arbeiten für die 
Sondierstollen ohne Vorliegen der Grundlagen und ohne Vorliegen 
eines Finanzierungskonzepts für das Gesamtprojekt vorzuziehen. Diese 
Weichenstellung brachte für das Projekt zusätzliche Verzögerungen 
im Planungsprozess, weil durch das Vorziehen und die Abkoppelung 
der Sondierstollen von den Hauptbaumaßnahmen getrennte Geneh-
migungsverfahren erforderlich wurden.

Damit war auch die Frage, ob für die Sondierstollen selbst eigene UVP–
Verfahren durchzuführen sind, verbunden. Das Amt der Tiroler Lan-
desregierung teilte nach Anfrage der BBT SE mit, dass keine UVP–
Pfl icht für die Vorarbeiten bestünde.

Die erforderlichen Genehmigungen für die Ausschreibung der auf der 
österreichischen Seite liegenden Aufschluss– und Sondierarbeiten 
lagen im März 2007 noch nicht vollständig vor. Für den italienischen 
Abschnitt der Sondierstollen wurde das Genehmigungsverfahren im 
Dezember 2006 abgeschlossen.

(2) Im Zuge der Gebarungsüberprüfung regte der RH an, hinsicht-
lich der Notwendigkeit eines UVP–Verfahrens für die Genehmigung 
der Sondierstollen in Österreich bescheidmäßig Rechtssicherheit her-
zustellen. Das Amt der Tiroler Landesregierung leitete daraufhin im 
April 2007 ein Feststellungsverfahren gemäß dem Umweltverträglich-
keitsprüfungsgesetz 2000 ein, in dem die Parteien eingeladen wurden, 
Einwände gegen eine Verneinung der UVP–Pfl icht einzubringen.

 9.2  Der RH bewertete die so gewählte Vorgangsweise als zweckmäßig, weil 
sie eine Einbindung sämtlicher Anrainergemeinden in den Genehmi-
gungsprozess gewährleistete. Gleichzeitig brächte das Feststellungsver-
fahren Rechtssicherheit für die Projektwerberin, weil damit nachträg-
lich ungünstige Rechtsfolgen vermieden werden. Die Behörde folgte 
damit der Anregung des RH, der während der Gebarungsüberprüfung 
auf die notwendige bescheidmäßige Abklärung möglicher Umweltbe-
einträchtigungen hingewiesen hatte.

Genehmigungen für 
das Sondierstollen-
programm

Sondierstollen Brenner Basistunnel BBT SE —
Bauvorbereitung des Brenner Basistunnels
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 9.3 In ihrer Stellungnahme wies die BBT SE auf den nun seit 25. Juli 2007 
vorliegenden Bescheid des Amtes der Tiroler Landesregierung hin, in dem 
das Nichtvorliegen einer UVP–Pfl icht für den Bau der Sondierstollen 
festgestellt wurde.

Die Tiroler Landesregierung wies auf ihre bereits im Oktober 2005 ver-
tretene Auffassung hin, dass der Bau der „Pilotstollen/Erkundungs stollen“ 
als Vorarbeit zum Haupttunnel nicht als UVP–pfl ichtig anzusehen sei, 
und sah sich in ihrem Rechtsstandpunkt bestätigt.

 9.4  Der RH sah die Rechtssicherheit für die Antragstellerin (BBT SE) erst 
durch Vorliegen des entsprechenden Feststellungsbescheides vom Juli 2007 
gewährleistet.

 10.1 Die Gründung der nach EU–Recht konzipierten BBT SE erfolgte schritt-
weise durch Verschmelzung zweier Aktiengesellschaften verschiedener 
Nationalität. Für die Dauer der Planungsphase war als Sitz der Gesell-
schaft Innsbruck mit einer Zweigniederlassung in Bozen vereinbart, für 
die Bauphase bis zur Inbetriebnahme Bozen mit einer Zweigniederlas-
sung in Innsbruck. Nach Inbetriebnahme des Tunnels soll der Sitz in 
Innsbruck sein. Gemäß Geschäftsordnung des Aufsichtsrates mussten 
sämtliche Projektunterlagen, Studien sowie Analysen in Zwischen– 
bzw. Endversionen in deutscher und italienischer Sprache vorliegen.

Die Satzung der BBT SE regelte neben der paritätischen Besetzung der 
Vorstandsmitglieder auch die Bestellung von je einem Prokuristen. In 
den Jahren 2005 und 2006 wechselte der Vorstand viermal. Entschei-
dungen auf Vorstandsebene konnten nur gemeinsam durch beide Vor-
stände getroffen werden. Prokuristen wurden nicht bestellt. Der für 
die Beschlussfassung im Aufsichtsrat erforderliche Einigungsprozess 
dauerte in einem Fall über ein Jahr.

In der Projektphase III sollte eine zwischenstaatliche Kommission — sie 
wurde auf Basis eines im Jahr 2004 abgeschlossenen zwischenstaat-
lichen Übereinkommens eingerichtet — den Regierungen Österreichs 
und Italiens Vorschläge über die weiteren Projektphasen unterbrei-
ten. Die Entscheidung über die Realisierung der weiteren Projektpha-
sen behielten sich die beiden Regierungen vor.

Projektorganisation

Sondierstollen
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 10.2 Der RH bewertete die in der Rechtsform einer SE (BBT SE) errichtete 
Gesellschaft — im Sinne des europäischen Grundgedankens — grund-
sätzlich als für die Umsetzung dieses Projekts geeignet. Er kritisierte 
jedoch die in der praktischen Abwicklung bei der Klärung von Grund-
satzfragen überaus langen Zeiträume bei der Entscheidungsfi ndung.

Die innerbetriebliche Organisation war zwar für die Startphase des Pro-
jekts (Projektpromotion) geeignet, erwies sich aber seit 2004 mit Beginn 
der Planungs– und Bauvorbereitungsphase als wenig effi zient.

Der viermalige Wechsel des Vorstandes wirkte sich nachteilig auf den 
Zeitablauf des Planungsprozesses aus. Der Dualismus in der Organisa-
tion am Sitz und an der Zweigstelle der Gesellschaft erforderte einen 
zusätzlichen Koordinierungs– und Verwaltungsaufwand.

Der RH empfahl der BBT SE eine Neuordnung der Aufbau– und Ablauf-
organisation der Gesellschaft im Sinne einer Bündelung der Kompe-
tenzen und Straffung der Projektorganisation.

 10.3 Laut Stellungnahme der BBT SE hätten die beiden nunmehrigen Vor-
standsmitglieder ihre Tätigkeit erst im August 2006 bzw. Jänner 2007 
begonnen. Ein neues Organigramm sei inzwischen erarbeitet und mit 
Juni 2007 betriebsintern umgesetzt worden. Darin seien auch zwei Mit-
arbeiter für die Verbesserung der Koordination und des Controllings 
vorgesehen. Auch würde eine Aufgabenteilung im Vorstand vorbereitet 
und bis Ende 2007 umgesetzt werden.

Im Organigramm seien vier Stabsstellen (Verwaltung und Finanzen, 
Projektierung, Bauausführung Italien, Bauausführung Österreich) vor-
gesehen. Ausschreibung und Besetzung von Stabsstellen seien für das 
zweite Halbjahr 2007 vorgesehen.

Laut Mitteilung der Tiroler Landesregierung bedinge die im Staatsver-
trag vom 30. April 2004 vereinbarte duale Organisationsform zwangs-
läufi g den kritisierten erhöhten Koordinierungs– und Verwaltungsauf-
wand. Die Landesregierung werde sich aber weiterhin für eine Evaluierung 
und bestmögliche Ausschöpfung der Potenziale zur Erhöhung der Ver-
waltungseffi zienz einsetzen.

Projektorganisation Brenner Basistunnel BBT SE —
Bauvorbereitung des Brenner Basistunnels
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 11.1 (1) Um die behördlichen Genehmigungen zu erwirken, übertrug die 
BBT SE die erforderlichen Planungsarbeiten — in Projektabschnitte und 
Fachbereiche geteilt — mehreren Planungsbüros. Eine Planungsgemein-
schaft erhielt den Auftrag zur Planung des überwiegenden Teiles des 
Haupttunnels. Dieser Auftrag enthielt sowohl die Projektleitung als 
auch die Projektkoordination. Damit war auch die Verpfl ichtung ver-
bunden, die Ergebnisse der von der BBT SE direkt beauftragten Drit-
ten auf die Genehmigungsanforderungen abzustimmen.

Vorgaben der BBT SE, die sich z.B. die Beauftragung und die Kommu-
nikation mit dem Geologenteam sowie die Beauftragung der Erkun-
dungsbohrungen vorbehielt, schränkten die Planungsgemeinschaft bei 
der Wahrnehmung der Projektleitung ein. Ebenso fehlte ein Koopera-
tionsvertrag zwischen den ÖBB und der BBT SE.

(2) Um einen kontinuierlichen Planungsablauf sicherzustellen, urgierte 
die Planungsgemeinschaft bei der BBT SE als Bauherr wiederholt Ent-
scheidungen, unter anderem zu bauspezifi schen Problemfeldern. Der 
innerhalb der BBT SE oft langwierige Entscheidungsprozess orientierte 
sich nicht immer an technischen Erfordernissen oder wurde in Einzel-
fällen nicht abgeschlossen.

(3) Nach der Entscheidung zur Entkopplung der Bauarbeiten für die 
Sondierstollen von den Hauptbaumaßnahmen in Folge des Minister-
ratsbeschlusses im Juli 2005 wies die Planungsgemeinschaft  die BBT SE 
mehrfach darauf hin, dass bei einem Festhalten an dem Fertigstel-
lungstermin 2015 die Planung zusätzlicher Bauteile (z.B. Lüftungs-
schächte, Anfahrtsstollen) erforderlich würde; der Fertigstellungster-
min könne nur mit einem deutlichen Mehraufwand gehalten werden.

Erst im April 2007 legte die BBT SE dem Aufsichtsrat die Abänderung 
der geplanten Bauzeit vor (Gesamtfertigstellung im Jahr 2022).

 11.2 Die von der BBT SE an die Planungsgemeinschaft übertragenen Abstim-
mungsverpfl ichtungen bei gleichzeitiger Kompetenzeinschränkung 
bewertete der RH ebenso kritisch wie die zögerliche Nachtragsbe-
handlung durch die BBT SE.

Der RH empfahl der BBT SE, eine nachhaltige Verbesserung der Pro-
jektstrukturen sowie einen offenen Informationsfl uss innerhalb des 
Projekts herbeizuführen.

Projektplanung, 
Projektleitung
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 11.3 Laut Stellungnahme der BBT SE würden die derzeit laufenden Projekt-
aufträge neu analysiert und vorhandene Mehrkostenforderungen inner-
halb von maximal 90 Tagen erfasst, bewertet und abgeschlossen werden. 
Die von beiden Vorständen derzeit unter Einbindung externer Bera ter 
betriebene Projektoptimierung beinhalte auch die Koordination der Fach-
gebiete und Planungsprozesse. Ein Kooperationsvertrag mit den ÖBB 
läge seit Juli 2007 im Entwurf vor.

Das BMVIT teilte mit, dass über die Möglichkeit, die ÖBB als zukünf-
tigen Aktionär der BBT SE intensiver in das Projekt Brenner Basis-
tunnel zu integrieren, nachgedacht werde.

 12 Ein vom Vorstand der BBT SE im ersten Halbjahr 2007 eingeleiteter 
Evaluierungsprozess verfolgte das Ziel, die Planungen an den aktuel-
len Stand der Erkundung und der Technik — einschließlich dazu vor-
liegender Erfahrungen vergleichbarer ausländischer Bauvorhaben — 
anzupassen.

Das BMVIT war bestrebt, durch Gespräche hinsichtlich der Ausbau-
strategie der Zulaufstrecken, der verkehrspolitischen Rahmenbedin-
gungen sowie der Finanzierung mit Unterstützung einer aus Experten 
bestehenden Arbeitsgruppe die bestmögliche Lösung für das komplexe 
Bauvorhaben zu fi nden.

Evaluierung

Projektplanung, Projektleitung Brenner Basistunnel BBT SE —
Bauvorbereitung des Brenner Basistunnels 
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 13 Zusammenfassend hob der RH folgende Empfehlungen hervor:

(1) Durch das BMVIT wären die verkehrspolitischen Rahmenbedin-
gungen zu schaffen, um damit eine Verlagerung des Verkehrs von 
der Straße auf die Schiene zu forcieren. (TZ 3)

(2) Die Finanzierung des Gesamtprojekts Brenner Basistunnel ist 
durch die Eigentümer der BBT SE sicherzustellen, damit durch die 
im Zusammenhang mit dem Vorziehen des Baus der Sondierstollen 
eingegangenen fi nanziellen Verpfl ichtungen kein verlorener Auf-
wand entsteht. (TZ 6)

(3) Die für eine positive Entscheidung zum Bau der Haupttunnel 
weiters erforderlichen Grundlagen (technische Projektaufbereitung 
und Einreichprojekt für die erforderlichen Genehmigungen und Basis 
für das Finanzierungskonzept) wären umgehend beizubringen, um 
zeitgerecht klare und eindeutige Vorgaben zu schaffen und behörd-
liche Genehmigungen zu ermöglichen. (TZ 6)

(4) Für die weitere Projektumsetzung wäre den Aufträgen bzw. ihren 
einzelnen Bearbeitungsschritten wegen des gegebenen inhaltlichen 
Zusammenhangs ein möglichst abgeschlossener Informations–, Er-
kenntnis– und Entscheidungsstand zugrunde zu legen. (TZ 4)

(5) Es wäre eine möglichst umfassende Auswertung und eine Über-
nahme der vertieften Erkundungsergebnisse aus den Sondierstollen 
bereits in die Ausschreibungen der Haupttunnelröhren anzustreben. 
(TZ 4)

(6) Die Aufbau– und Ablauforganisation der Gesellschaft wäre im 
Sinne einer Bündelung der Kompetenzen und Straffung der Pro-
jektorganisation neu zu ordnen. (TZ 10)

(7) Die Projektstrukturen wären nachhaltig zu verbessern; ein offener 
Informationsfl uss innerhalb des Projekts wäre herbeizuführen. (TZ 11)

(8) Das Treasury–Management wäre zu verbessern. (TZ 6)

Schluss-
bemerkungen/
Schluss-
empfehlungen
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Oesterreichische Banknoten– und Sicherheitsdruck GmbH

Vizegouverneur Dr. Wolfgang DUCHATCZEK
(seit 16. Dezember 2003)

Aufsichtsrat

Vorsitzender

Dir. Dr. Peter ZÖLLNER
(seit 28. Juni 2000)

Stellvertreter des
Vorsitzenden

Geschäftsführung Michael WOLF1)

(seit 1. August 2005)

Dipl.–Ing. Johannes MILLER1)

(seit 1. August 2005)

1) vom 25. August 2004 bis 31. Juli 2005 interimistische Geschäftsführer
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ANHANG
Entscheidungsträger

BMVIT

Autobahnen– und Schnellstraßen–
Finanzierungs–Aktiengesellschaft

Dr. Othmar BRUCKMÜLLER
(von 13. März 2002 bis 12. Juni 2002)

Dr. Franz KUBIK
(von 9. August 2001 bis 16. Februar 2002)

Dr. Johann QUENDLER
(von 12. Juni 2002 bis 29. Dezember 2006)

Aufsichtsrat

Vorsitzender

Dr. Othmar BRUCKMÜLLER
(von 7. Mai 2001 bis 13. März 2002)

Dipl.–Ing. Michael RAMPRECHT
(von 13. März 2002 bis 29. März 2005)

Dipl.–Ing. Herbert KASSER
(von 29. März 2005 bis 27. Juni 2007)

Stellvertreter des 
Vorsitzenden

Dipl.–Ing. Horst PÖCHHACKER
(seit 24. Mai 2007)

Dr. Eduard SAXINGER
(seit 29. März 2007)

Ing. Mag. Christian TRATTNER
(von 27. Juni 1996 bis 18. Jänner 2002)

Dipl.–Ing. Hans MÜLLER
(von 27. September 1999 bis 19. April 2001)
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Vorstand

Dipl.–Ing. Bernhard ENGLEDER
(von 1. November 1997 bis 14. September 2001)

Dr. Klaus SCHIERHACKL
(seit 25. Oktober 2007)

Dr. Engelbert SCHRAGL
(von 1. November 1997 bis 14. September 2001)

Dr. Walter HECKE
(von 15. September 2001 bis 17. Februar 2005)

Dipl.-Ing. Franz LÜCKLER
(von 15. September 2001 bis 25. Oktober 2007)

Dipl.–Ing. Alois SCHEDL
(seit 25. Oktober 2007)

Ing. Mathias REICHHOLD
(von 1. Juli 2006 bis 25. Oktober 2007)

Ing. Mag. Christian TRATTNER
(von 11. Februar 2002 bis 25. Oktober 2007)
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ANHANG
Entscheidungsträger

BMVIT

ASFINAG Bau Management GmbH

1)  Zum Zeitpunkt des Redaktionsschlusses (März 2008)
war kein Aufsichtsrat eingerichtet.

Aufsichtsrat

Vorsitzender1)

Dipl.–Ing. Franz LÜCKLER
(von 18. Mai 2005 bis 27. März 2007)

Stellvertreter des
Vorsitzenden1)

Geschäftsführung Dipl.–Ing. Alois SCHEDL
(von 26. November 2004 bis 29. Februar 2008)

Mag. Andreas LECHNER
(von 18. Mai 2005 bis 27. März 2007)

Dipl.–Ing. Alexander WALCHER
(seit 1. März 2008)

Dipl.–Ing. Gernot BRANDTNER
(seit 1. März 2008)
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ANHANG
Entscheidungsträger

BMVIT

Galleria di Base del Brennero – Brenner Basistunnel BBT SE

Prof. Innocenzo CIPOLLETTA
(seit 12. Dezember 2006)

Aufsichtsrat

Vorsitzender

Stellvertreter des
Vorsitzenden

Dr. Clement ACHAMMER
(von 16. Dezember 2004 bis 10. Februar 2006)

Dott. Ing. Mauro MORETTI
(von 16. Dezember 2004 bis 10. Februar 2006)

Dott. Nicola MANDARINO
(von 10. Februar 2006 bis 27. November 2006)

Dr. Clement ACHAMMER
(von 12. Dezember 2006 bis 25. Mai 2007)

Dipl.–Ing. Horst PÖCHHACKER
(seit 3. Juli 2007)

Dr. Clement ACHAMMER
(von 10. Februar 2006 bis 12. Dezember 2006)
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Dipl.–Ing. Johann HERDINA
(von 16. Dezember 2004 bis 3. Februar 2005)

Vorstand

Dipl.–Ing. Hans LINDENBERGER
(von 4. Februar 2005 bis 2. Jänner 2006)

Mag. Arnold SCHIEFER
(interimistisches Vorstandsmitglied)
(von 3. Jänner 2006 bis 31. Juli 2006)

Dott. Ing. Gianluigi DE CARLO
(von 16. Dezember 2004 bis 31. Dezember 2006)

Univ.–Prof. Dipl.–Ing. DDr. Konrad BERGMEISTER
(seit 1. August 2006)

Dott. Ing. Ezio FACCHIN
(seit 1. Jänner 2007)
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Wirkungsbereich des Bundesministeriums für Verkehr, 
Innovation und Technologie

Immobiliengebarung der Österreichische Bundes-
bahnen–Holding Aktiengesellschaft sowie einzelner 
ÖBB–Gesellschaften

Der Grundstücksgebarung der Österreichische Bundesbahnen–Hol-
ding Aktiengesellschaft und einzelner ÖBB–Gesellschaften fehlten 
Kosten–Nutzen–Analysen. Entscheidungen waren nicht ausreichend 
begründet; es mangelte ihnen an Transparenz und Nachvollzieh-
barkeit. Eine schriftlich festgelegte langfristige Immobilienstrate-
gie lag nicht vor.

Kurzfassung

Prüfungsinitiative, Prüfungsziel

Der RH überprüfte auf Ersuchen des damaligen Bundesministers für 
Verkehr, Innovation und Technologie die Immobiliengebarung der 
Österreichische Bundesbahnen–Holding Aktiengesellschaft und ein-
zelner ÖBB–Gesellschaften. (TZ 1)

Prüfungsziel war die Beurteilung des Immobilienmanagementver-
trages und der Bestellung der Geschäftsführung der ÖBB–Immo-
bilienmanagement Gesellschaft mbH sowie vor allem jene Lie-
genschaftsverkäufe, die im Mittelpunkt einer kritischen medialen 
Berichterstattung lagen. Darüber hinaus beschäftigte sich der RH 
aufgrund ihrer budgetmäßigen Bedeutung mit einer Reihe weiterer 
ausgewählter Themen und Geschäftsfälle. (TZ 1)

Grundsätzliche Feststellungen zur Immobiliengebarung

Eine Unternehmensstrategie im Sinne einer schriftlich festgelegten 
langfristigen, strategischen Liegenschaftsplanung lag nicht vor. Auch 
das mit der Muttergesellschaft vertraglich vereinbarte Liegenschafts–
Portfolio–Management wurde nicht erstellt. (TZ 12)
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Die ÖBB–Infrastruktur Bau Aktiengesellschaft beauftragte die ÖBB–
Immobilienmanagement Gesellschaft mbH mit Wirkung ab 1. Jän-
ner 2005 gegen Entgelt insbesondere mit der Verwaltung und Ver-
wertung ihrer Liegenschaften. Durch rückwirkend vereinbarte 
Entgeltminderungen reduzierte die ÖBB–Infrastruktur Bau Aktien-
gesellschaft die Gewinne der ÖBB–Immobilienmanagement Gesell-
schaft mbH. (TZ 3, 4)

Bei der Auswahl des für die Besetzung der Geschäftsführung der 
ÖBB–Immobilienmanagement Gesellschaft mbH beauftragten Perso-
nalberatungsunternehmens sowie beim Besetzungsverfahren selbst 
fehlte es an der erforderlichen Transparenz. (TZ 7, 10)

Der Anstellungsvertrag der Geschäftsführerin der auf der dritten 
Konzernebene angesiedelten ÖBB–Immobilienmanagement Gesell-
schaft mbH beinhaltete großzügige Konditionen. Das Jahreseinkom-
men der Geschäftsführerin lag im Jahr 2006 um 52 % über dem 
Jahresbruttobezug des Bundeskanzlers. Es lag aber auch deutlich 
über den durchschnittlichen Einkommen der für die Genehmigung 
von maßgeblichen Entscheidungen der Geschäftsführerin zuständi-
gen Vorstandsmitglieder der Muttergesellschaft (ÖBB–Infrastruktur 
Bau Aktiengesellschaft). (TZ 9)

Trotz ausdrücklicher Vorgabe des BMVIT als Eigentümer der Öster-
reichische Bundesbahnen–Holding Aktiengesellschaft unterblieb die 
Besetzung der kaufmännischen Geschäftsführung der ÖBB–Immo-
bilienmanagement Gesellschaft mbH. Die Gründe dafür waren nicht 
nachvollziehbar. (TZ 10)

Die Aktivitäten der Österreichische Bundesbahnen–Holding Ak-
tiengesellschaft gingen weit über die im Bundesbahnstrukturge-
setz 2003 festgelegte Zielsetzung einer einheitlichen strategischen 
Ausrichtung der operativen Gesellschaften sowie über die in der 
Satzung der Österreichische Bundesbahnen–Holding Aktiengesell-
schaft festgelegte Mitwirkung bei der Bestellung der Geschäftsfüh-
rung hinaus. (TZ 10)

Trotz verspäteter schriftlicher Zielvereinbarung, fehlender Beurtei-
lung der Zielerreichung und unzureichender Dokumentation erhiel-
ten Angestellte der ÖBB–Immobilienmanagement Gesellschaft mbH 
die höchstmöglichen Bonifi kationen. (TZ 11)

Kurzfassung
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Einheitliche Vorgaben für ein systematisches Dokumentenmanage-
ment und eine nachvollziehbare Projektdokumentation fehlten. Kon-
sistent gestaltete Aufzeichnungen über die Kenndaten der Verkäufe 
von Liegenschaften lagen nicht vor. (TZ 13)

Die ÖBB–Immobilienmanagement Gesellschaft mbH selbst verfügte 
über keine Innenrevision. (TZ 14)

Die Beauftragung von Gutachter– und Beratungsleistungen erfolgte 
meist mündlich und entgegen den internen Richtlinien ohne Einho-
lung von Vergleichsangeboten. Dabei ergingen die Aufträge nahezu 
ausschließlich an einzelne ausgewählte Auftragnehmer. (TZ 15)

Die Zuschlagskriterien zur Bestbieterermittlung bei der Ausschrei-
bung immobilienwirtschaftlicher Bewertungsleistungen für den 
Hauptbahnhof Wien wurden während des laufenden Verfahrens 
geändert; sie waren nicht nachvollziehbar. (TZ 16)

Der RH anerkannte die Bemühungen der Österreichische Bundes-
bahnen–Holding Aktiengesellschaft, durch eine Standortkonzent-
ration die Effektivität zu steigern und die Kosten zu senken. Ent-
sprechende wirtschaftliche Berechnungen als Grundlage für diese 
durch den Aufsichtsrat der Österreichische Bundesbahnen–Holding 
Aktiengesellschaft defi nierten Ziele lagen nicht vor. Eine Kosten–
Nutzen–Analyse konnte trotz mehrmaliger Nachfrage des RH nicht 
beigebracht werden. Die Planung und Umsetzung des Projektes war 
verbesserungsfähig. (TZ 17, 18)

Der Übersiedlungsentscheidung der Österreichische Bundesbahnen–
Holding Aktiengesellschaft, der ÖBB–Dienstleistungs Gesell-
schaft mbH und der ÖBB–Immobilienmanagement Gesellschaft mbH 
im Herbst 2005 an den Zwischenstandort Wien 10, Wienerberg lagen 
keine Wirtschaftlichkeitsberechnungen oder differenzierte Vari-
antenbetrachtungen zugrunde. Die dieser Standortwahl zugrunde 
gelegten Kennzahlen waren als Basis für die Entscheidungsfi ndung 
nicht geeignet; schriftliche Unterlagen fehlten. (TZ 19)

Kurzfassung Immobiliengebarung
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Ausgewählte Projekte

Der Verkauf des Bürogebäudes Wien, Erdberger Lände 36 – 48 an 
einen Investor und dessen Vermietung an die Rail Cargo Austria Akti-
engesellschaft erfolgte ohne eine Kosten–Nutzen–Analyse. Durch die 
nur eingeschränkte Interessentensuche verzichtete die ÖBB–Immo-
bilienmanagement Gesellschaft mbH auf eine größtmögliche Anzahl 
von Angeboten. Sie begab sich dadurch der damit verbundenen Mög-
lichkeit der Optimierung. Abläufe waren vielfach weder ausreichend 
dokumentiert noch nachvollziehbar. (TZ 23) 

Massive Kostenerhöhungen entstanden durch die nachträglich 
geplante, tatsächlich aber bislang nicht durchgeführte Anhebung der 
Belegungszahl sowie durch die verspätete Einbindung des Mieters Rail 
Cargo Austria Aktiengesellschaft. (TZ 24)

Beim Projekt Wien, Nordbahnstraße 50 fehlten die Entscheidungs-
grundlagen für die möglichen Varianten der Verwertung oder Ent-
wicklung von Kosten–Nutzen–Analysen. Das Gebäudepotenzial 
sowie die zu erwartenden Betriebskosten wurden nicht beurteilt. 
Die Projektumsetzung war durch fehlende Transparenz bei der Aus-
wahl der Investoren, nicht nachvollziehbar geführte Verhandlungen 
sowie eine nicht dokumentierte Entscheidungsfi ndung gekennzeich-
net. (TZ 25)

Das Beispiel des Projektes Wien, Gauermanngasse 2 – 4 belegte das 
Fehlen einer zumindest mittelfristigen Immobilienstrategie. Für die 
Grundsatzentscheidung über Verwertung oder Entwicklung lag keine 
Portfolioanalyse vor. (TZ 26)

Beim Projekt Wien, Elisabethstraße 20 bemühte sich die ÖBB–Immo-
bilienmanagement Gesellschaft mbH, durch eine bestmögliche Publi-
kation des Verkaufes eine möglichst große Zahl an Interessenten 
anzusprechen. Sie erzielte so einen deutlich über dem gutachter-
lich festgestellten Verkehrswert liegenden Verkaufserlös. Die von 
Kaufi nteressenten vorgelegten Bonitätsnachweise waren teilweise 
nur bedingt geeignet, ihre fi nanzielle Verlässlichkeit sicherzustel-
len; eine dokumentierte Beurteilung fehlte. (TZ 27)

Kurzfassung

III-18 der Beilagen XXIV. GP - Bericht - Hauptdokument122 von 204



BMVIT

Bund 2009/1 115

Beim Projekt Wien, Friedrichstraße 4 wurde die Möglichkeit einer 
getrennten Verwertung der beiden Gebäude bzw. Liegenschaften nicht 
verfolgt. Die ÖBB–Immobilienmanagement Gesellschaft mbH begab 
sich damit der Möglichkeit, durch ein getrenntes Anbieten der bei-
den Objekte eine größere Anzahl von Interessenten anzusprechen 
und — unter Ausnutzung des Wettbewerbs — das Ergebnis zu opti-
mieren. (TZ 28)

Beim Projekt Linz, Frachtenbahnhof fehlten im Kaufvertrag Rege-
lungen bezüglich vermuteter Kriegsrelikte. Dadurch erwuchs für 
die Verkäuferin ein nicht abschätzbares rechtliches und wirtschaft-
liches Risiko. (TZ 29)

Beim Projekt Linz, Poschacher Villa wurde nur rund die Hälfte der 
ursprünglichen Mindestkaufpreisforderung erzielt. Der Kaufpreis 
basierte auf einem nicht nachvollziehbaren Fremdgutachten. Durch-
gängige Strategien bestanden weder für den konkreten Verkauf noch 
für die Ausnutzung von Entwicklungspotenzialen für den konzern-
eigenen Gesamtbesitz an Liegenschaften. (TZ 30)

Beim Projekt Gmunden, Seebahnhof bestanden von der ÖBB–alt 
in der Vergangenheit abgeschlossene unvorteilhafte Verträge, die 
spätere Verwertungsmöglichkeiten der Eigentümerin stark ein-
schränkten. Gutachterleistungen vergab die Geschäftsleitung münd-
lich und ohne Einholung von Vergleichsangeboten. (TZ 31)

Beim Projekt Villach, St. Leonharder See lag dem Verkauf ein 
Fremdgutachten zugrunde, das trotz unschlüssiger Bewertungsan-
sätze ohne Plausibilitätsprüfung übernommen wurde. Die Art der 
Veröffentlichung von Verkaufsanzeigen war nicht geeignet, eine für 
den Verkauf der Liegenschaft vorteilhafte große Anzahl von Interes-
senten zu erreichen. Die Information der eigenen Gremien erfolgte 
nur unvollständig. (TZ 32)

Kurzfassung Immobiliengebarung
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Kenndaten der ÖBB–Immobilienmanagement Gesellschaft mbH

Rechtsgrundlage Die ÖBB–Immobilienmanagement Gesellschaft mbH über-
nahm den Geschäftsbereich Immobilien des Rechtsträgers 
Österreichische Bundesbahnen gemäß den im 1. bis 5. und 
7. Hauptstück des Bundesbahngesetzes 1992 i.d.F. Bundes-
bahnstrukturgesetz 2003, BGBl. I Nr. 138/2003, angeord-
neten Spaltungsmaßnahmen mit Ablauf des 31. Dezem-
ber 2004.

Gebarung 2005 2006 2007

 in Mill. EUR

Anlagevermögen 6,46 6,92 6,43
Umlaufvermögen 3,74 11,31 10,05
Eigenkapital 5,31 5,54 5,38
Fremdkapital 4,89 12,69 11,10
Umsatzerlöse 24,37 28,71 43,95
Ergebnis der gewöhn-
lichen Geschäftstätigkeit 0,37 0,39 0,21

 in %

Eigenmittelquote 52,03 30,42 32,64

 Anzahl

Schuldentilgungsdauer in Jahren 2,84 10,43 12,28
Mitarbeiter per 31. Dezember 281 453 517

Quelle: Rechnungsabschlüsse der ÖBB–Immobilienmanagement Gesellschaft mbH
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Prüfungsablauf und –gegenstand

 1 Der RH überprüfte von Juni bis Oktober 2007 die Immobiliengeba-
rung der Österreichische Bundesbahnen–Holding Aktiengesellschaft 
und einzelner ÖBB–Gesellschaften. Er kam damit dem schriftlichen 
Prüfungsersuchen vom 5. Jänner 2007 des damaligen Bundesminis-
ters für Verkehr, Innovation und Technologie, Vizekanzler Hubert 
Gorbach, nach. 

Sein Ersuchen begründete der damalige Vizekanzler mit den Wider-
sprüchen zwischen der positiven Berichterstattung durch ÖBB–Hol-
ding–Vorstand und Aufsichtsratsmitglieder über die erfolgreiche Tätig-
keit der ÖBB–Immobilienmanagement Gesellschaft mbH einerseits und 
der teilweise negativen medialen Berichterstattung über einzelne Pro-
jekte andererseits. Insbesondere regte er die Überprüfung der Ausschrei-
bung bzw. Nichtbesetzung der Position eines zweiten Geschäftsführers 
der ÖBB–Immobilienmanagement Gesellschaft mbH an. 

Der RH übermittelte das Prüfungsergebnis im Februar 2008 dem BMVIT 
sowie den Vorständen bzw. Geschäftsführern der ÖBB–Gesellschaften. 
Im April 2008 übersandte die von der Österreichische Bundesbahnen–
Holding Aktiengesellschaft mit der Koordination der Stellungnahmen 
der verschiedenen ÖBB–Gesellschaften beauftragte ÖBB–Immobili-
enmanagement Gesellschaft mbH die „zusammengefasste Stellung-
nahme des ÖBB–Konzerns“ an den RH. Das BMVIT nahm — ebenfalls 
im April 2008 — zum Prüfungsergebnis Stellung. Der RH übermittelte 
seine Gegenäußerungen Anfang Mai 2008.

Prüfungsschwerpunkte bildeten daher neben dem Immobilienmanage-
mentvertrag und der Bestellung der Geschäftsführung der ÖBB–Immo-
bilienmanagement Gesellschaft mbH vor allem jene Liegenschaftsver-
käufe, die im Mittelpunkt einer kritischen medialen Berichterstattung 
lagen. Darüber hinaus beschäftigte sich der RH mit einer Reihe wei-
terer ausgewählter Themen und Geschäftsfälle aufgrund ihrer budget-
mäßigen Bedeutung.
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Grundsätzliche Feststellungen zur 
Immobiliengebarung

 2.1 (1) Die ÖBB–Immobilienmanagement Gesellschaft mbH wurde im 
Jahr 2004 mit einem Stammkapital von 35.000 EUR gegründet. Sie 
stand im alleinigen Eigentum der ÖBB–Infrastruktur Bau Aktienge-
sellschaft. Das Tochterunternehmen übernahm den Geschäftsbereich 
Immobilien des Rechtsträgers Österreichische Bundesbahnen gemäß 
den im 1. bis 5. und 7. Hauptstück des Bundesbahngesetzes 1992 i.d.F. 
Bundesbahnstrukturgesetz 2003, BGBl. I Nr. 138/2003, angeordneten 
Spaltungsmaßnahmen mit Ablauf des 31. Dezember 2004.

Nach § 24 Abs. 1 Bundesbahnstrukturgesetz 2003 war Aufgabe der 
ÖBB–Immobilienmanagement Gesellschaft mbH insbesondere die Ver-
fügung über die Nutzungsrechte sowie die bestmögliche Bewirtschaf-
tung (einschließlich der Verwaltung) und Verwertung 

– der Liegenschaften der ÖBB–Infrastruktur Bau Aktiengesellschaft, 
ausgenommen jene der Schieneninfrastruktur gemäß § 10a Eisen-
bahngesetz 1957, die für den Eisenbahnbetrieb und Eisenbahnver-
kehr benötigt werden, und 

– jener Liegenschaften, die ein Eisenbahninfrastrukturunternehmen 
für die Zurverfügungstellung sonstiger Leistungen (§ 58 Eisenbahn-
gesetz 1957) benötigt.

(2) Die ÖBB–Immobilienmanagement Gesellschaft mbH musste neu 
aufgebaut und strukturiert werden. Der Ausbildungsstand vieler Mit-
arbeiter, die aus verschiedenen Organisationseinheiten der ÖBB–alt 
kamen, war für die neuen Aufgaben großteils unzureichend, so dass 
eine verstärkte Ausbildung erforderlich war. 

In den Jahren 2005 und 2006 entfi elen 233 bzw. 1.338 Teilnehmer-
tage auf immobilienspezifi sche Fachausbildungen. Für das Jahr 2007 
waren weitere 1.200 Teilnehmertage geplant. Auf IT–Schulungen ent-
fi elen im Jahr 2005  17 Teilnehmertage und im Jahr 2006  99 Teilneh-
mertage; für das Jahr 2007 waren 467 Teilnehmertage vorgesehen. Die 
Schulungskosten beliefen sich im Jahr 2005 auf 105.427 EUR und im 
Jahr 2006 auf 318.635 EUR. 

Wegen der fachlichen Anforderungen kam es bereits im Jahr 2005 
zur Aufnahme neuer Mitarbeiter (neun Mitarbeiter per 1. Jänner 2005, 
13 Mitarbeiter per 31. August 2005).

Ausgangslage

Immobiliengebarung
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Das bestehende Rechnungswesen musste überarbeitet werden, weil es 
für eine objektbezogene Hausverwaltungsbuchhaltung ungeeignet war. 
Eine Unterscheidung zwischen Betriebskosten und Instandhaltungs-
kosten bei Fremdmietern war bislang nicht möglich, weil beide Kos-
tenarten auf die gleichen Konten gebucht wurden.

Mangels eines entsprechenden Mahn– und Klagewesens bestand 
Unklarheit über Forderungen gegenüber Mietern bzw. Käufern. Durch 
die Implementierung von Mieten–Controlling bzw. Forderungsma-
nagement zur systematischen Erfassung und zum Abbau der Außen-
stände konnten die Forderungen zwischen Mai 2005 und Mai 2007 
von 13,17 Mill. EUR auf 6,13 Mill. EUR reduziert werden.

Die Leerstandsrate — das ist das Verhältnis zwischen vermietbaren leer 
stehenden Flächen und der Summe von vermietbaren leer stehenden 
und vermieteten Flächen — reduzierte sich von 8,1 % im Oktober 2005 
auf 4,5 % im Oktober 2007.

 2.2 Der RH konnte die bei der Aufnahme ihrer Tätigkeit für die ÖBB–
Immobilienmanagement Gesellschaft mbH gegebenen Schwierigkeiten 
nachvollziehen. Er wies darauf hin, dass einzelne vor dem Jahr 2005 
liegende Geschäftsfälle bzw. zumindest Teile davon nicht von die-
sem Unternehmen, sondern von den im Rahmen der ÖBB–alt damit 
betrauten Organisationseinheiten zu vertreten waren.

 3.1 Aufgaben des Immobilienmanagements wurden bis Ende 2004 von 
verschiedenen Organisationseinheiten der ÖBB–alt, wie z.B. Zentral-
bereich Immobilien und Facility Management–alt, wahrgenommen. 
Die Österreichischen Bundesbahnen (nunmehr: ÖBB–Infrastruktur Bau 
Aktiengesellschaft) als Auftraggeberin sowie Eigentümerin der Lie-
genschaften und die ÖBB–Immobilienmanagement Gesellschaft mbH 
als Auftragnehmerin schlossen erst im August 2005 rückwirkend ab 
1. Jänner 2005 einen Immobilienmanagementvertrag ab. Zu den gegen 
Entgelt übertragenen Leistungen zählten insbesondere

– das Liegenschafts–Portfolio–Management,

– die Verwaltung von bebauten Grundstücken (Hausverwaltung),

– die Verwaltung von unbebauten Grundstücken (Liegenschaftsver-
waltung),

Vertragabschluss und 
–inhalt

Ausgangslage

Immobilienmanagementvertrag
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– die Instandhaltungsdienstleistungen,

– die Projektentwicklung,

– die Verwertung (Vermietung, Verkauf) der Liegenschaften sowie

– das Raum– und Flächenmanagement.

Mit Wirkung ab 1. Oktober 2006 vereinbarten die Vertragspartner 
zusätzlich Leistungen im Bereich des Facility Managements.

 3.2 Der RH hielt kritisch fest, dass der Abschluss des Immobilienma-
nagementvertrages erst acht Monate nach Aufnahme der operativen 
Geschäftstätigkeit erfolgte. Da durch die gesetzlichen Vorgaben die 
Aufgabenbereiche bereits defi niert waren, war der Zeitbedarf für die 
Vertragserstellung für den RH nicht nachvollziehbar.

 3.3 Die ÖBB–Immobilienmanagement Gesellschaft mbH begründete den 
späten Vertragsabschluss mit 

– der Defi nition des Leistungsbereiches im Bundesbahngesetz, 

– schwieriger Abgrenzung der Zuständigkeiten für bestimmte Flächen 
und 

– häufi gen Verhandlungsunterbrechungen aufgrund einer schweren 
Krankheit des in der ÖBB–Infrastruktur Bau Aktiengesellschaft 
zuständigen Vorstandsmitgliedes.

 3.4 Der RH merkte kritisch an, dass die Verzögerung der Vertragsverhand-
lungen auch durch offensichtlich unzulängliche Vertretungsregelungen 
in der ÖBB–Infrastruktur Bau Aktiengesellschaft begründet war.

Immobilienmanagementvertrag Immobiliengebarung
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 4.1 Die ÖBB–Immobilienmanagement Gesellschaft mbH verwaltete im 
Jahr 2005 unbebaute Liegenschaften mit insgesamt 206 Mill. m2 
Grundfl äche. Ende 2005 vereinbarten die Vertragspartner eine bis 
Anfang des Jahres rückwirkende Reduktion des Entgelts für die Lie-
genschaftsverwaltung von 0,05 EUR auf 0,04 EUR pro Jahr und m2 
Grundfl äche, somit um 20 %. Dadurch ergab sich für das Jahr 2005 
eine Gutschrift für die ÖBB–Infrastruktur Bau Aktiengesellschaft von 
2,06 Mill. EUR.

In der Ergänzungsvereinbarung vom Februar 2007 verpfl ichtete sich die 
ÖBB–Immobilienmanagement Gesellschaft mbH, das Honorar für die 
Liegenschaftsverwaltung rückwirkend mit 1. Jänner 2006 nach Maß-
gabe der aus der Umsetzung des Liegenschaftsinformationssystems 
entstehenden Synergien bis auf 0,015 EUR pro Jahr und m2 Grundfl ä-
che abzusenken. Ein objektives Verfahren dafür war nicht festgelegt; 
die Ermittlung des tatsächlich verrechneten Satzes von 0,0256 EUR 
war nicht dokumentiert.

 4.2 Der RH bemängelte das Fehlen nachvollziehbarer Berechnungsgrund-
lagen für das Verwaltungshonorar der Liegenschaften. Er sah die rück-
wirkend vereinbarten Entgeltminderungen als gezielte Maßnahme der 
Gewinnsteuerung der Muttergesellschaft. Dies vor allem deshalb, weil 
die Entgeltminderungen in einem auffälligen zeitlichen Zusammen-
hang mit den Bilanzerstellungen standen.

 4.3 Die ÖBB–Immobilienmanagement Gesellschaft mbH teilte mit, dass 
man nach Feststehen des konkreten Aufwandes der ÖBB–Immobili-
enmanagement Gesellschaft mbH für die Liegenschaftsverwaltung im 
Jahr 2005 zunächst eine Absenkung des Honorars und im Jahr 2007 
eine Preisgleitklausel vereinbart habe. Diese habe es dem Eigentümer 
ermöglicht, einem hohen Grundhonorar zuzustimmen. Die rückwirken-
den Entgeltminderungen seien im Sinne eines Heranführens der Ent-
gelte der ÖBB–Immobilienmanagement Gesellschaft mbH an marktad-
äquate Honorare und Entgelte vereinbart worden.

 4.4 Der RH sah seine Ansicht durch die Absenkung des Honorars nach 
Feststehen des konkreten Aufwandes der ÖBB–Immobilienmanage-
ment Gesellschaft mbH für die Liegenschaftsverwaltung bestätigt.

Entgeltminderungen

Immobilienmanagementvertrag
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 5.1 Das vertragliche Entgelt für die Hausverwaltung richtete sich nach der 
Größe der Gebäude. Es betrug im Jahr 2005 pro m2 Nutzfl äche und 
Jahr zwischen 1,86 EUR und 3,68 EUR. Für etwa 2.500 Gebäude mit 
einer Nutzfl äche von weniger als 100 m2 verrechnete die ÖBB–Immo-
bilienmanagement Gesellschaft mbH auf Basis der Verhandlungen zum 
Vertrag pauschal jeweils 277 EUR pro Jahr.

Auf Grundlage der verwalteten Flächen bzw. Objekte vereinnahmte 
die ÖBB–Immobilienmanagement Gesellschaft mbH im Laufe des Jah-
res 2005 zunächst 8,87 Mill. EUR. Am Jahresende erteilte sie aber 
der ÖBB–Infrastruktur Bau Aktiengesellschaft eine Gutschrift von 
1,61 Mill. EUR. Sie begründete diese mit der exakten Flächenverrech-
nung und mit der Verrechnung des Entgelts bei den Gebäuden mit 
weniger als 100 m2 nach tatsächlichen Flächen anstelle der Pauschal-
verrechnung. Außerdem hätte die Pauschalverrechnung zwar den Ver-
handlungen vor Abschluss des Immobilienmanagementvertrages ent-
sprochen, sie wäre aber nicht in den Vertrag übernommen worden.

 5.2 Der RH sah in dieser Vorgangsweise eine Auswirkung der zu späten 
Vertragserstellung.

 5.3 Aus der Sicht der ÖBB war diese Entgeltberichtigung keine Auswir-
kung der späten Vertragserstellung, sondern einer Stabilisierung des 
Konzerns im Jahr 2005, weil am 1. Jänner 2005 noch nicht lücken-
los bekannt gewesen sei, welche Gesellschaften die einzelnen Mietfl ä-
chen besiedeln würden bzw. wie durch diese Aufteilung die Verteilung 
der Allgemeinfl ächen zustande kommen würde.

 5.4 Der RH verwies auf den Immobilienmanagementvertrag, wonach sich 
das Entgelt für die Hausverwaltung nach der Größe der Gebäude bzw. 
der Nutzfl äche richtete, nicht aber nach der tatsächlichen Besiede-
lung. Der RH gab zu bedenken, dass eine Abhängigkeit des Hausver-
waltungsentgelts von der Besiedelung die Konsequenz hätte, dass die 
ÖBB–Immobilienmanagement Gesellschaft mbH für von ihr verwaltete 
unbesiedelte Objekte kein Entgelt erhielte. Dies entspräche aber nicht 
dem Immobilienmanagementvertrag und sei wohl auch nicht beab-
sichtigt.

Hausverwaltung

Immobilienmanagementvertrag Immobiliengebarung
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 6.1 Vor Abschluss des Immobilienmanagementvertrages verrechnete die 
ÖBB–Immobilienmanagement Gesellschaft mbH auf Grundlage des 
damaligen Verhandlungsstandes Provisionen in Höhe von 5 % des Ver-
kaufserlöses bzw. vier Monatsmieten bei langfristigen Vermietungen.

Der Immobilienmanagementvertrag legte hingegen die Provisionen 
mit 3 % des Nettoverkaufserlöses bzw. drei Bruttomonatsmieten bei 
langfristigen Vermietungen fest. Dabei waren jeweils die von Drit-
ten bezahlten Provisionen anzurechnen. Obwohl der Immobilienma-
nagementvertrag nicht geändert worden war, verrechnete die ÖBB–
Immobilienmanagement Gesellschaft mbH im 4. Quartal 2005 für zwei 
„große Liegenschaftsverkäufe“ nur jeweils 1 % Provision; das waren 
0,26 Mill. EUR bzw. 0,20 Mill. EUR. Gemäß Verordnung des BMWA 
für Immobilienmakler (BGBl. Nr. 297/1996) konnten bei einem Wert 
unter 36.336 EUR maximal 4 %, bei Überschreitung dieses Schwel-
lenwertes maximal 3 % sowohl dem Käufer als auch dem Verkäufer 
verrechnet werden.

 6.2 Der RH bemängelte die Verrechnung der Provisionen, die von den ver-
traglich festgelegten Sätzen abwichen. Eine allenfalls zweckmäßige 
Staffelung in Abhängigkeit vom Wert der Liegenschaft bzw. vom Ver-
kaufserlös wäre in den Vertrag aufzunehmen.

 6.3 Die ÖBB–Immobilienmanagement Gesellschaft mbH teilte mit, dass die 
vom RH empfohlene Staffelung der Provisionen im Zuge der dritten 
Ergänzung zum Immobilienmanagementvertrag, unterfertigt im Dezem-
ber 2007, bereits erfolgt sei.

 7.1 Die ÖBB–alt schrieben am 24. Juli 2004 die Funktion eines Geschäfts-
führers der ÖBB–Immobilienmanagement Gesellschaft mbH nach dem 
Stellenbesetzungsgesetz öffentlich aus. Mit der Evaluierung der Bewer-
bungsunterlagen wurde ein Personalberatungsunternehmen beauf-
tragt. Über dessen Auswahl und Beauftragung konnten von der für 
Personalangelegenheiten zuständigen ÖBB–Dienstleistungs Gesell-
schaft mbH keine Unterlagen vorgelegt werden. Über die Evaluierung 
von neun Kandidaten lag eine Honorarnote des Personalberatungsun-
ternehmens vom November 2004 in der Höhe von 45.900 EUR (ein-
schließlich USt) vor.

Liegenschafts-
verwertung

Geschäftsführung

Ausschreibung

Immobilienmanagementvertrag
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Die bis zum Ende der Bewerbungsfrist am 24. August 2004 einge-
langten 49 Bewerbungsunterlagen unterzog das Personalberatungs-
unternehmen einer Vorselektion anhand der im Ausschreibungstext 
genannten Kernkompetenzen. Es empfahl für einen weiteren Evalu-
ierungsschritt acht Kandidaten, von denen sich letztlich drei für ein 
Hearing durch das Präsidium des Aufsichtsrates der Österreichische 
Bundesbahnen–Holding Aktiengesellschaft qualifi zierten. Nach Aus-
kunft der ÖBB–Dienstleistungs Gesellschaft mbH zog der — nach über-
einstimmender Meinung des Präsidiums — einzige den Anforderungen 
der ausgeschriebenen Funktion entsprechende Kandidat seine Bewer-
bung noch vor seiner Bestellung zum Geschäftsführer der ÖBB–Immo-
bilienmanagement Gesellschaft mbH mündlich zurück.

 7.2 Der RH bemängelte die nicht nachvollziehbare Auswahl und Beauf-
tragung des Personalberatungsunternehmens. 

Weiters beanstandete der RH die fehlende Dokumentation der Benach-
richtigung des ausgewählten Kandidaten sowie die Nichtdokumenta-
tion der Zurückziehung seiner Bewerbung bzw. deren Begründung.

Der RH empfahl, im Stellenbesetzungsverfahren alle maßgeblichen 
Informationen, wie die Auswahl und Beauftragung des Personalbe-
ratungsunternehmens, das Verfahren sowie die Kosten, nachvollzieh-
bar zu dokumentieren.

 7.3 Laut Stellungnahme der ÖBB–Immobilienmanagement Gesellschaft mbH 
werde von der ÖBB–Dienstleistungs Gesellschaft mbH bei künftigen 
Stellenbesetzungsverfahren auf eine besser nachvollziehbare Dokumen-
tation Rücksicht genommen werden.

 8.1 Ein Gutachten führte aus, dass mit der erfolgten öffentlichen Aus-
schreibung dem Sinn und Zweck des Stellenbesetzungsgesetzes genüge 
getan worden sei. Demzufolge wäre nach einer erfolglosen Ausschrei-
bung eine Interessentensuche ohne weitere Ausschreibung zulässig 
gewesen. In der Folge beauftragte das Präsidium des Aufsichtsrates der 
Österreichische Bundesbahnen–Holding Aktiengesellschaft mündlich 
das bereits im Ausschreibungsverfahren befasste Personalberatungs-
unternehmen mit der Fortsetzung der Suche nach geeigneten Interes-
senten für die Funktion des Geschäftsführers. Eine schriftliche Unter-
lage hinsichtlich der vertraglichen Konditionen sowie seiner Vorgaben 
lag auch hier nicht vor. 

Fortsetzung der In-
teressentensuche
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Das Personalberatungsunternehmen präsentierte die kaufmän-
nische Geschäftsführerin der Immobilienmanagementgesellschaft des 
Bundes mbH als einzige „top–qualifi zierte Kandidatin für die Posi-
tion“. Ihre Gehaltsvorstellung umfasste 230.000 EUR Jahresbruttobe-
zug, einen zusätzlichen Bonus bis zu 50 % des Jahresbruttobezuges, 
eine Pensionskassendotierung (10 % des Jahresbruttobezuges) und 
einen Dienstwagen. 

Nach einem Hearing beim Präsidium des Aufsichtsrates der Österrei-
chische Bundesbahnen–Holding Aktiengesellschaft wurde die Kandi-
datin mit Beschluss der Generalversammlung der ÖBB–Immobilien-
management Gesellschaft mbH vom 14. Oktober 2004 mit Wirkung 
vom 1. Jänner 2005 zur Geschäftsführerin bestellt.

 8.2 Der RH bemängelte die fehlende Transparenz der Auswahl des Per-
sonalberatungsunternehmens sowie des Besetzungsverfahrens, weil 
weder die vertraglichen Konditionen noch die Vorgaben für die Bera-
tung in nachvollziehbarer Form dokumentiert waren.

 8.3 Laut Stellungnahme der ÖBB–Immobilienmanagement Gesellschaft mbH 
werde von der ÖBB–Dienstleistungs Gesellschaft mbH bei künftigen 
Stellenbesetzungsverfahren auf besser nachvollziehbare Dokumenta-
tion Rücksicht genommen werden.

 9.1 Das Anstellungsverhältnis der Geschäftsführerin begann mit 1. Jän-
ner 2005 und war mit Ablauf des 31. Dezember 2008 befristet.

Als Entgelt für ihre gesamte Tätigkeit erhielt die Geschäftsführerin 
einen Jahresbruttobezug, der ungefähr dem Bezug des Ersten Präsi-
denten des Nationalrates entsprach. Erhöhungen waren im Ausmaß 
der Gehaltsentwicklung von in der Gesellschaft beschäftigten Ange-
stellten vorgesehen. Weiters überwies der Arbeitgeber für die Dauer 
des Anstellungsvertrages einen monatlichen Beitrag in Höhe von 10 % 
des regelmäßig gebührenden Monatsbruttobezuges (und auch von den 
Sonderzahlungen) in eine Pensionskasse zum Zwecke einer zusätz-
lichen Altersversorgung. Außerdem kam die Gesellschaft für die Prä-
mien einer privaten Unfallversicherung im dienstlichen und außer-
dienstlichen Bereich auf. Darüber hinaus waren die Geschäftsführerin 
und die mit ihr im gemeinsamen Haushalt lebenden Personen berech-
tigt, den für Dienstfahrten zur Verfügung gestellten PKW auch für pri-
vate Zwecke zu benützen.

Anstellungsvertrag 
der Geschäftsführerin

Geschäftsführung
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Zusätzlich erhielt die Geschäftsführerin eine Bonifi kation von höchs-
tens 50 % des Jahresbruttobezuges des letzten Geschäftsjahres in 
Abhängigkeit des Grades der Erreichung von Zielsetzungen, die mit 
dem gemäß Gesellschaftsvertrag zuständigen Organ (Generalversamm-
lung/Aufsichtsrat) jährlich im Vorhinein schriftlich zu vereinbaren 
waren.

Die Geschäftsführerin erfüllte die für das Jahr 2006 vereinbarten Ziele 
zu 98,1 % und erhielt dafür die entsprechende Bonifi kation. Die ver-
einbarten Ziele umfassten so genannte Businessziele (z.B. Budgeter-
reichung oder –überschreitung des ÖBB–Konzerns) im Umfang von 
45 % des Gesamtziels. Weitere Ziele zum Teilausmaß von 10 % stell-
ten Themen des Personalmanagements (z.B. Urlaubsabbau und indivi-
duell mit Mitarbeitern vereinbarte Ziele) dar. Die restlichen mit 45 % 
bewerteten Teilziele betrafen vor allem konkrete Projekte und unter-
nehmensinterne Vorhaben.

Darüber hinaus erhielt die Geschäftsführerin einen zusätzlichen Son-
derbonus von 20 % des Bruttojahresbezuges des Geschäftsjahres 2006 
„aufgrund der über die vereinbarten Ziele hinaus erbrachten Leistun-
gen“. Damit lag das Jahreseinkommen der Geschäftsführerin um 52 % 
über dem Jahresbruttobezug des Bundeskanzlers. Es lag aber auch 
deutlich über den durchschnittlichen Einkommen der Vorstandsmit-
glieder der Muttergesellschaft, der ÖBB–Infrastruktur Bau Aktienge-
sellschaft, denen die maßgeblichen Entscheidungen der Geschäftsfüh-
rerin zur Genehmigung vorzulegen waren.

 9.2 Der RH erachtete in einer Gesamtbetrachtung die der Geschäftsführe-
rin einer auf der dritten Konzernebene angesiedelten Gesellschaft mbH 
zugestandenen Konditionen für großzügig.

Er wies weiters darauf hin, dass laut Anstellungsvertrag mit dem Jah-
resbruttobezug sämtliche zeitlichen Mehrleistungen sowie Mehrleis-
tungen in qualitativer und mengenmäßiger Hinsicht abgegolten waren. 
Er erinnerte daran, dass der Geschäftsführerin laut Anstellungsver-
trag eine Bonifi kation von höchstens 50 % des Jahresbruttobezuges 
gebührte, womit die Bonifi kation auch bei Übererfüllung der verein-
barten Ziele begrenzt war. Die Gewährung eines zusätzlichen freiwil-
ligen Sonderbonus von 20 % des Bruttojahresbezuges konnte der RH 
sachlich nicht nachvollziehen.

Geschäftsführung Immobiliengebarung
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Der RH empfahl, bei der Gestaltung der Geschäftsführerbezüge auf 
tatsächliche Leistungsanreize zu achten, weil Bonifi kationen nur bei 
Überschreitung des der Höhe des Grundbezuges entsprechenden Kern-
geschäfts gerechtfertigt sind. Weiters wäre auf eine ausgewogene, den 
Verantwortlichkeiten entsprechende Relation der Bezüge der Geschäfts-
führerin zu den Vorstandsbezügen der Muttergesellschaft zu achten.

 10.1 (1) Das Präsidium der Österreichische Bundesbahnen–Holding Aktien-
gesellschaft beschloss im Februar 2005, dass zur Verwirklichung des 
Vier–Augen–Prinzips in der Geschäftsführung der ÖBB–Immobilien-
management Gesellschaft mbH unverzüglich die Position eines zwei-
ten Geschäftsführers auszuschreiben sei.

Im März 2005 wurde namens des Vorstands der ÖBB–Infrastruktur 
Bau Aktiengesellschaft diese Position öffentlich ausgeschrieben. Es 
war weder im Vorstand noch im Aufsichtsrat der genannten Gesell-
schaft ein derartiger Beschluss gefasst worden.

Die Evaluierung der insgesamt 16 Bewerber nahm das schon bei der 
Ausschreibung des ersten Geschäftsführers herangezogene Personal-
beratungsunternehmen vor. Dieses zog drei der 16 Bewerber in die 
engere Wahl. Das Personalberatungsunternehmen erhielt für die Eva-
luierung 21.300 EUR.

Über die Auswahl und Beauftragung des Personalberatungsunterneh-
mens konnten von der für Personalangelegenheiten zuständigen ÖBB–
Dienstleistungs Gesellschaft mbH keine Unterlagen vorgelegt werden.

Laut Protokoll über die Sitzung des Vorstandes der Österreichische 
Bundesbahnen–Holding Aktiengesellschaft vom 25. Mai 2005 hatte 
jedoch die bestgeeignete Kandidatin mit Schreiben vom 24. Mai 2005 
ihre Bewerbung zurückgezogen. Laut Mitteilung der ÖBB–Dienstleis-
tungs Gesellschaft mbH vom September 2007 waren sämtliche verblie-
benen Bewerber für diese Position als nicht geeignet anzusehen. Vom 
Personalberatungsunternehmen sei dem Präsidium des Aufsichtsrates 
demnach empfohlen worden, „von einer Besetzung der ausgeschrie-
benen Position mit einem dieser Bewerber abzusehen“. 

Das Präsidium des Aufsichtsrates habe sich dieser Empfehlung ange-
schlossen. In der Folge habe der Aufsichtsrat der Gesellschaft beschlos-
sen, von einer nochmaligen Interessentensuche oder Neuausschreibung 
dieser Position abzusehen und den beabsichtigten Effekt (Vier–Augen–
Prinzip) anderweitig, nämlich durch Einbindung des Vorstandes der 
Muttergesellschaft, zu erzielen.

Ausschreibung der 
kaufmännischen 
Geschäftsführung
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(2) Die ÖBB–Infrastruktur Bau Aktiengesellschaft konnte keine Pro-
tokolle über Sitzungen des Vorstandes vorlegen, die dessen einge-
hende Befassung mit der Bestellung eines zweiten Geschäftsführers der 
ÖBB–Immobilienmanagement Gesellschaft mbH belegt hätten. Nach 
den Protokollen über die Sitzungen des Aufsichtsrates der ÖBB–Infra-
struktur Bau Aktiengesellschaft befasste sich auch dieser in den Jah-
ren 2005 und 2006 nicht mit der Besetzung bzw. der Unterlassung der 
Besetzung der Position des kaufmännischen Geschäftsführers in der 
ÖBB–Immobilienmanagement Gesellschaft mbH.

Nach den gesellschaftsrechtlichen Bestimmungen sowie insbesondere 
nach § 15 GmbH–Gesetz war die ÖBB–Infrastruktur Bau Aktiengesell-
schaft als Alleineigentümerin für die Bestellung der Geschäftsführung 
der ÖBB–Immobilienmanagement Gesellschaft mbH sowie nach dem 
Stellenbesetzungsgesetz auch für deren Ausschreibung zuständig.

(3) Im Jänner 2007 berichtete die ÖBB–Dienstleistungs Gesellschaft mbH 
an den Vorstand der Österreichische Bundesbahnen–Holding Aktien-
gesellschaft, dass der Aufsichtsrat der Österreichische Bundesbahnen–
Holding Aktiengesellschaft in seiner 17. Sitzung vom Dezember 2006 
die Ausschreibung des kaufmännischen Geschäftsführers der ÖBB–
Immobilienmanagement Gesellschaft mbH bereits genehmigt habe. 
Das Besetzungsverfahren wurde jedoch bis zum Ende der Gebarungs-
überprüfung durch den RH im Oktober 2007 nicht eingeleitet. Die 
ÖBB–Dienstleistungs Gesellschaft mbH begründete dies mit der bevor-
stehenden Neukonstituierung des Aufsichtsrates der Österreichische 
Bundesbahnen–Holding Aktiengesellschaft sowie der im Jänner 2007 
auf Eigentümerebene begonnenen Diskussion über eine weitere Struk-
turreform im ÖBB–Konzern.

Die Aktivitäten der Österreichische Bundesbahnen–Holding Aktien-
gesellschaft gingen somit weit über die im Bundesbahnstrukturge-
setz 2003 festgelegte Zielsetzung einer einheitlichen strategischen Aus-
richtung der operativen Gesellschaften sowie über die in der Satzung 
der Österreichische Bundesbahnen–Holding Aktiengesellschaft festge-
legte Mitwirkung bei der Bestellung der Geschäftsführung hinaus.

 10.2 (1) Der RH bemängelte, dass trotz der im März 2005 in die Wege gelei-
teten Ausschreibung die Besetzung des kaufmännischen Geschäftsfüh-
rers unterblieb. Die Gründe hiefür waren nicht nachvollziehbar.

Geschäftsführung Immobiliengebarung
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Die zuständige ÖBB–Infrastruktur Bau Aktiengesellschaft nahm ihre 
gesellschaftsrechtliche Verantwortung für die Besetzung der Geschäfts-
führung der Tochtergesellschaft nicht wahr. Statt dessen befasste sich 
die Österreichische Bundesbahnen–Holding Aktiengesellschaft mehr-
fach mit dieser Angelegenheit, ohne jedoch eine klare Linie erken-
nen zu lassen.

(2) Der RH bemängelte diese Vorgangsweise und strich in diesem Zusam-
menhang die Verantwortlichkeit des Vorstandes nach den Bestimmun-
gen des Aktiengesetzes, des Bundesbahnstrukturgesetzes 2003 und des 
Stellenbesetzungsgesetzes besonders hervor. Nach diesen Bestimmun-
gen kann die Eigenverantwortlichkeit des Vorstandes einer AG nicht 
beschränkt werden.

Der RH empfahl,

– die gesellschaftsrechtliche Verantwortlichkeit durch die jeweiligen 
Organe zu beachten,

– im Hinblick auf das inzwischen erreichte Gebarungsvolumen und 
die damit verbundenen Aufgaben der ÖBB–Immobilienmanage-
ment Gesellschaft mbH das „Vier–Augen–Prinzip“ gesellschaftsin-
tern ehestmöglich sicherzustellen,

– die Auswahl und Beauftragung von Personalberatungsunterneh-
men ausreichend zu dokumentieren.

 11.1 Den Dienstverträgen zufolge gebührten den vier Angestellten der zwei-
ten Führungsebene der ÖBB–Immobilienmanagement Gesellschaft mbH 
leistungsabhängige Bonifi kationen bis zu höchstens 30 % des Jahres-
bruttobezuges des jeweils letzten Geschäftsjahres. Daraus ergab sich 
für diese Bonifi kationen ein Gesamtrahmen von rd. 100.000 EUR. Die 
Höhe der Bonifi kation ermittelte sich in Abhängigkeit vom Grad der 
Erreichung der Ziele, die der Angestellte mit der Geschäftsführung 
jährlich im Vorhinein schriftlich zu vereinbaren hatte.

Die Angestellten der zweiten Führungsebene und die Geschäftsführe-
rin vereinbarten Anfang Juli 2006 schriftlich die Ziele für das laufende 
Jahr. Diese betrafen beispielsweise konkrete Ziele bei Projekten, aber 
auch Personalziele, wie die Durchführung von Mitarbeitergesprächen. 
In einem Fall endete der für die Er reichung eines relativ hoch bewer-
teten Zieles (30 %) vorgegebene Zeitrahmen Ende Juni 2006, also vor 
Abschluss der schriftlichen Zielvereinbarung.

Bonifi kationen
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Drei Angestellte erhielten 2006 höchstmögliche Bonifi kationen für das 
Jahr 2005, obwohl das von der Geschäftsführerin zu bestätigende Aus-
maß der Zielerreichung noch nicht dokumentiert war.

 11.2 Der RH bemängelte die verspätete schriftliche Zielvereinbarung, die 
fehlende Beurteilung der Zielerreichung sowie die unzureichende Doku-
mentation. Dadurch war für den RH die beabsichtigte Leistungskom-
ponente nur eingeschränkt erkennbar. Der RH erachtete die Heran-
ziehung von üblichen, zeitgemäßen Führungsaufgaben, wie z.B. die 
Durchführung von Mitarbeitergesprächen, als Bonifi kationsziel nicht 
geeignet.

 12.1 Eine Unternehmensstrategie im Sinne einer schriftlich festgelegten 
langfristigen, strategischen Liegenschaftsplanung lag nicht vor. Die 
Erstellung einer Liegenschafts–Portfolio–Managementstrategie, welche 
eine systematische Analyse des Immobilien–Portfolios, eine Risiko– 
und Ertragsanalyse sowie eine Rentabilitätsbetrachtung für die ein-
zelnen Liegenschaften umfassen sollte, war überdies mit der Mutter-
gesellschaft vertraglich vereinbart. Sie wurde jedoch nicht erfüllt.

 12.2 Der RH bemängelte das Fehlen strategischer Grundlagen und sah 
darin eine Nichterfüllung der im Immobilienmanagementvertrag im 
August 2005 vertraglich festgelegten Leistungen.

Er empfahl, eine mehrjährige Immobilienstrategie im Sinne der ver-
traglich festgelegten Vorgaben umgehend auszuarbeiten.

 12.3 Die ÖBB–Immobilienmanagement Gesellschaft mbH erklärte, dass auf-
grund der Anlaufschwierigkeiten zunächst die übernommenen Struk-
turen neu zu ordnen und zu organisieren gewesen seien. Erst danach 
habe eine Immobilienstrategie erarbeitet werden können. Entgegen der 
Meinung des RH sei im Immobilienmanagementvertrag kein Passus ent-
halten, der sie zur Ausarbeitung einer Immobilienstrategie verpfl ichtete. 
Dementsprechend bestünde ein Unterschied zwischen dem Ausarbei-
ten einer mehrjährigen Immobilienstrategie — diese sei auch Holding–
Angelegenheit und Eigentümer–Sache — und dem Erfüllen des Immo-
bilienmanagementvertrages. 

Außerdem wäre in der Aufsichtsratssitzung der ÖBB–Immobilienma-
nagement Gesellschaft mbH vom 24. November 2005 in Anwesenheit 
des für Immobilien zuständigen Ressortvorstandes der ÖBB–Infrastruk-
tur Bau Aktiengesellschaft ein erster Vorschlag der Immobilienstrategie 
präsentiert worden, der — nach weiterer Überarbeitung im Aufsichts-
rat — der Österreichische Bundesbahnen–Holding Aktiengesellschaft 

Unternehmens-
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vom 12. Dezember 2006 vorgestellt worden sei. In einer gemeinsamen 
Aufsichtsratssitzung von ÖBB–Infrastruktur Bau Aktiengesellschaft 
und Österreichische Bundesbahnen–Holding Aktiengesellschaft am 
24. Oktober 2007 seien von der ÖBB–Infrastruktur Bau Aktiengesell-
schaft und der ÖBB–Immobilienmanagement Gesellschaft mbH anhand 
einer Folienpräsentation Strategie–Kerninhalte präsentiert worden.

Da der gesamte Liegenschaftsbestand zum 1. Jänner 2005 unbearbei-
tet und historisch gewachsen war, wären zunächst Analysen für Teil-
portfolios unabdingbar gewesen, um überhaupt die Möglichkeit einer 
chancen– und risikoorientierten Optimierung im Sinne des Eigentü-
mers vorschlagen zu können. 

 12.4 Der RH verwies zunächst auf die Präambel des Immobilienmanagement-
vertrages, wonach durch den Abschluss dieses Vertrages „dem gesetz-
lichen Auftrag des § 24 BBG entsprochen und die dort defi nierten Auf-
gaben der Immobilien GmbH näher defi niert und ausgestaltet“ wurden. 
Daraus ergab sich nach Ansicht des RH zweifelsfrei, dass dieser Vertrag 
sämtliche gesetzlichen Aufgaben umfasste, unabhängig davon, ob sie 
expressis verbis in den Vertrag aufgenommen wurden. 

Gemäß § 24 des Bundesbahnstrukturgesetzes 2003 war Aufgabe der 
ÖBB–Immobilienmanagement Gesellschaft mbH insbesondere die Ver-
fügung über die Nutzungsrechte sowie die bestmögliche Bewirtschaf-
tung (einschließlich der Verwaltung) und Verwertung der Liegen-
schaften der ÖBB–Infrastruktur Bau Aktiengesellschaft, soweit diese 
nicht betriebsnotwendig waren bzw. nicht betrieblich genutzt wur-
den. Ergänzend und nur beispielsweise verwies der RH auch auf die 
Geschäftsordnung für den Aufsichtsrat der ÖBB–Infrastruktur Bau 
Aktiengesellschaft. Danach bedurften die Festlegung der Grundsatz-
strategie und der Unternehmensstrategie sowie wesentliche Abwei-
chungen hievon der Zustimmung des Aufsichtsrates der ÖBB–Infra-
struktur Bau Aktiengesellschaft. 

Die Ansicht der ÖBB–Immobilienmanagement Gesellschaft mbH, es 
bestünde ein Unterschied zwischen dem Ausarbeiten einer mehrjäh-
rigen Immobilienstrategie, die auch Holdingangelegenheit und Eigen-
tümersache ist, und dem Erfüllen des Immobilienmanagementvertrages 
hielt der RH für vollkommen verfehlt. Seiner Ansicht nach wäre es 
jedenfalls Aufgabe der ÖBB–Immobilienmanagement Gesellschaft mbH, 
einen längerfristig ausgerichteten Plan (Strategie) zur Erreichung des 
vom Gesetzgeber in Grundzügen vorgegebenen Zieles (bestmögliche 
Verwaltung bzw. Verwertung der Liegenschaften) auszuarbeiten. Die-
ser wäre dann von den zuständigen Gremien beschließen zu lassen. 
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Die von der ÖBB–Immobilienmanagement Gesellschaft mbH erwähnte 
Folienpräsentation von Strategie–Kerninhalten in einer gemeinsamen 
Aufsichtsratssitzung der ÖBB–Infrastruktur Bau Aktiengesellschaft und 
Österreichische Bundesbahnen–Holding Aktiengesellschaft erfüllte 
diese Erfordernisse nicht. Der RH hielt daher seine Kritik am Fehlen 
einer längerfristigen Immobilienstrategie aufrecht.

 13.1 Einheitliche Vorgaben für ein systematisches Dokumentenmanagement 
und eine nachvollziehbare Projektdokumentation fehlten. In diesem 
Zusammenhang war vor allem Folgendes hervorzuheben:

– Konsistent gestaltete Aufzeichnungen über wesentliche Daten für 
den Verkauf von Liegenschaften fehlten; eine durchgängige Daten-
struktur im Sinne einer Datenbank war somit nicht gegeben und 
eine Auswertung nicht möglich.

– Verschiedene Dokumente wiesen kein Datum auf.

– Die Letztfassung von Dokumenten, wie von Berichten und Kauf-
verträgen, war vielfach nicht erkennbar. 

– Einlangende Schriftstücke wiesen fallweise keinen Eingangsstempel 
auf; es fehlten Hinweise auf einen internen Verteiler und Anmer-
kungen bezüglich der Kenntnisnahme durch die verantwortlichen 
Personen.

– Eine vollständige sowie zeitnahe Erfassung und Bearbeitung der 
Rechnungen war nicht sichergestellt. Bei einlangenden Rechnungen 
fehlten fallweise Eingangsvermerke, so dass Zahlungsziele kaum 
verfolgt werden konnten. Vermerke über eine sachliche und rech-
nerische Prüfung wurden zwar immer vor der Überweisung, aber 
uneinheitlich handschriftlich oder IT–unterstützt vorgenommen.

– Die Führung eines Postbuches betreffend den Ein– und Ausgang 
von Schriftstücken war den einzelnen Organisationseinheiten über-
lassen.

Daten– und Doku-
mentenmanagement
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– Eine systematische Dokumentation von Projekten fehlte, so dass ein 
inhaltlicher Verlauf der Entscheidungsfi ndung nicht nachzuverfol-
gen war. Wichtige Informationen konnten somit nur bei einzelnen 
Personen abgefragt werden. Dies betraf insbesondere strategische 
Entscheidungen sowie die daraus resultierende Variantenwahl, die 
Festlegung von Basisdaten, die Beurteilung von Chancen und Ris-
ken (Vor– und Nachteilen). Die nur äußerst eingeschränkte Doku-
mentation begründete die überprüfte Stelle mit fehlenden zeitlichen 
und personellen Ressourcen.

– Ein IT–unterstütztes Archiv wurde bislang überwiegend im Rech-
nungs– und Bestellwesen eingesetzt. Weiters war seit Oktober 2007 
zur Unterstützung der Projektdokumentation eine spezielle Software 
in Verwendung, mit der Dokumente, Termine und andere Informa-
tionen projekt– und teamspezifi sch verwaltet wurden.

 13.2 Der RH bemängelte das Fehlen 

– einer systematischen Datenerfassung für die Kenndaten der Liegen-
schaftsverkäufe,

– einheitlicher Standards für die Erstellung und Bearbeitung von 
Schriftgut sowie 

– einer nachvollziehbaren Projektdokumentation. 

Der RH empfahl 

– die umgehende Einrichtung einer Datenbank, in der die Kennda-
ten der einzelnen Verkäufe, aber auch weitergehende Informationen 
über Veröffentlichung, Gutachtertätigkeit, Verkehrswert, Verkaufs-
erlös usw. enthalten sind. Unter Verwendung der Daten könnten 
im Rahmen einer Workfl ow–Anwendung über den Stand des Ver-
kaufsverfahrens informiert sowie Termine und Fälligkeiten verwal-
tet werden. Weitere Anwendungsbereiche sah der RH bei statisti-
schen Auswertungen und im Berichtswesen;

– die Erarbeitung einheitlicher Standards für ein systematisches Doku-
mentenmanagement;

– die Einrichtung einer nachvollziehbaren Projektdokumentation als 
integrierenden Bestandteil des Projektmanagements und unverzicht-
bares Element einer professionellen Abwicklung;

Daten– und Dokumentenmanagement
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– die rasche Umsetzung bzw. den weiteren Ausbau geplanter und 
zum Teil schon in Verwendung befi ndlicher IT für diese Bereiche. 
Er wies jedoch darauf hin, dass einer erfolgreichen IT–Anwendung 
grundsätzliche Entscheidungen hinsichtlich der Dokumentations-
pfl ichten voranzustellen sind.

 13.3 Die ÖBB–Immobilienmanagement Gesellschaft mbH teilte mit, dass 
sie die Empfehlung des RH zur Ausarbeitung einheitlicher Standards 
für ein systematisches Dokumentenmanagement und zu einer umfas-
senden Datenbank über Liegenschaftstransaktionen aufgreife. Sie wies 
aber darauf hin, dass auch bisher sämtliche vom RH genannten Daten 
in den Verwertungsakten dokumentiert worden wären.

 14.1 Die ÖBB–Immobilienmanagement Gesellschaft mbH verfügte selbst 
über keine Organisationseinheit, die mit Aufgaben der Innenrevision 
betraut war. Bei der Österreichische Bundesbahnen–Holding Aktienge-
sellschaft bestand eine Abteilung für Konzernrevision mit rd. 15 Mit-
arbeitern. Diese behandelte überwiegend konzernübergreifende The-
men und wurde nur über Anforderung mit Problemstellungen einzelner 
Gesellschaften befasst. Für die geprüfte Stelle wurde die Konzernrevi-
sion erst in einem Fall tätig.

 14.2 Der RH empfahl, angesichts des Gebarungsumfanges der ÖBB–Immo-
bilienmanagement Gesellschaft mbH und des spezifi schen Aufgaben-
bereiches die erforderlichen Ressourcen für Aufgaben der Innenrevi-
sion bereitzustellen.

 14.3 Die ÖBB–Immobilienmanagement Gesellschaft mbH hielt die Möglich-
keit der Inanspruchnahme der Konzernrevision für ausreichend. Es 
sei in größeren Konzernen üblich, die Revision nicht in Einzelgesell-
schaften, sondern im Konzern zu organisieren oder auszulagern.

 14.4 Der RH hielt die Bereitstellung von Ressourcen für Aufgaben der Innen-
revision weiterhin für zweckmäßig. Die Innenrevision der ÖBB–Immo-
bilienmanagement Gesellschaft mbH müsse jedoch nicht zwingend als 
Abteilung organisiert sein.

Innenrevision
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 15.1 Die ÖBB–Immobilienmanagement Gesellschaft mbH beauftragte ins-
besondere Verkehrswertgutachten zur Bewertung von Liegenschaften 
sowie Rechtsberatungsleistungen für Vertragserrichtungen und zur 
Begleitung von Verkaufsverfahren.

Die Vergabe von Aufträgen an Gutachter erfolgte — auch entgegen 
unternehmensinternen Regelungen — in der überwiegenden Anzahl 
von Fällen ohne Einholung von Vergleichsangeboten. Für zwischen 
März 2005 und Juli 2007 eingeholte Gutachten zahlte die ÖBB–Immo-
bilienmanagement Gesellschaft mbH insgesamt rd. 409.000 EUR an 
Honoraren. Davon entfi elen rd. 350.000 EUR (rd. 85 %) auf denselben 
Sachverständigen, wobei dieser — abgesehen von wenigen Ausnahmen 
— auch alle Aufträge mit einem Honorar von über 2.500 EUR erhielt. 
Die ÖBB–Immobilienmanagement Gesellschaft mbH begründete dies 
damit, dass dieser Gutachter als einziger über eine Haftpfl ichtversiche-
rung mit einer Deckungssumme von 10 Mill. EUR verfügt habe.

Verkehrswertgutachten wurden zumeist ohne eine Plausibilitätsprü-
fung übernommen. In einzelnen Fällen wären die Aussagen aufgrund 
der Bewertungsansätze und des ermittelten Verkehrswertes zu hinter-
fragen gewesen.

Aufträge für rechtliche Beratungsleistungen im Gesamtwert von rd. 
300.000 EUR ergingen im Zeitraum von Juni 2005 bis Februar 2007 an 
zwei Rechtsanwaltskanzleien ohne Einholung von Vergleichsangeboten 
und — mit Ausnahme eines Auftrages in Höhe von rd. 70.000 EUR — 
mündlich.

 15.2 Der RH kritisierte

– die regelmäßig mündliche Beauftragung von Beratern und Gutach-
tern,

– die Nichteinholung von Vergleichsangeboten bei Auftragsverga-
ben, wodurch die Preisangemessenheit nicht sichergestellt werden 
konnte,

– die nahezu ausschließliche Beauftragung einzelner ausgewählter 
Auftragnehmer,

– die Nichteinhaltung interner Regelungen bei der Vergabe insbeson-
dere durch die Geschäftsführung und die damit verbundene nega-
tive Vorbildwirkung innerhalb des Unternehmens sowie

Gutachter– und 
Rechtsberater-
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– die Übernahme der in Verkehrswertgutachten getroffenen Aussa-
gen ohne eine ausreichende Plausibilitätsprüfung.

Der RH empfahl, in Hinkunft eine transparente und nachvollziehbare 
Vorgangsweise sicherzustellen, die jeden Vorwurf einer einseitigen 
Bevorzugung einzelner Unternehmen ausschließt.

Weiters regte er die Erstellung einer umfassenden Datenbank als Grund-
lage für eine nach dem Rotationsprinzip erfolgende Beauftragung von 
Gutachter– und Rechtsberaterleistungen an.

 15.3 Die ÖBB–Immobilienmanagement Gesellschaft mbH teilte mit, sie habe 
nur in einigen speziellen Fällen, in welchen „Alleinstellungsmerkmale“ 
für den Beauftragten bestanden, auf die Einholung von Vergleichsange-
boten verzichtet. Im Arbeitsprozess habe es oft erhebliche Vorteile, in 
ähnlichen Fällen mit dem gleichen Gutachter zusammen zu arbeiten. 

Direktbeauftragungen seien von der Geschäftsführung erteilt worden, 
um eine negative Vorbildwirkung für das Unternehmen zu verhindern. 
Grundsätzlich ginge sie von der Professionalität eines gerichtlich beei-
deten Sachverständigen aus. Eine Datenbank für Rechtsberatungsleis-
tungen stünde seit Anfang 2008 zur Verfügung. Der Vorschlag des RH 
zur Erstellung einer Datenbank für Gutachterleistungen werde aufge-
griffen.

 15.4 Der RH entgegnete, die ÖBB–Immobilienmanagement Gesellschaft mbH 
habe nicht nur in einzelnen speziellen Fällen, sondern in der über-
wiegenden Anzahl der Fälle auf die Einholung von Vergleichsange-
boten verzichtet. Er konnte bei den überprüften Vergaben auch keine 
Gründe für die Nichteinholung von Vergleichsgutachten erkennen. 
Wenn die ÖBB–Immobilienmanagement Gesellschaft mbH grundsätz-
lich von der Professionalität eines gerichtlich beeideten Sachverständi-
gen ausginge, könnte sie auch verschiedene Gutachter beauftragen. Die 
von ihr behauptete Plausibilitätsprüfung bei jedem Gutachten konnte 
der RH nicht nachvollziehen, weil Prüfvermerke und eine diesbezüg-
liche Dokumentation fehlten.

Gutachter– und Rechtsberaterleistungen Immobiliengebarung
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 16.1 (1) Im Zuge der Vorbereitungen der Errichtung des Hauptbahnhofes 
Wien führte die ÖBB–Immobilienmanagement Gesellschaft mbH im 
Juni 2006 ein „Verhandlungsverfahren ohne vorherigen Aufruf zum 
Wettbewerb“ zur Vergabe der immobilienwirtschaftlichen Bewertungs-
leistungen für den Hauptbahnhof Wien durch.

Sie kontaktierte drei frei ausgewählte Gutachter und versandte an diese 
die Ausschreibungsunterlagen. Nach der für Mitte Juli 2006 angesetz-
ten Angebotseröffnung und –prüfung sollten ein bis drei Verhand-
lungsrunden folgen, um den gesamten Vertragsinhalt und Leistungsge-
genstand zu erarbeiten. Danach sollte nach einem „Last and Bestoffer“ 
auf der Basis einer kommissionellen Entscheidung der Zuschlag an 
den wirtschaftlich und technisch günstigsten Bieter erfolgen. Nach 
den Angebotsbestimmungen waren sowohl Bietergemeinschaften als 
auch Subunternehmer zugelassen.

Für die Ermittlung des besten Angebots defi nierte die ÖBB–Immobi-
lienmanagement Gesellschaft mbH im Rahmen eines Punktesystems 
Zuschlagskriterien. Die häufi g von der ÖBB–Immobilienmanagement 
Gesellschaft mbH bei anderen Gutachteraufträgen als einziges Krite-
rium ins Treffen geführte Haftungssumme von Gutachtern war jedoch 
bei der gegenständlichen Vergabe kein Bewertungskriterium.

Um für die Vergabe den Unterschwellenbereich mit einem Maximalwert 
von 422.000 EUR sicherzustellen, sah das Punktesystem null Punkte 
für alle Angebote mit einer Summe von über 420.000 EUR vor. Für 
das niedrigste Angebot war die volle Punktezahl vorgesehen. Den rest-
lichen Angebotssummen waren Punkte im prozentuellen Verhältnis 
ihrer Abweichung vom niedrigsten Preis zuzuordnen.

(2) Laut Protokoll der Angebotseröffnung vom Juli 2006 erfolgte eine 
Prüfung auf Vollständigkeit und ordnungsgemäße Fertigung durch die 
Bieter. Gemeinsam mit einer Vorbegutachtung anhand einer Punktebe-
wertung wurden die eingelangten Angebote an die aus der Führungs-
ebene der ÖBB–Immobilienmanagement Gesellschaft mbH zusammen-
gesetzte Bewertungskommission weitergeleitet.

Im Rahmen der Auswertung der Angebote änderte die ÖBB–Immo-
bilienmanagement Gesellschaft mbH die Beurteilungsgrundlagen für 
die Zuteilung der Bewertungspunkte: Bei der Bewertung „Personal 
und Ausstattung“ wurde von der ursprünglichen Absicht, die Länge 
der einschlägigen Berufserfahrung, den Umfang der fachspezifi schen 
Ausbildung sowie die technische Ausstattung zu bewerten, abgegan-
gen. Schließlich war nur mehr die Anzahl der Befugten und beeide-
ten Sachverständigen ausschlaggebend. 

Immobilienwirt-
schaftliche Bewer-
tungsleistungen 
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Lediglich ein bereits oftmals beauftragtes Unternehmen verfügte über 
zwei Sachverständige und konnte damit die maximal erzielbare Punkte-
zahl erreichen. Auch beim Kriterium „Referenzen“ kamen neue von 
den Angebotsunterlagen abweichende Maßstäbe zur Anwendung, die 
sich nunmehr lediglich auf die Anzahl der Referenzen bezogen. Die 
ursprünglich angeführten Bewertungsgrundlagen, wie Auftragswert, 
zeitliche Nähe und inhaltlicher Bezug, wurden nicht herangezogen.

Weitere Verhandlungsrunden, wie in der Ausschreibung angekündigt, 
sowie die Einholung eines „Last and Bestoffer“ unterblieben ohne 
Angabe von Gründen. Das von der Geschäftsführung gefertigte Kom-
missionsergebnis der Angebotsprüfung, das weder eine Geschäftszahl 
noch ein Datum aufwies, bildete die Grundlage für die Zuschlagser-
teilung vom Oktober 2006.

 16.2 Die Vorgangsweise der ÖBB–Immobilienmanagement Gesellschaft mbH 
stand nach Ansicht des RH nicht im Einklang mit einem transparenten 
und regelförmigen Vergabeverfahren. Der RH bemängelte daher

– die nicht nachvollziehbare Anwendung der Zuschlagskriterien für 
die Bestbieterermittlung, weil die ursprünglich festgelegten Maß-
stäbe in der endgültigen Bewertung kaum wiederzufi nden waren;

– den Wegfall der geplanten weiteren Verhandlungsrunden, weil sich 
die ÖBB–Immobilienmanagement Gesellschaft mbH dadurch der 
Möglichkeit begab, die vorliegenden Ergebnisse unter Ausnutzung 
des Wettbewerbes zu optimieren;

– die Änderung der Zuschlagskriterien während des laufenden Ver-
fahrens.

Der RH empfahl, im Sinne der Transparenz von Vergabeentschei-
dungen

– Punktesysteme zur Bestbieterermittlung im Vorfeld genau festzu-
legen, eingehend zu prüfen und ihre Wirkungsweise im Sinne der 
gestellten Vorgaben sicherzustellen und

– vorgegebene Verfahren tatsächlich einzuhalten.

Immobilienwirtschaftliche Bewertungs-
leistungen Hauptbahnhof Wien

Immobiliengebarung
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 16.3 Die ÖBB–Immobilienmanagement Gesellschaft mbH nahm die Kritik 
des RH, dass ihre Vorgangsweise nicht im Einklang mit einem trans-
parenten und regelförmigen Vergabeverfahren stand, zur Kenntnis und 
sagte zu, sie bei zukünftigen Verfahren zu berücksichtigen.

 17.1 Im Dezember 2004 beschloss der Aufsichtsrat der Österreichische Bun-
desbahnen–Holding Aktiengesellschaft das zukünftige Grundsatzkon-
zept bezüglich der Standorte der Konzerngesellschaften. Die Öster-
reichische Bundesbahnen–Holding Aktiengesellschaft gab für die 
ÖBB–Gesellschaften mit Standort Wien folgende Ziele vor:

– die Reduktion der zu diesem Zeitpunkt bestehenden 23 ÖBB–Stand-
orte in Wien auf vier Hauptstandorte bis zur geplanten Fertigstel-
lung des neuen Zentralbahnhofes im Jahr 2013;

– die Senkung der jährlichen Gebäudekosten für Miete und Betrieb von 
rd. 13 Mill. EUR auf geschätzte 10 Mill. EUR, also um rd. 23 %;

– die Reduktion der Nettogeschoßfl ächen von 145.300 m2 auf 
69.600 m2 (– 52 %); 

– die Verringerung der Anzahl der Mitarbeiter von 4.050 auf 3.245 
(– 20 %);

– eine Optimierung der internen Arbeitsabläufe und

– eine bessere Kommunikation zwischen den Mitarbeitern.

Weiters sollten aus dem Verkauf von bestandfrei gewordenen Altob-
jekten Erlöse von insgesamt mindestens 78,8 Mill. EUR erzielt werden. 
Bis zum Abschluss der Gebarungsüberprüfung durch den RH im Okto-
ber 2007 wurden Gebäude um rd. 49,2 Mill. EUR verkauft. Laut Aus-
kunft der ÖBB–Immobilienmanagement Gesellschaft mbH verfolgte die 
Österreichische Bundesbahnen–Holding Aktiengesellschaft das Ziel, 
ihre Gesellschaften statt in eigenen Büroobjekten vermehrt in Miet-
objekten unterzubringen.

Beschlussfassung, 
Ziele, Konzept

Standortkonzentration
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Entsprechende wirtschaftliche Berechnungen als Grundlage für diese 
Zieldefi nitionen durch den Aufsichtsrat der Österreichische Bundes-
bahnen–Holding Aktiengesellschaft lagen nicht vor. Eine Kosten–Nut-
zen–Analyse konnte trotz mehrmaliger Nachfrage des RH nicht bei-
gebracht werden.

 17.2 Der RH anerkannte die Bemühungen der Österreichische Bundes-
bahnen–Holding Aktiengesellschaft, durch eine Standortkonzentra-
tion die Effektivität zu steigern und eine Kostensenkung zu erzielen. 
Er bemängelte jedoch das Fehlen von wirtschaftlichen Berechnungen 
und Kosten–Nutzen–Analysen sowie die lückenhafte Dokumentation 
der einzelnen Entscheidungen. Dies erschwerte sowohl die Nachvoll-
ziehbarkeit als auch die spätere Evaluierung der Zielerreichung.

Der RH empfahl, bei zukünftigen Standortentscheidungen die Kos-
ten für angemietete Objekte den Kapitalkosten der Altobjekte inklu-
sive deren Instandhaltungsinvestitionen gegenüberzustellen, um die 
Wirtschaftlichkeit solcher Projekte bewerten zu können. Weiters wäre 
für eine Dokumentation der Entscheidungen zu sorgen.

 17.3 Die ÖBB–Immobilienmanagement Gesellschaft mbH wies zunächst dar-
auf hin, dass es sich um ein laufendes Projekt handle und nur Teilpro-
jekte abgeschlossen seien. Eine Evaluierung der Zielerreichung könne 
erst nach Abschluss der Standortkonzentration erfolgen. Die Empfeh-
lung des RH hinsichtlich einer Gegenüberstellung der Mietkosten zu 
den Kapitalkosten der Altobjekte inklusive Instandhaltungsinvestiti-
onen werde zur Kenntnis genommen.

 18.1 Das Konzept der Standortkonzentration sah für die ÖBB–Immobilienma-
nagement Gesellschaft mbH einen gemeinsamen Standort am zukünf-
tigen Zentralbahnhof mit der Österreichische Bundesbahnen–Holding 
Aktiengesellschaft und der ÖBB–Dienstleistungs Gesellschaft mbH vor. 
Die ÖBB–Infrastruktur Bau Aktiengesellschaft als Muttergesellschaft 
der ÖBB–Immobilienmanagement Gesellschaft mbH sollte jedoch am 
zukünftigen Zielstandort Praterstern untergebracht werden. Eine ört-
liche Nähe der Eigentümerin zu der mit der Verwertung und dem Faci-
lity Management betrauten Tochtergesellschaft wäre somit nicht gege-
ben. Unterlagen, wie es zu dieser Aufteilung der Konzerngesellschaften 
gekommen war, konnten nicht vorgelegt werden.

 18.2 Die im Rahmen der Standortkonzentration beabsichtigten Synergie-
effekte werden durch die getrennten Standorte der ÖBB–Immobilien-
management Gesellschaft mbH und der ÖBB–Infrastruktur Bau Akti-
engesellschaft in Frage gestellt.

Standort ÖBB–Immo-
bilienmanagement 
Gesellschaft mbH
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Der RH empfahl — vor dem Hintergrund der vom Unternehmen gesetz-
ten Ziele, die internen Arbeitsabläufe zu optimieren sowie die Kom-
munikation der Mitarbeiter zu verbessern — eine Evaluierung dieser 
Standortentscheidung.

 18.3 Laut Stellungnahme der ÖBB–Immobilienmanagement Gesellschaft mbH 
wäre im Umfeld des bereits im Jahr 2004 für die ÖBB–Infrastruktur 
Bau Aktiengesellschaft festgelegten Standortes Arcade Meidling nur ein 
Standort in Frage gekommen. Man habe sich aber mit dem Vermieter 
vor allem wegen der Miethöhe nicht einigen können. Der Standort Wie-
nerberg biete sowohl hinsichtlich der Kosten als auch hinsichtlich der 
Lage zum Verkehrsknoten Meidling beste Voraussetzungen. Der end-
gültige Standort für die Infrastrukturgesellschaften am Praterstern sei 
mit dem künftigen Standort der ÖBB–Immobilienmanagement Gesell-
schaft mbH am Hauptbahnhof durch Schnellbahn und U–Bahn bes-
tens verbunden.

 18.4 Nach Ansicht des RH können auch sehr gute öffentliche Verkehrsver-
bindungen zwischen den Standorten die Vorteile eines gemeinsamen 
Standortes nicht ersetzen.

 19.1 Während der Umsetzung der Standortkonzentration entschied die Öster-
reichische Bundesbahnen–Holding Aktiengesellschaft im Juni 2005, die 
Standorte der ÖBB–Dienstleistungs Gesellschaft mbH, der ÖBB–Immo-
bilienmanagement Gesellschaft mbH und der Österreichische Bundes-
bahnen–Holding Aktiengesellschaft im Herbst 2005 am gemeinsamen 
Zwischenstandort Wienerberg zusammenzulegen.

Die Gründe dafür waren laut Auskunft der ÖBB–Immobilienmanage-
ment Gesellschaft mbH

– die Zusammenführung der Mitarbeiter der ÖBB–Immobilienmanage-
ment Gesellschaft mbH von bisher sieben Standorten in Wien,

– die mangelnde Eignung der bestehenden Räumlichkeiten in der Eli-
sabethstraße 9 für eine weitere Nutzung bis zur Fertigstellung des 
Zielstandortes Zentralbahnhof im Jahr 2013 sowie

– das Argument der Kostenersparnis.

Zwischenstandort 
Wien 10, Wienerberg
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Die ÖBB–Immobilienmanagement Gesellschaft mbH hielt in den Anträ-
gen an den Aufsichtsrat der Österreichische Bundesbahnen–Holding 
Aktiengesellschaft und der ÖBB–Infrastruktur Bau Aktiengesellschaft 
fest, dass mehrere Bürostandorte geprüft und vorverhandelt worden 
seien.

Auf eine parlamentarische Anfrage vom November 2005 betreffend 
den Zwischenstandort Wienerberg teilte die Österreichische Bundes-
bahnen–Holding Aktiengesellschaft mit, dass die Übersiedlung in die 
Büros des Vienna Twin Towers und des Vienna Bussiness Parks unter 
Berücksichtigung der notwendigen Flächen für rd. 600 Mitarbeiter und 
nach Abwägung aller Varianten vorgenommen wurde. Weiters wies 
die Österreichische Bundesbahnen–Holding Aktiengesellschaft darauf 
hin, dass sie auf die Wirtschaftlichkeit besonderes Augenmerk gelegt 
habe. Sie habe sowohl die Gegebenheiten am alten Standort der Öster-
reichische Bundesbahnen–Holding Aktiengesellschaft als auch Alter-
nativprojekte ausreichend geprüft.

Für die Alternativprojekte lagen lediglich von der ÖBB–Immobilienma-
nagement Gesellschaft mbH erstellte Übersichtslisten vor, in denen die 
am jeweiligen Standort verfügbaren Gesamtfl ächen und die monatli-
che Miete pro m2 ausgewiesen waren. Unterlagen über Verhandlungen 
mit den Vermietern und diesbezügliche Ergebnisse sowie die zur Ent-
scheidungsfi ndung vorgenommenen Wirtschaftlichkeitsbetrachtungen 
konnten trotz mehrmaliger Urgenzen nicht vorgelegt werden.

Zur Zeit der Gebarungsüberprüfung im September 2007 waren rd. 
460 Mitarbeiter, insbesondere der ÖBB–Infrastruktur Betrieb Aktien-
gesellschaft, am alten Standort der Österreichische Bundesbahnen–
Holding Aktiengesellschaft, Wien, Elisabethstraße 9, wieder unterge-
bracht. Diese sollten jedoch nach zwei Jahren in das dann fertiggestellte 
Objekt, Wien, Nordbahnstraße 50, übersiedeln.

 19.2 Der RH bemängelte das Fehlen

– verhandelter Alternativen,

– von Wirtschaftlichkeitsberechnungen,

– daraus hervorgehender differenzierter Variantenbetrachtungen,

Standortkonzentration Immobiliengebarung
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– schriftlicher Grundlagen für die Wahl des Zwischenstandortes, 
Wien 10, Wienerberg sowie

– einer örtlichen Nähe der ÖBB–Immobilienmanagement Gesell-
schaft mbH zur ÖBB–Infrastruktur Bau Aktiengesellschaft als Mut-
tergesellschaft auch am Zwischenstandort trotz enger Verfl echtung 
der Aufgabengebiete.

Für den RH war daher nicht nachvollziehbar, auf welchen Grundla-
gen die Österreichische Bundesbahnen–Holding Aktiengesellschaft ihre 
Entscheidung aufgebaut hatte.

 19.3 Die ÖBB–Immobilienmanagement Gesellschaft mbH wies darauf hin, 
dass für die Anmietung von Objekten nicht allein die Mietkosten pro 
m2 entscheidend seien. Vielmehr würden die Kosten pro Arbeitsplatz 
die relevante Größe darstellen. Mit der planlichen Überprüfung der 
Standorte hinsichtlich Flächeneffi zienz und der damit ableitbaren Kos-
ten pro Arbeitsplatz sei der Standort Wienerberg der wirtschaftlichste 
gewesen.

 19.4 Der RH hielt seine Kritik am Fehlen verhandelter Alternativen, daraus 
hervorgehender differenzierter Variantenbetrachtungen und schrift-
licher Grundlagen für die Wahl des Zwischenstandortes, Wien 10, Wie-
nerberg aufrecht, weil eine nur planliche Überprüfung diese Erforder-
nisse nicht ersetzen konnte.

 20.1 Im Frühjahr 2005 ermittelte ein Architekturbüro im Auftrag der ÖBB–
Immobilienmanagement Gesellschaft mbH für die Liegenschaft Wien, 
Elisabethstraße 9 eine Nettogrundfl äche der in Verwendung stehen-
den Büros von 15.574 m2.

Die ÖBB–Immobilienmanagement Gesellschaft mbH ermittelte hin-
gegen — ausgehend von einer Nettogrundfl äche von 23.269 m2 und 
einer Belegung mit 486 Mitarbeitern — eine Fläche pro Mitarbeiter 
von rd. 48 m2. Die sich daraus ergebenden monatlichen Kosten für 
einen solchen Arbeitsplatz mit 540 EUR pro Mitarbeiter legte sie ihrer 
Standortentscheidung zugrunde.

Der RH ermittelte unter Heranziehung der vom Architekturbüro errech-
neten tatsächlichen Nettogrundfl ächen von 15.574 m2 für die Büros 
und nach Abzug eines 5 %igen Abschlags für Funktions– und Ver-
kehrsfl ächen einen Flächenbedarf von nur rd. 30 m2 pro Mitarbeiter 
sowie monatliche Kosten pro Arbeitsplatz von rd. 338 EUR.

Kennzahl Fläche pro 
Mitarbeiter Wien, 
Elisabethstraße 9

Standortkonzentration
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 20.2 Der RH bemängelte die von der ÖBB–Immobilienmanagement Gesell-
schaft mbH angestellte Berechnung der Kosten pro Arbeitsplatz, die 
infolge mangelhafter Ausgangsdaten zu unrichtigen Aussagen führte. 
Diese Kennzahlen waren somit als Grundlage für die Entscheidungs-
fi ndung bei der Standortevaluierung nicht geeignet.

 20.3 Laut Stellungnahme der ÖBB–Immobilienmanagement Gesellschaft mbH 
sei zur Vergleichbarkeit der Flächen die Mietfl äche von 18.304 m2 laut 
Raumbuch (2004) um die Allgemeinfl ächen zu erhöhen und nicht — 
wie vom RH dargestellt — zu reduzieren. Da zur Zeit ihrer Erhebungen 
keine detaillierte Vermessung des Objektes vorgelegen sei, habe sie die 
Nutzfl äche des Gebäudes (23.269 m2) als Grundlage für die Vergleichs-
mietfl äche herangezogen.

 20.4 Der RH entgegnete, dass er für seine Kennzahlenberechnung eine 
von der ÖBB–Immobilienmanagement Gesellschaft mbH übergebe-
ne Bestandsfeststellungsstudie herangezogen hatte. Diese hatte ein 
Architekturbüro im Auftrag der ÖBB–Immobilienmanagement Gesell-
schaft mbH im Mai 2005 erstellt. 

Da bekannt war, dass die zu dieser Zeit vorliegenden Flächenaufstellun-
gen der Elisabethstraße 9 ungenau waren, nahm das Architekturbüro 
eine neue Nettogrundfl ächenberechnung vor. Nach dieser verfügte die 
Elisabethstraße 9 ohne Keller und Dachgeschoß — diese wurden nicht 
als Bürofl äche genutzt — über eine Nettogrundfl äche von 15.574 m2. 

Um von dieser auf eine vergleichbare Mietfl äche zu kommen, nahm 
der RH einen 5 %igen Abschlag von der Nettogrundfl äche vor. Die 
von der ÖBB–Immobilienmanagement Gesellschaft mbH in ihrer Stel-
lungnahme vertretene Ansicht, die ihrer Berechnung zugrunde gelegte 
Zahlenbasis wäre als geeignet anzusehen, war für den RH nicht nach-
vollziehbar; die Gesellschaft hatte auf altes und — wie zwischenzeit-
lich bekannt — unrichtiges Zahlenmaterial zugegriffen.

Standortkonzentration Immobiliengebarung
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 21.1 Kurz vor der Unterzeichnung des Mietvertrages Anfang August 2005 
wies der arbeitsmedizinische Dienst der ÖBB–Immobilienmanagement 
Gesellschaft mbH unter anderem auf die Bestimmungen des Arbeit-
nehmerInnenschutzgesetzes hin, wonach für den Aufenthalt während 
der Arbeitspausen geeignete Aufenthaltsräume für die Arbeitnehmer 
zur Verfügung zu stellen wären.

Das zuständige Arbeitsinspektorat beanstandete im Februar 2006 neben 
anderen Mängeln auch das Fehlen der gesetzlich vorgeschriebenen 
Aufenthaltsräume. Es erstattete im Februar 2007 nach einer neuer-
lichen Besichtigung Anzeige wegen der wiederholten Übertretung. Im 
April 2007 verfügte der Magistrat der Stadt Wien eine Verwaltungs-
strafe in Höhe von 1.570 EUR über den verantwortlichen Geschäfts-
führer der ÖBB–Dienstleistungs Gesellschaft mbH. Dieser legte dage-
gen Berufung ein.

 21.2 Der RH bemängelte die Nichteinrichtung von vorgeschriebenen Auf-
enthaltsräumen und in der Folge die wiederholte Nichteinhaltung der 
gesetzlichen Bestimmungen des ArbeitnehmerInnenschutzgesetzes am 
Standort Wien 10, Wienerberg. Besonders erschwerend erachtete er 
die Tatsache, dass der eigene arbeitsmedizinische Dienst von Anfang 
an auch auf die Notwendigkeit von Aufenthaltsräumen hingewiesen 
hatte; der ÖBB–Immobilienmanagement Gesellschaft mbH als fachspe-
zifi schem Unternehmen gelang es nicht, in einem Zeitraum von mehr 
als einem Jahr Abhilfe zu schaffen.

 21.3 Laut Stellungnahme der ÖBB–Immobilienmanagement Gesellschaft mbH 
habe der zuständige Arbeitsinspektor die Belegungsplanung bei Abstim-
mungsgesprächen mündlich freigegeben.

 21.4 Der RH entgegnete, dass die angebliche mündliche Freigabe durch den 
Arbeitsinspektor nicht dokumentiert war. Mangels einer Niederschrift 
konnte sie auch keine Rechtswirkung entfalten und damit Rechtssi-
cherheit bieten.

Arbeitnehmerschutz 
Wien 10, Wienerberg
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Ausgewählte Projekte

 22.1 Im Rahmen der Gebarungsüberprüfung durch den RH wurden im Sinne 
des Prüfungsersuchens jene Projekte und Liegenschaftsverkäufe behan-
delt, die Gegenstand der medialen Berichterstattung waren. Außerdem 
erfolgte eine Auswahl anhand einer systematischen Grobanalyse aller 
Verkäufe. Dabei waren die Höhe des Volumens und die Komplexität 
der Transaktionen ausschlaggebend. Vorrangiges Prüfungsziel war die 
Beurteilung dieser Geschäftsfälle im Hinblick auf ein professionelles 
Immobilienmanagement und die Einhaltung der gebotenen Grund-
sätze der Transparenz, Wirtschaftlichkeit, Sparsamkeit und Effi zienz.

Der RH beschränkte sich auf folgende im gegenständlichen Bericht 
erfassten Geschäftsfälle:

– Wien, Erdberger Lände 36 – 48,

– Wien, Nordbahnstraße 50,

– Wien, Gauermanngasse 2 – 4,

– Wien, Elisabethstraße 20,

– Wien, Friedrichstraße 4,

– Linz, Frachtenbahnhof,

– Linz, Poschacher Villa,

– Gmunden, Seebahnhof,

– Liegenschaftsverkäufe Wolfgangsee und Bodensee,

– Liegenschaftsverkäufe Wörthersee und

– Villach, St. Leonharder See.

Allgemeines

Immobiliengebarung
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 22.2 Der RH hob insbesondere folgende Bemängelungen hervor:

– fehlende Strategie hinsichtlich der Liegenschaftsverkäufe und einer 
Portfolioanalyse;

– fehlende Wirtschaftlichkeitsberechnungen und Kosten–Nutzen–
Analysen;

– fehlende Optimierung des Verkaufs durch eingeschränkte Interes-
sentensuche;

– fehlende Transparenz bei der Auswahl der Investoren und nicht 
dokumentierte Entscheidungsfi ndung;

– Ungleichbehandlung der Bieter durch Verletzung der Verfahrens-
regeln;

– mündliche Vergabe von Gutachterleistungen und ohne Einholung 
von Vergleichsangeboten an einzelne ausgewählte Auftragnehmer 
sowie

– Übernahme von Gutachten trotz unschlüssiger Bewertungsansätze 
ohne Plausibilitätsprüfung.

 22.3 Die ÖBB–Immobilienmanagement Gesellschaft mbH widersprach der 
Feststellung des RH, dass Kosten–Nutzen–Analysen nicht vorgelegen 
hätten. Sie habe dem RH Unterlagen zu den verschiedensten Grund-
transaktionen zur Verfügung gestellt, die von diesem auch näher geprüft 
worden seien, aber keinen Eingang in das Prüfungsergebnis gefunden 
hätten.

 22.4 Da die Kenndaten der Liegenschaftsverkäufe nur aus den einzelnen 
Akten entnommen werden konnten und eine diesbezügliche Datenbank 
bislang fehlte, musste der RH für die von ihm geprüften Geschäftsfälle 
zunächst verschiedene Akten anfordern. Er untersuchte — wie bereits 
ausgeführt — die im Bericht enthaltenen spezifi schen Transaktionen 
näher.

Allgemeines
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 23.1 Das Gebäude der zur Österreichische Bundesbahnen–Holding Aktienge-
sellschaft gehörenden Österreichische Postbus Aktiengesellschaft wurde 
Ende 2004 als einer der vier Zielstandorte des Projektes Standortkon-
zentration für die Rail Cargo Austria Aktiengesellschaft bestimmt. Auf-
grund des Bauzustandes war eine umfassende Adaptierung des Gebäu-
des erforderlich. Konkrete schriftliche Konzepte für die Entwicklung 
dieser Liegenschaft sowie eine Kosten–Nutzen–Analyse bezüglich mög-
licher Varianten lagen zu dieser Zeit nicht vor.

Ab Sommer 2005 verhandelte die ÖBB–Immobilienmanagement Gesell-
schaft mbH im Auftrag der Eigentümerin mit drei Investoren über 
den Verkauf der Liegenschaft Erdberger Lände und den gleichzeitigen 
Abschluss eines Mietvertrages mit einem 10jährigen Kündigungsver-
zicht der Rail Cargo Austria Aktiengesellschaft. Unterlagen über die 
Kriterien für die Auswahl der drei Investoren lagen nicht vor.

Die drei vorliegenden Angebote enthielten zwar einen Kaufpreis, die 
meisten Vertragspunkte waren jedoch noch zu regeln. Weitere Unter-
lagen zu den geführten Verhandlungen lagen laut Auskunft der ÖBB–
Immobilienmanagement Gesellschaft mbH nicht vor, weil der Groß-
teil der Verhandlungen in Sitzungen und Besprechungen erfolgte, über 
die keine Protokolle angefertigt wurden. Auch über die Auswahl der 
drei Interessenten konnte die ÖBB–Immobilienmanagement Gesell-
schaft mbH keine Auskunft geben.

Ungeachtet eines im November 2003 eingeholten Verkehrswertgutach-
tens (Verkehrswert von 14,80 Mill. EUR bei einer vermietbaren Büro-
fl äche von 20.416 m2) beauftragte die ÖBB–Immobilienmanagement 
Gesellschaft mbH im Herbst 2005 ein neues Gutachten bei einem ande-
ren Sachverständigen zu einem Honorar von 16.000 EUR, ohne Ver-
gleichsangebote einzuholen. Im neuen Gutachten vom November 2005 
schien eine vermietbare Bürofl äche von nur 17.028 m2 auf, also um 
3.388 m2 weniger. Dennoch ergab das nun vorliegende Gutachten einen 
Verkehrswert von 14,74 Mill. EUR, also lediglich 60.000 EUR weniger 
als das ursprüngliche Gutachten.

Bürogebäude

Immobiliengebarung
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In der Aufsichtsratssitzung der Österreichische Postbus Aktiengesell-
schaft vom Dezember 2005 berichtete die ÖBB–Immobilienmanage-
ment Gesellschaft mbH, dass ein Verkehrswertgutachten in Höhe von 
16,30 Mill. EUR vorläge und ein verbindliches Angebot mit einem Min-
destkaufpreis in Höhe von 21,22 Mill. EUR eingelangt sei. Der gleich-
zeitig zu errichtende Mietvertrag im Sinne eines „Sale and Lease Back“ 
war im Protokoll des Aufsichtsrates nicht erwähnt. Die Eigentümerin 
stimmte dem Verkauf des Bürogebäudes zu.

Der Kaufvertrag mit dem Bestbieter enthielt einen Kaufpreis von 
22,05 Mill. EUR und wurde gleichzeitig mit dem Mietvertrag der Rail 
Cargo Austria Aktiengesellschaft im Februar 2006 unterzeichnet.

 23.2 Der RH sah sich zu folgenden kritischen Anmerkungen veranlasst:

– Eine Kosten–Nutzen–Analyse als Entscheidungsgrundlage für die 
möglichen Varianten wurde nicht erstellt.

– Ein Gutachterauftrag wurde ohne die nach eigenen Richtlinien 
gebotene Einholung von Vergleichsangeboten vergeben.

– Die von der Geschäftsführerin der ÖBB–Immobilienmanagement 
Gesellschaft mbH im Aufsichtsrat der Österreichische Postbus Akti-
engesellschaft vorgetragenen Informationen stimmten nicht mit den 
tatsächlichen Daten überein.

– Durch die nur eingeschränkte Interessentensuche verzichtete die 
ÖBB–Immobilienmanagement Gesellschaft mbH auf eine größtmög-
liche Anzahl von Angeboten und die damit verbundene Möglich-
keit der Optimierung.

– Auch beim Teilverkauf der Liegenschaft Wien, Erdberger Lände 
war eine Reihe von Abläufen nicht ausreichend dokumentiert und 
nicht nachvollziehbar. Dies betraf vor allem die Auswahl von nur 
drei Interessenten durch die ÖBB–Immobilienmanagement Gesell-
schaft mbH und die mit diesen geführten Verhandlungen.

 23.3 Laut Stellungnahme der ÖBB–Immobilienmanagement Gesellschaft mbH 
habe sie im Jahr 2005 den Auftrag erhalten, das Objekt als Investo-
renprojekt zu strukturieren. Da es sich um das erste Projekt in dieser 
Form gehandelt habe und ein gewisser Zeitdruck für dessen Umsetzung 
gegeben gewesen sei, habe sie den Gutachter „nach den Prinzipien der 
Marktkonformität“ beauftragt.

Liegenschaftsverkauf und Rückmietung Wien, 
Erdberger Lände 36 – 38
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Die Aussage über einen Verkehrswert von 16,3 Mill. EUR im Aufsichts-
rat der Österreichische Postbus Aktiengesellschaft habe sich auf ein 
aus dem Jahr 2004 vorliegendes Kaufangebot bezogen. Somit habe es 
sich bei diesem Wert nach Ansicht der ÖBB–Immobilienmanagement 
Gesellschaft mbH auch um einen Verkehrswert gehandelt.

Für die Realisierung eines Investorenprojektes habe sie im Hinblick auf 
Umsetzungsgarantien und die Zuverlässigkeit des Partners auf eine breite 
Streuung verzichtet, weil auch mit einem eingeschränkten Bieterkreis ein 
hohes Maß an „Wettbewerblichkeit“ gewährleistet gewesen sei.

 23.4 Der RH entgegnete, dass ein weiterer Bieterkreis den Wettbewerb erhöht 
hätte.

 24.1 (1) Der Aufsichtsrat der Rail Cargo Austria Aktiengesellschaft geneh-
migte im Jänner 2006 die Anmietung des Bürogebäudes Wien, Erd-
berger Lände mit einer Mietfl äche von rd. 17.000 m2 und einer Jahres-
miete von rd. 2,30 Mill. EUR. Der Antrag an den Aufsichtsrat wies auf 
eine Belegung mit rd. 850 Mitarbeitern hin. Der Hinweis war jedoch 
im Aufsichtsratsbeschluss selbst nicht mehr enthalten. Auch im abge-
schlossenen Mietvertrag vom Februar 2006 war keine Belegungszahl 
angeführt.

Der Mietvertrag wies hingegen eine mietzinsrelevante Fläche von rd. 
18.200 m2 aus, also um 1.200 m2 mehr als vom Aufsichtsrat geneh-
migt. Die Gesamtjahresmiete ergab sich aus einer Miete von 9,95 EUR 
pro m2 und Monat sowie der Miete von 232 Stellplätzen und entsprach 
mit 2,30 Mill. EUR dem Aufsichtsratsbeschluss. Dem Mietvertrag waren 
als integrierende Vertragsbestandteile ein Lageplan sowie eine Bau– 
und Ausstattungsbeschreibung des Bürogebäudes beigefügt.

Die Rail Cargo Austria Aktiengesellschaft wurde laut eigenen Anga-
ben erstmals nach Abschluss der Mietvertragsverhandlungen mit dem 
Investor beigezogen.

(2) Erste Unklarheiten bezüglich der Bau– und Ausstattungsbeschrei-
bung ergaben sich unmittelbar nach Abschluss des Mietvertrages bei 
einer Besprechung betreffend den Umbau des Bürogebäudes.

Kosten– bzw. Miet-
erhöhung

Liegenschaftsverkauf und Rückmietung Wien, 
Erdberger Lände 36 – 38
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Bei einer Besprechung Anfang März 2006 ergaben sich Änderungen 
hinsichtlich der Belegungsplanung durch zusätzlich unterzubringende 
Mitarbeiter der Speditions Holding GmbH (Tochtergesellschaft der Rail 
Cargo Austria Aktiengesellschaft), so dass nunmehr für 1.050 Personen 
vorzusorgen war. Weitere ungeregelte Punkte waren z.B. die Aus-
stattung der Betriebsküche oder der Umfang der Kühlung der Büros, 
Schulungsräume sowie Veranstaltungsräume und die damit verbun-
dene Kostenübernahme.

Erstmals im April 2006 diskutierte der Aufsichtsrat der Rail Cargo Aus-
tria Aktiengesellschaft über notwendig gewordene Zusatzinvestitionen, 
die vom Aufsichtsrat im Dezember 2006 beschlossen wurden. Dabei 
stimmte er einer Erhöhung des monatlichen Mietzinses von 9,95 EUR auf 
11,62 EUR pro m2, einer Mietzinsvorauszahlung von rd. 1,65 Mill. EUR 
und einer Investition in Höhe von 3,78 Mill. EUR zu. Der größte Teil 
der Kostenerhöhungen betraf mit rd. 3 Mill. EUR die zusätzliche Küh-
lung der Büroräume. Diese wurde vom Investor empfohlen, weil die in 
der Bau– und Ausstattungsbeschreibung des Mietvertrages vorgesehene 
Lüftungsanlage nicht für die erhöhte Belegung ausgelegt war.

Im Jänner 2007 genehmigte der Aufsichtsrat der Rail Cargo Austria 
Aktiengesellschaft zusätzlich rd. 0,94 Mill. EUR für den Küchenum-
bau, rd. 0,34 Mill. EUR für Küchenausstattung und rd. 0,12 Mill. EUR 
für Projektoptimierung und Neubauplanung.

Entgegen der zwischenzeitlich erfolgten Planung übersiedelte nur ein 
Teil der Speditions Holding GmbH bis Ende 2007 in das Gebäude. Tat-
sächlich war das Gebäude Ende November 2007 mit 842 Mitarbeitern 
der Rail Cargo Austria Aktiengesellschaft bzw. ihrer Tochtergesell-
schaft belegt. Nach Auskunft der Rail Cargo Austria Aktiengesellschaft 
vom Ende Jänner 2008 lag die monatliche Miete für Büro– und Stell-
fl ächen bei 12,47 EUR pro m2. Damit lag sie um mehr als 25 % über 
der ursprünglich vertraglich festgelegten Höhe, ohne Einrechnung der 
Mietzinsvorauszahlung und der nachträglichen Investitionskosten.

 24.2 Der RH bemängelte

– Schwächen bei der Planung und Umsetzung der Standortkonzent-
ration,

– die massive Kostenerhöhung durch die nachträglich geplante, tat-
sächlich aber nicht durchgeführte Anhebung der Belegungszahl von 
850 auf 1.050 Personen,

Liegenschaftsverkauf und Rückmietung Wien, 
Erdberger Lände 36 – 38
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– die verspätete Einbindung des Mieters Rail Cargo Austria Aktien-
gesellschaft erst nach Abschluss der Vertragsverhandlungen und

– weitere nachträgliche Mehrkosten, die bei einer sorgfältigeren Gestal-
tung der Bau– und Ausstattungsbeschreibung vermeidbar gewesen 
wären.

Der RH empfahl, beim Verkauf von Liegenschaften durch eine umfas-
sende Interessentensuche eine größtmögliche Anzahl von Angebo-
ten zu erzielen und diese im Sinne des Wettbewerbs für ein optimales 
wirtschaftliches Ergebnis zu nutzen.

Darüber hinaus regte er eine frühzeitige Einbindung der künftigen Mie-
ter in die Vertragsverhandlungen, insbesondere hinsichtlich der Fest-
legung der Bau– und Ausstattungsbeschreibung, an.

Weiters empfahl der RH, Planungsgrundlagen im Sinne einer echten 
Bedarfsorientierung zu erarbeiten und vorhandene Raumkapazitäten 
tatsächlich zu nützen.

 24.3 Nach Mitteilung der ÖBB–Immobilienmanagement Gesellschaft mbH 
habe sich der Besiedelungsstatus im April 2008 auf 829 Mitarbeiter 
belaufen. Bei der Planung seien auch die für ein lebendiges Unterneh-
men notwendigen Reserven eingeplant worden; daher sei die Aufsto-
ckung der Anzahl der Arbeitsplätze notwendig gewesen. Der einzu-
mietende Teilkonzern sei ab Mitte des Jahres 2005 in den Prozess 
eingebunden gewesen, habe die Endfassung des Mietvertrages mit-
verhandelt und diesen nach Genehmigung durch seinen Aufsichtsrat 
unterfertigt. 

Die Bau– und Ausstattungsbeschreibung habe einen üblichen, dem 
Stand der Technik entsprechenden und im Konzern allgemein gültigen 
Standard defi niert. Sämtliche Anmerkungen, die bis zum Zeitpunkt 
der Vertragsunterzeichnung vorlagen, seien entsprechend eingearbeitet 
worden. Zusätzliche Sonderausstattungen hätten auch dann zu Mehr-
kosten bzw. einem Anheben der Mieten geführt, wenn sie bereits vor 
der Vertragsunterzeichnung zu berücksichtigen gewesen wären.

Liegenschaftsverkauf und Rückmietung Wien, 
Erdberger Lände 36 – 38
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 24.4 Der Ausführung der ÖBB–Immobilienmanagement Gesellschaft mbH, 
dass der einzumietende Teilkonzern ab Mitte 2005 in den Prozess ein-
gebunden gewesen wäre, hielt der RH entgegen, dass dieser Mieter dem 
RH schriftlich mitgeteilt hatte, erst nach Abschluss der Verkaufs– und 
Mietvertragsverhandlungen mit dem Investor beigezogen worden zu 
sein. Weiters war in diesem Schreiben festgehalten, dass die gesamte 
Abwicklung des Projektes durch die ÖBB–Immobilienmanagement 
Gesellschaft mbH alleine erfolgt sei.

 25.1 Das weitgehend leerstehende Gebäude der ÖBB–Infrastruktur Bau Akti-
engesellschaft sollte nach Beschluss der ÖBB–Infrastruktur Bau Akti-
engesellschaft vom August 2005 verkauft, vom Investor adaptiert und 
anschließend von der ÖBB–Infrastruktur Betrieb Aktiengesellschaft als 
Bürogebäude angemietet werden.

Eine noch von der ÖBB–alt beauftragte Gesellschaft ermittelte im 
Jahr 2002 einen Verkehrswert von 9,62 Mill. EUR.

Im August 2005 stimmte der Aufsichtsrat der ÖBB–Infrastruktur Bau 
Aktiengesellschaft dem Verkauf der Liegenschaft an einen Investor zu 
einem Mindestverkaufspreis von 10,75 Mill. EUR zu.

Zehn Monate später lud die ÖBB–Immobilienmanagement Gesell-
schaft mbH acht Unternehmen zur Angebotslegung ein. Das Auswahl-
verfahren für diese Unternehmen war nicht dokumentiert. Fünf der 
eingeladenen Unternehmen gaben bis Juli 2006 über dem geforderten 
Mindestangebot von 10,75 Mill. EUR liegende Angebote ab. In Folge 
führte die ÖBB–Immobilienmanagement Gesellschaft mbH mit diesen 
fünf Bietern Einzelverhandlungen über den Verkauf, den Umbau und 
die Rückmietung des Bürogebäudes mit einem Kündigungsverzicht von 
15 Jahren durch.

Im Jänner 2007 legte der Bestbieter ein Kaufangebot in Höhe von 
rd. 13,10 Mill. EUR, verbunden mit einem gleichzeitig abzuschließen-
den Mietvertrag. Anfang April 2007 zog der Bestbieter sein Angebot 
zurück.

Die ÖBB–Immobilienmanagement Gesellschaft mbH begann darauf-
hin Verhandlungen mit einem bislang nicht beteiligten Investor. Zur 
Auswahl dieses Interessenten konnte keine Auskunft gegeben werden; 
eine Dokumentation über die Verhandlungen lag nicht vor. Mit die-
sem Investor wurde im Dezember 2007 ein Kaufvertrag in Höhe von 
13,10 Mill. EUR und ein Mietvertrag mit einer Jahresmiete in Höhe 
von rd. 1,88 Mill. EUR abgeschlossen. Vom Investor waren zusätzlich 

Liegenschafts-
verkauf und 
Rückmietung Wien, 
Nordbahnstraße 50
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auch die von der ÖBB–Immobilienmanagement Gesellschaft mbH mit 
insgesamt rd. 23,45 Mill. EUR geschätzten Umbau– und Nebenkosten 
sowie Honorare zu tragen. 

Sowohl Kaufpreis, Investitionskosten als auch die jährliche Miete ent-
sprachen summenmäßig dem ursprünglich im Jänner 2007 ausverhan-
delten Vertragsentwurf. Bei den Zusatzvereinbarungen war das nun-
mehrige Angebot um 50.000 EUR höher.

Entgegen dem Protokoll des Aufsichtsrates vom August 2005 wurde 
im Kaufvertrag die Generalübernehmerrolle (Bau einschließlich Pla-
nung) nicht von der ÖBB–Infrastruktur Bau Aktiengesellschaft, son-
dern vom Investor übernommen. Damit verlor die ÖBB–Infrastruktur 
Bau Aktiengesellschaft die Kontrolle über Investitionsvolumen und 
Qualität der Bauausführung. Eine Begründung für diese maßgebliche 
Änderung lag nicht vor.

Bei einer Wirtschaftlichkeitsbetrachtung ging die ÖBB–Immobilienma-
nagement Gesellschaft mbH von einer Rendite von rd. 5,1 % für den 
Investor aus. Wesentliche Parameter dieser Wirtschaftlichkeitsbetrach-
tung — wie die Umbau– und Nebenkosten sowie die Honorare — lagen 
jedoch nicht in Form einer detaillierten Ausarbeitung vor. Weder im 
Aufsichtsratsprotokoll noch in den Unterlagen der ÖBB–Immobilien-
management Gesellschaft mbH waren eine Beurteilung des Gebäude-
potenzials, eine Betrachtung verschiedener wirtschaftlicher Varian-
ten oder eine Analyse hinsichtlich der zu erwartenden Betriebskosten 
enthalten.

 25.2 Der RH bemängelte

– das Fehlen einer Kosten–Nutzen–Analyse, einer Beurteilung des 
Gebäudepotenzials sowie der zu erwartenden Betriebskosten als 
Entscheidungsgrundlage für die möglichen Varianten;

– die fehlende Transparenz bei der Auswahl der Investoren und bei 
den geführten Verhandlungen;

– die vom ursprünglichen Beschluss des Aufsichtsrates abweichende 
Vertragsgestaltung, die ohne dessen neuerliche Befassung erfolgte, 
mit nicht abschätzbaren wirtschaftlichen Folgen, und

– das Fehlen einer dokumentierten Entscheidungsfi ndung.
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Der RH empfahl, für einen transparenten Ablauf von Projekten zu sor-
gen und übliche Instrumente des Projektmanagements anzuwenden.

 25.3 Laut Stellungnahme der ÖBB–Immobilienmanagement Gesellschaft mbH 
habe es sich um ein komplexes Umbauprojekt gehandelt, das unter 
Berücksichtigung von Zuverlässigkeit und Erfüllungsgarantie nur einen 
eingeschränkten Bieterkreis zugelassen hätte. Mit dem Entfall der Gene-
ralübernehmerrolle sei das Planungs– und Baurisiko von der ÖBB–Infra-
struktur Bau Aktiengesellschaft auf den Käufer überwälzt worden. Quali-
tät und Termine der Bauausführung würden durch Kauf– und Mietvertrag 
samt Bau– und Ausstattungsbeschreibung hinlänglich sichergestellt.

 25.4 Der RH entgegnete, dass mit der Überwälzung des Planungs– und 
Baurisikos auch eine Übertragung der Chancen des durch preisgüns-
tige Bauleistungen erzielbaren wirtschaftlichen Erfolges von der ÖBB–
Infrastruktur Bau Aktiengesellschaft auf den Käufer verbunden war.

 26.1 Die im Eigentum der ÖBB–Infrastruktur Bau Aktiengesellschaft ste-
hende Liegenschaft in der Gauermanngasse 2 – 4 mit einer Mietfl ä-
che von rd. 8.200 m2 war nach dem Konzept der Standortkonzentra-
tion nicht als einer der vier Zielstandorte vorgesehen. Eine künftige 
eigene Nutzung war nicht beabsichtigt, ein Auszug des konzernin-
ternen Mieters für Ende 2004 vorgesehen. Ungefähr 2.400 m2 waren 
langfristig an vier externe Bestandnehmer vermietet.

Im Bebauungsplan schien für das Grundstück die zusätzliche Bestim-
mung „Grundfl äche für öffentliche Zwecke“ auf, wodurch auch die 
Möglichkeit einer Enteignung gegeben war. Bereits im Jahr 2002 hatte 
ein Gutachter angeregt, im Hinblick auf einen möglichen Verkauf 
die Streichung dieser Bebauungsbestimmung zu erwirken, um einem 
zukünftigen Eigentümer eine entsprechende Rechtssicherheit zu bie-
ten. Eine Umsetzung der Empfehlung erfolgte nicht.

Auch die seit 2005 mit diesen Aufgaben betraute ÖBB–Immobilien-
management Gesellschaft mbH verfolgte diese Änderung der Bebau-
ungsbestimmung nicht, obwohl sie wusste, dass eine konzerninterne 
künftige Nutzung nicht vorgesehen war und eine Verwertung oder 
Entwicklung daher nahelag.

Im Oktober 2006 empfahl die ÖBB–Immobilienmanagement Gesell-
schaft mbH — mit Hinweis auf die Bebauungsbestimmung und einen 
dadurch „derzeit nicht möglichen“ Verkauf — die Eigenentwicklung 
des Objekts Gauermanngasse, um langfristige Einnahmen zu erzielen. 
Weiters sollte zwecks Eigenentwicklung eine Tochtergesellschaft der 
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ÖBB–Infrastruktur Bau Aktiengesellschaft gegründet werden. Ohne 
eine Verfolgung der Verkaufsvariante empfahl die ÖBB–Immobilien-
management Gesellschaft mbH das Halten des Objektes als Ertragsim-
mobilie, weil der Liegenschaftsstandort aus ihrer Sicht als besonders 
geeignet für die Vermietung von Büroräumlichkeiten erschien. 

Als Grundlage für diese Empfehlung lagen weder eine Gegenüberstel-
lung der Wirtschaftlichkeitsberechnungen für Entwicklung oder Ver-
wertung noch ein aktualisiertes Bewertungsgutachten vor. Auch eine 
Abwägung der jeweiligen Chancen und Risiken erfolgte nicht.

Den Investitionsbedarf für eine Generalsanierung des Gebäudes und 
einen Dachgeschoßausbau wies die ÖBB–Immobilienmanagement 
Gesellschaft mbH mit 11,74 Mill. EUR aus. Sie errechnete eine Pro-
jektrendite von 6,55 %.

Im November 2006 bewilligte der Vorstand der ÖBB–Infrastruktur Bau 
Aktiengesellschaft vorerst 1,52 Mill. EUR für die Planung, Projektent-
wicklung und Gründung einer Projektgesellschaft.

Im Dezember 2006 empfahl die ÖBB–Immobilienmanagement Gesell-
schaft mbH, aus steuerlichen Erwägungen auch eine „Enkelgesell-
schaft“ zu gründen. Sie zeigte erstmals die Perspektive der Veräu-
ßerung der Projektgesellschaften von bis zu 100 % an einen noch 
zu suchenden Kooperationspartner auf. Im Dezember 2006 stimmten 
sowohl der Vorstand als auch der Aufsichtsrat der ÖBB–Infrastruk-
tur Bau Aktiengesellschaft der Gründung der „Enkelgesellschaft“ zu. 
Die zwei Projektgesellschaften wurden noch unmittelbar vor Jahres-
ende errichtet. Die Einreichung der Planunterlagen bei der Baubehörde 
erfolgte im November 2007.

 26.2 Der RH beanstandete das Fehlen einer zumindest mittelfristigen Immo-
bilienstrategie. Diese wäre jedenfalls spätestens Anfang 2005 mit dem 
Beschluss über die Standortkonzentration zu erarbeiten gewesen.

Weiters vermisste er detaillierte, auf einer Portfolioanalyse aufbau-
ende Unterlagen für die Grundsatzentscheidung über Verwertung oder 
Entwicklung.
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Einzelne in den Anträgen an den Vorstand der ÖBB–Infrastruktur Bau 
Aktiengesellschaft getroffene Aussagen, wie die nicht gegebene Mög-
lichkeit des Verkaufes aufgrund der Bebauungsbestimmung, konnte 
der RH nicht nachvollziehen. Er vertrat vielmehr die Ansicht, dass ein 
Antrag auf vorzeitige Löschung der Bebauungsbestimmung durchaus 
Erfolgsaussichten gehabt hätte, weil beim Wegfall des öffentlichen 
Interesses eine frühere Aufhebung grundsätzlich möglich war.

Der RH wies auch hier auf seine Empfehlungen im Zusammenhang 
mit der Notwendigkeit einer Immobilienstrategie hin.

 26.3 Laut Stellungnahme der ÖBB–Immobilienmanagement Gesellschaft mbH 
sei für die Beauftragung der Planung und Abgabe der Einreichung der 
Ablauf der Rechtskraft für die Bebauungsbestimmungen mit 30. Novem-
ber 2007 maßgeblich gewesen. Eine Änderung der Bebauungsbestim-
mungen sei im Raum gestanden, insbesondere eine Einschränkung der 
Möglichkeit von Dachausbauten. Die „ÖZ“–Widmung habe zu diesem 
Zeitpunkt eine untergeordnete Bedeutung gehabt, insbesondere im Hin-
blick auf die automatische Löschung Ende 2008. 

Nach Beurteilung 

– der Grundrisskonfi guration des Bestandes, 

– der gesetzlichen Rahmenbedingungen, 

– der zu erwartenden Sanierungskosten und 

– der gegebenen Nachfrage 

sei der Investition gegenüber dem Verkauf der Vorzug zu geben gewe-
sen. Die Abwägung der Chancen und Risken sei in einem Aktenver-
merk vom 15. Dezember 2006 zusammengefasst gewesen und habe die 
Grundlage für die Entscheidung gebildet.

 26.4 Der RH entgegnete, dass der Vorstand der ÖBB–Infrastruktur Bau Akti-
engesellschaft den für die Entwicklung der Liegenschaft richtungswei-
senden Beschluss bereits im November 2006 gefasst hatte und damit 
vor dem — angeblich die Entscheidungsgrundlage bildenden — Akten-
vermerk vom 15. Dezember 2006.
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 27.1 (1) Auf der im Eigentum der ÖBB–Infrastruktur Bau Aktiengesellschaft 
stehenden Liegenschaft in der Elisabethstraße 20 befand sich ein im 
Jahr 1862 errichtetes historisches Stadtpalais mit einer Nettogeschoß-
fl äche von rd. 2.000 m2 auf sechs Ebenen einschließlich des Kellers und 
des ausgebauten Dachgeschoßes. Mitte 2005 bis Anfang 2006 erfolgte 
die Absiedelung der bislang dort untergebrachten konzerneigenen Mit-
arbeiter. Das nunmehr bestandsfreie Objekt stand zur Disposition.

Im Jänner 2007 beauftragte die ÖBB–Immobilienmanagement Gesell-
schaft mbH die Erstellung eines Verkehrswertgutachtens mündlich bei 
jenem Sachverständigen, der bereits für das nahezu idente Nachbarge-
bäude Elisabethstraße 18 ein Gutachten erstellt hatte. Das im März 2007 
vorgelegte Gutachten wies einen Verkehrswert von 4,4 Mill. EUR 
aus.

Im März 2007 inserierte die ÖBB–Immobilienmanagement Gesell-
schaft mbH in drei großen inländischen Tageszeitungen den geplanten 
Verkauf der Liegenschaft und gab einen Mindestkaufpreis von 
5 Mill. EUR an. Einige Tage später folgten Inserate in einer deutschen 
und einer Schweizer Zeitung. In den Veröffentlichungen kündigte sie 
ein nicht näher defi niertes „Tenderverfahren“ an und setzte einen Ter-
min für die Abgabe der Kaufangebote mit Anfang April 2007. Darüber 
hinaus kontaktierte die ÖBB–Immobilienmanagement Gesellschaft mbH 
die ihnen bekannten möglichen Interessenten direkt.

Nach einlangenden Anfragen verpfl ichtete die ÖBB–Immobilienma-
nagement Gesellschaft mbH die Interessenten zunächst zur Vertrau-
lichkeit und übermittelte in einem zweiten Schritt ein — vorbehalt-
lich der Beschlussfassung der zuständigen Gremien der Eigentümerin 
(ÖBB–Infrastruktur Bau Aktiengesellschaft) geltendes — Verkaufsan-
gebot mit Details über das Objekt. Weiters machte sie eine Vermitt-
lungsprovision von 3 % des Kaufpreises für sich geltend und legte 
das wirtschaftliche Nahverhältnis zum Auftraggeber gemäß § 6 Abs. 4 
Maklergesetz offen.

In der ersten Phase des Verkaufsverfahrens bis Anfang April 2007 
kam es zu 113 Kontakten mit Interessenten, von denen 82 eine Ver-
traulichkeitserklärung zur weiteren Teilnahme unterfertigten. Bis zum 
gesetzten Termin fanden 25 Besichtigungen statt. Schlussendlich lagen 
15 Kaufangebote vor.
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(2) In der zweiten Phase forderte ein von der ÖBB–Immobilienmanage-
ment Gesellschaft mbH beauftragter Rechtsanwalt die Interessenten 
auf, ein verbessertes Angebot sowie einen geeigneten Bonitätsnach-
weis vorzulegen. Weiters übermittelte er als Grundlage für das Rechts-
geschäft einen nicht verhandelbaren Kaufvertragsentwurf, informierte 
über das höchste vorliegende Kaufangebot von 6,66 Mill. EUR und 
wies nochmals auf die an die ÖBB–Immobilienmanagement Gesell-
schaft mbH zu leistende Maklerprovision hin. 

Außerdem behielt sich die Eigentümerin das Recht vor, den Verkaufs-
prozess jederzeit einseitig abzuändern, zu unterbrechen oder überhaupt 
vorzeitig zu beenden. Bis zum vorgegebenen Termin Mitte April 2007 
langten acht verbindliche Kaufangebote ein; das höchste Gebot lag 
bei 7,8 Mill. EUR.

In der zweiten Hälfte des April 2007 trat die ÖBB–Immobilienmanage-
ment Gesellschaft mbH an drei mit den neuen Eigentümern der Lie-
genschaft Elisabethstraße 18 in Verbindung stehende Rechtsanwälte 
in der Hoffnung heran, einen ähnlich hohen Verkaufserlös zu erzie-
len. Sie übermittelte ihnen ein Kaufangebot mit dem Mindestkaufpreis 
der zweiten Runde und lud einen von ihnen zur Verkaufsverhandlung 
ein. Diese Personen hatten weder an der ersten noch an der zweiten 
Runde des Verfahrens teilgenommen und somit nicht die Vorausset-
zungen des Verfahrens erfüllt. Sie beteiligten sich auch nicht am wei-
teren Verfahren.

(3) In der Mitte Mai 2007 durchgeführten dritten und letzten Phase lud 
die ÖBB–Immobilienmanagement Gesellschaft mbH die verbliebenen 
acht Interessenten zur Teilnahme an einer fi nalen Verkaufsverhand-
lung für den 22. Mai 2007 ein. Sie wies darauf hin, dass der ermittelte 
Bestbieter und — für den Fall seines Ausfalls — auch der Zweitplat-
zierte mit ihrem Kaufangebot bis zum 30. Juni 2007 im Wort zu blei-
ben hätten. Weiters erinnerte sie nochmals an die zeitgerechte Erbrin-
gung der Bonitätsnachweise. 

Drei der geladenen Bieter brachten keine entsprechenden Nachweise 
bei; die vorgelegten Nachweise waren äußerst unterschiedlichen Inhalts. 
Für einzelne Bieter wurden eine „ausreichende Vermögenssphäre“ oder 
fi nanzielle Mittel in Höhe ihres letzten Kaufangebots von deren Haus-
banken bestätigt. Hingegen sahen es andere Bieter als ausreichend an, 
auf frühere Geschäftsfälle mit der Immobilienmanagementgesellschaft 
des Bundes mbH oder der Gemeinde Wien zu verweisen. Die Boni-
tätsnachweise langten teilweise erst am Tag der Verkaufsverhandlung 
ein oder wurden, wie beim späteren Bestbieter, mündlich entgegen-
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genommen. Eine nachvollziehbare Prüfung und Bewertung der Boni-
tätsnachweise erfolgte nicht.

An der notariell protokollierten fi nalen Verkaufsverhandlung nahmen 
schließlich vier der acht verbliebenen Interessenten teil; den Zuschlag 
erhielt der Bestbieter mit einer Summe von 9,1 Mill. EUR.

Die abschließende Zustimmung zur Genehmigung des Rechtsgeschäfts 
erteilte der Aufsichtsrat der ÖBB–Infrastruktur Bau Aktiengesellschaft 
im Juni 2007.

Der Bestbieter kam der zwei Tage nach der Zuschlagserteilung erfolgten 
Aufforderung zur Einzahlung des Kaufpreises innerhalb der vorgese-
henen Frist nicht nach; auch eine gesetzte Nachfrist verstrich erfolglos. 
Daher trat die ÖBB–Immobilienmanagement Gesellschaft mbH rund 
einen Monat nach der Verkaufsverhandlung an den zweitplatzierten 
Bieter heran. Dieser gründete eine objektbezogene Immobilienentwick-
lungs GmbH, mit der Ende Juli 2007 der Kaufvertrag abgeschlossen 
wurde. Die Immobilie wurde Anfang August 2007 übergeben.

Auf eine Klage gegen den ursprünglichen Bestbieter, seinen gefer-
tigten Vertrag zu erfüllen, verzichtete die ÖBB–Immobilienmanage-
ment Gesellschaft mbH aufgrund der nur geringen Preisdifferenz von 
50.000 EUR.

 27.2 (1) Der RH anerkannte die Bemühungen der ÖBB–Immobilienmanage-
ment Gesellschaft mbH, durch eine bestmögliche Publikation des Ver-
kaufes eine möglichst große Zahl an Interessenten anzusprechen. Wei-
ters anerkannte er den deutlich über dem gutachterlich festgestellten 
Verkehrswert liegenden Verkaufserlös.

Er bemängelte jedoch die Ungleichbehandlung der Interessenten durch 
die nachträglich für einzelne Personen eröffnete Möglichkeit eines 
direkten Einstiegs in die fi nale Verkaufsverhandlung. Der RH wies 
auf die willkürliche Vorgangsweise bei der Einbeziehung von nach-
träglichen Interessenten hin. Beim Verkauf der Liegenschaft Friedrich-
straße 4 wurde nämlich zu spät kommenden Kaufi nteressenten eine 
Teilnahme am weiteren Verfahren verwehrt (siehe dazu TZ 31).

Der RH empfahl, den von der ÖBB–Immobilienmanagement Gesell-
schaft mbH als „Tenderverfahren“ bezeichneten Ablauf des Verkaufes 
bereits im Vorfeld ausreichend klar darzulegen.
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(2) Die eingeforderten Bonitätsnachweise beurteilte der RH als teil-
weise nur bedingt geeignet, die fi nanzielle Verlässlichkeit von Interes-
senten sicherzustellen. Inhalt und Vorlagetermin der Bonitätsnachweise 
sollten vorgegeben und zeitgerecht einer dokumentierten Beurteilung 
unterzogen werden.

(3) Weiters empfahl der RH, die Möglichkeit zu prüfen, für geplante 
Verkäufe die Zustimmung der Eigentümerin im Vorhinein unter Fest-
legung eines Mindesterlöses einzuholen. Bislang erfolgte das gesamte 
Verfahren vorbehaltlich der nachträglichen Zustimmung der Eigentü-
merin und beinhaltete somit auch Unwägbarkeiten für den Käufer.

 27.3 Laut Stellungnahme der ÖBB–Immobilienmanagement Gesellschaft mbH 
sei eine Ungleichbehandlung von Interessenten nicht erfolgt, weil die 
nachträgliche Einladung zu den Konditionen des vorliegenden Bestan-
gebots erging. Sie habe dabei auch nicht willkürlich gehandelt, sondern 
aufgrund der speziellen Situation die neuen Eigentümer der angren-
zenden Liegenschaft eingeladen. Aus objekttechnischen Gründen hätte 
es Sinn gemacht, die beiden Liegenschaften gemeinsam durch den 
zukünftigen Liegenschaftseigentümer zu nutzen. Damit sollte auch der 
wirtschaftliche Erlös der Gesellschaft bestmöglich optimiert werden. 
Das Verkaufsverfahren sei klar und transparent gewesen. Es müsste 
aber zur Optimierung des Erfolges ein gewisser Handlungsspielraum 
für den Eigentümer bestehen.

Die Anregung des RH, für geplante Verkäufe die Zustimmung der Eigen-
tümerin im Vorhinein unter Festlegung eines Mindesterlöses einzuho-
len, würde geprüft.

 27.4 Der RH verblieb bei seiner Ansicht, das Tenderverfahren wäre unklar 
gewesen, weil die Anzahl der Verhandlungsrunden offen war und die 
ÖBB–Immobilienmanagement Gesellschaft mbH dem Grundstücksei-
gentümer damit auch einen „gewissen Handlungsspielraum“ einräu-
men wollte. Er verblieb auch bei seiner Ansicht, dass eine Ungleich-
behandlung der Interessenten erfolgte.
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 28.1 (1) Die im Eigentum der ÖBB–Infrastruktur Bau Aktiengesellschaft 
befi ndliche Liegenschaft in Wien, Friedrichstraße 4 bestand aus 
zwei bebauten Grundstücken mit einer Gesamtfl äche von 2.420 m2. 
Die Nettonutzfl äche der beiden Gebäude belief sich insgesamt auf 
13.374,25 m2. Die Bauwerke wurden nicht zeitgleich errichtet und 
wiesen auch eine unterschiedliche Anzahl von Stockwerken auf. Die 
höhenmäßig versetzten Geschoße waren über Durchgänge miteinan-
der verbunden.

Die letzten konzerninternen Bestandverträge endeten im Mai 2006. 
Mit sechs externen Mietern bestanden Verträge für eine Fläche von 
3.299 m2. Der Jahresnettomietzins betrug 201.153 EUR, wovon 
112.382 EUR auf den größten Bestandnehmer für 1.569,71 m2 entfi e-
len. Dies entsprach 5,97 EUR pro m2 und Monat.

Anfang des Jahres 2006 begann die ÖBB–Immobilienmanagement 
Gesellschaft mbH mit den Verkaufsvorbereitungen für die Liegenschaft 
in der Friedrichstraße 4.

Bei einer Beurteilung der Liegenschaft Anfang Februar 2006 kam die 
ÖBB–Immobilienmanagement Gesellschaft mbH zu dem Ergebnis, dass 
beide Gebäude auch getrennt voneinander zu verwerten wären.

Ein von der ÖBB–Immobilienmanagement Gesellschaft mbH ohne Ein-
holung von Vergleichsangeboten mündlich beauftragtes Sachverstän-
digengutachten wies unter Berücksichtigung der Mietverhältnisse zum 
Stichtag 5. Mai 2006 für die Gesamtliegenschaft einen Verkehrswert von 
25,09 Mill. EUR aus. Eine gesonderte Schätzung der einzelnen Bauwerke 
erfolgte in Ermangelung einer entsprechenden Vorgabe nicht.

Am 30. Juni bzw. 1. Juli 2006 inserierte die ÖBB–Immobilienmanage-
ment Gesellschaft mbH in einer deutschen und einer Schweizer Zei-
tung sowie in drei großen inländischen Tageszeitungen den Verkauf 
der beiden Liegenschaften als Einheit um einen Mindestverkaufspreis 
von 26 Mill. EUR. Obwohl die Gesellschaft ursprünglich überlegt hatte, 
die beiden Gebäude auch einzeln anzubieten, eröffnete sie den Inte-
ressenten diese Alternative nicht.

Bis zum Ende der Angebotsfrist am 24. Juli 2006 bekundeten 54 Unter-
nehmen aufgrund der Inserate ihr Kaufi nteresse. Die ÖBB–Immobilien-
management Gesellschaft mbH kontaktierte zusätzlich 22 Unternehmen, 
die aus der Sicht der ÖBB–Immobilienmanagement Gesellschaft mbH 
als mögliche Käufer in Betracht kamen.
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Jenen Unternehmen, welche erst nach Ablauf der Angebotsfrist um 
Zusendung von Verkaufsunterlagen ersucht hatten, wurde die Teil-
nahme am Verkaufsverfahren verwehrt.

Wegen der großen Nutzfl äche und des dadurch bedingten hohen Mindest-
kaufpreises schieden 53 Interessenten, denen Verkaufsunterlagen über-
mittelt worden waren, freiwillig aus dem Verkaufsverfahren aus. Sechs 
Unternehmen nahmen an Objektbesichtigungen im Juli 2006 teil.

Danach gab ein inländisches Unternehmen ein mit 7. August 2006 
befristetes, verbindliches Angebot in der Höhe von 26 Mill. EUR ab. 
Vor Ablauf der Frist verlängerte es das Angebot bis zum 4. Septem-
ber 2006.

Ein zweites Unternehmen mit Firmensitz in Deutschland übermittelte 
ein unverbindliches Angebot mit 29 Mill. EUR, zog dieses jedoch am 
4. September 2006 wegen Unwirtschaftlichkeit des Projektes und feh-
lender Bestandfreiheit zurück.

Das inländische Unternehmen verblieb als einziger Interessent. Die 
ÖBB–Immobilienmanagement Gesellschaft mbH nahm am 4. Septem-
ber 2006 dessen Angebot vorbehaltlich der Zustimmung des Vorstan-
des und des Aufsichtsrates der ÖBB–Infrastruktur Bau Aktiengesell-
schaft an.

(2) Eine Neuvermessung der beiden Gebäude im Oktober 2006 ergab 
eine um 523 m2 größere Nutzfl äche. Die ÖBB–Immobilienmanagement 
Gesellschaft mbH bewertete diese beiden Tatsachen mit einer Stei-
gerung des Verkehrswertes um 2,05 Mill. EUR. Bei daraus folgenden 
Preisneuverhandlungen Ende Oktober 2006 einigten sich ÖBB–Immo-
bilienmanagement Gesellschaft mbH und der verbliebene Bieter auf 
einen um 1 Mill. EUR höheren Kaufpreis von 27 Mill. EUR. Die ÖBB–
Immobilienmanagement Gesellschaft mbH legte einen diesbezüglichen 
Bericht der ÖBB–Infrastruktur Bau Aktiengesellschaft zur Bewilligung 
des Rechtsgeschäftes durch deren Vorstand vor, ohne jedoch darin die 
zuvor ermittelte Wertsteigerung von rd. 2 Mill. EUR zu erwähnen.

Der Vorstand und der Aufsichtsrat genehmigten in ihren Sitzungen vom 
November und Dezember 2006 den Verkauf der Liegenschaft Fried-
richstraße 4 um 27 Mill. EUR an eine vom verbliebenen Bieter eigens 
gegründete Entwicklungsgesellschaft.

Liegenschaftsverkauf Wien, Friedrichstraße 4
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 28.2 Für den RH war nicht nachvollziehbar, warum die ÖBB–Immobilien-
management Gesellschaft mbH die Möglichkeit einer getrennten Ver-
wertung der beiden Gebäudeteile bzw. Einlagezahlen (EZ) nicht weiter 
verfolgte. Er bemängelte, dass sich die ÖBB–Immobilienmanagement 
Gesellschaft mbH der Möglichkeit begab, durch ein getrenntes Anbie-
ten der beiden Objekte eine größere Anzahl von Interessenten anzu-
sprechen.

Der RH kritisierte die nicht erfolgte Information des Vorstandes und 
des Aufsichtsrates der ÖBB–Infrastruktur Bau Aktiengesellschaft hin-
sichtlich des um 2,05 Mill. EUR erhöhten Verkehrswertes als Folge der 
Aufl ösung eines Mietvertrages und der durch die Neuvermessung fest-
gestellten höheren Nutzfl äche. Dadurch konnte für die das Rechtsge-
schäft genehmigenden Gremien der Eigentümerin der Eindruck ent-
stehen, dass der Verkaufserlös über dem gutachterlich festgestellten 
Verkehrswert lag, obwohl er unter Berücksichtigung der selbst errech-
neten Wertsteigerung geringer als der Verkehrswert war.

 28.3 Laut Stellungnahme der ÖBB–Immobilienmanagement Gesellschaft mbH 
sei eine getrennte Verwertung theoretisch rechtlich möglich, aber wegen 
der gesamten Struktur der Liegenschaft nicht sinnvoll gewesen. Es sei 
sehr wahrscheinlich, dass der weitaus attraktivere Teil der Liegen-
schaft verkauft worden, aber der Verkauf des Restbestandes mit großen 
Unwägbarkeiten verbunden gewesen wäre.

 28.4 Da beide Objekte unabhängig voneinander errichtet worden waren 
und unterschiedliche Geschoßhöhen hatten, bildeten sie nach Ansicht 
des RH keinen homogenen unteilbaren Baukörper. Er blieb daher bei 
seiner Ansicht, dass durch die zusätzliche Variante des getrennten Ver-
kaufes möglicherweise eine größere Anzahl von Interessenten ange-
sprochen worden wäre.

 29.1 (1) Die aufgrund einer Umstrukturierung des Bahnbetriebs entbehr-
lich gewordenen Areale Frachtenbahnhof (90.500 m2) und Traktions-
gelände (75.000 m2) sollten einer Verwertung zugeführt werden. Diese 
Flächen stellten gemeinsam mit dem Gebiet um die Poschacherstraße 
einen maßgeblichen Teil eines Entwicklungskonzeptes für den Stadt-
teil Linz Mitte dar.

Liegenschaftsver-
kauf Linz, Frachten-
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Im September 2004 beschloss der Gemeinderat der Stadt Linz (Lan-
deshauptstadt Linz) einen gemeinsam mit der ÖBB–alt erarbeiteten 
Masterplan, der eine Absichtserklärung für die Stadtteilentwicklung 
darstellte. Im Bereich des ehemaligen Frachtenbahnhofes sollte ein 
Wohngebiet mit Grünräumen entstehen. Auf dem Traktionsgelände 
war die Ansiedlung von Handel und Gewerbe vorgesehen. Im Bereich 
der Poschacherstraße war eine gemischte Nutzung aus Wohnbauten, 
Büro– und Geschäftszonen mit Grünräumen geplant.

(2) Im Mai 2005 erklärte sich die Stadt Linz bereit, das Gebiet des ehe-
maligen Frachtenbahnhofes zwecks Umsetzung der geplanten Wohn-
verbauung anzukaufen. Nach weiteren Verhandlungen bot die Stadt 
Linz für eine Fläche von 85.000 m2 einen Kaufpreis von 90 EUR pro m2. 
Weiters behielt sie ein Teilgebiet von rd. 5.000 m2 mit der Option einer 
höherwertigen Nutzung, wie sie z.B. ein Büroturm darstellt.

Im Juli 2005 empfahl die ÖBB–Immobilienmanagement Gesell-
schaft mbH dem Vorstand der ÖBB–Infrastruktur Bau Aktiengesell-
schaft den Verkauf der genannten Fläche von 85.340 m2 zu einem 
Kaufpreis von rd. 7,68 Mill. EUR. Der Stadt Linz als Käuferin fi el die 
Übernahme von Bestandverhältnissen für zwei Unternehmen sowie das 
Risiko für Kontamination und Kriegsrelikte zu. Der Abbruch der Anla-
gen und Objekte, dessen Kosten auf Grundlage eines eingeholten Ange-
bots mit 1,12 Mill. EUR geschätzt wurden, oblag der Verkäuferin.

(3) Im August 2005 erteilten Vorstand und Aufsichtsrat der ÖBB–Infra-
struktur Bau Aktiengesellschaft unter diesen Bedingungen ihre Zustim-
mung zum Verkauf. Im Kaufvertrag war jedoch nur mehr von der Kon-
tamination des Kaufgegenstandes durch Schadstoffe die Rede. Hinweise 
auf Kriegsrelikte fehlten trotz des Bestehens von Bombenverdachts-
fl ächen. Die ÖBB–Immobilienmanagement Gesellschaft mbH vertrat 
die Ansicht, dass unter Kontaminationsrisiken auch Kriegsrelikte fi e-
len. Der Kaufvertrag enthielt den ausdrücklichen Hinweis, dass bei 
der Festlegung des vereinbarten Kaufpreises das Kontaminationsri-
siko berücksichtigt worden sei. Die eventuell erforderlichen Aufwen-
dungen waren jedoch nicht beziffert.

Auch hinsichtlich der durchzuführenden Abbrucharbeiten ergaben sich 
inhaltliche Unterschiede zum Vorstandsbericht. Während in diesem 
Hochbauten und technische Anlagen angeführt waren, schienen im 
Kaufvertrag auch unterirdische Anlagen, wie Ölabscheider, Schlamm-
fänge, Tankräume und Bunker, auf. Unterirdische Einbauten waren 
— abgesehen von einer Anzahl von Schächten — im Angebot für die 
Baufeldfreimachung nicht enthalten.

Liegenschaftsverkauf Linz, Frachtenbahnhof
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 29.2 Der RH bemängelte die inhaltlichen Abweichungen zwischen dem — 
auf dem Antrag der ÖBB–Immobilienmanagement Gesellschaft mbH 
basierenden — Vorstands– bzw. Aufsichtsratsbeschluss und dem Kauf-
vertrag in Bezug auf die Baufeldfreimachung. Auch die nicht ausdrück-
liche Aufnahme von Kriegsrelikten in den Kaufvertrag stellte ein nicht 
abschätzbares rechtliches und wirtschaftliches Risiko für die Verkäu-
ferin dar.

 29.3 Laut Stellungnahme der ÖBB–Immobilienmanagement Gesellschaft mbH 
seien die Kriegsrelikte nicht im Kaufvertrag erwähnt worden, weil nach 
dem übereinstimmenden Parteiwillen von Käuferin und Verkäuferin mit 
der Übernahme des Kontaminationsrisikos auch das Risiko wegen der 
(beiden Parteien bekannten) Kriegsrelikte gemeint war. Zur Baufeld-
freimachung seien im Kaufvertrag Klarstellungen zur Vermeidung spä-
terer Meinungsverschiedenheiten getroffen worden. Die Kritik des RH 
an den Abweichungen zwischen Vorstands– bzw. Aufsichtsratsbeschluss 
und dem Kaufvertrag könne daher nicht nachvollzogen werden.

 29.4 Der RH entgegnete, dass insbesondere bei übereinstimmendem Partei-
willen betreffend die Kriegsrelikte vertragliche Unschärfen und even-
tuell daraus resultierende künftige Meinungsverschiedenheiten hätten 
vermieden werden können. Dies insbesondere deshalb, weil die kauf-
gegenständliche Liegenschaft als Bombenverdachtsfl äche ausgewiesen 
war und Ausmaß sowie Räumungskosten unbekannt waren. Diese Vor-
gangsweise stand jedenfalls im Gegensatz zu den vertraglichen Klar-
stellungen zur Vermeidung von Meinungsverschiedenheiten bei der 
Baufeldfreimachung. In den Vertrag wurden zusätzliche Objekte aufge-
nommen, obwohl die ÖBB–Immobilienmanagement Gesellschaft mbH 
zuvor angeblich eine sehr genaue Bestandaufnahme durchgeführt hatte 
und diese Objekte auch im Angebot der Abtragsarbeiten nicht enthal-
ten waren.

 30.1 (1) Im Eigentum der ÖBB–Infrastruktur Bau Aktiengesellschaft befand 
sich eine Liegenschaft an der Poschacherstraße im Stadtteil Lustenau 
in Linz. Auf dem rd. 7.200 m2 großen Areal stand die Poschacher Villa, 
ein von einer parkähnlichen Fläche umgebener historischer Bau. Auf 
drei Geschoßen und in dem fünfgeschoßigen Turm stand eine Nutzfl ä-
che von insgesamt rd. 580 m2 zur Verfügung. Weiters befand sich auf 
der Liegenschaft ein ebenerdiges Nebengebäude nahe der Einfahrt. 

Liegenschaftsver-
kauf Poschacher 
Villa, Linz
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Das Hauptgebäude wurde bis zum Jahr 2000 als Wohnheim für ÖBB–
Bedienstete genutzt. Danach waren Teile verschiedenen ÖBB–internen 
Freizeitvereinen und anderen Nutzern unentgeltlich und gegen jeder-
zeitigen Widerruf überlassen. Da keine nennenswerten Erlöse erzielt 
werden konnten, die Liegenschaft nicht betriebsnotwendig war und 
sich Kaufi nteressenten meldeten, überlegte die ÖBB–alt im Jahre 2000 
erstmals den Verkauf der Liegenschaft.

Mitte 2004 vereinbarte die ÖBB–alt mit der Immobilien Linz GmbH & 
Co KEG, dass die Stadt nach Vorlage eines Schätzgutachtens ein Kauf-
angebot legen werde. Auf die Einholung eines eigenen Gutachtens ver-
zichtete sie. Das im August 2004 über Auftrag der Stadt Linz erstellte 
Gutachten wies einen Verkehrswert von 560.000 EUR aus. Davon ent-
fi elen 250.000 EUR auf den Baulandanteil von 3.250 m2 samt Objekt 
und 310.000 EUR auf den Grünlandanteil von 3.948 m2. Im Gutachten 
wurde ein Verkehrswert ermittelt, der auch bei einer Bewertung des 
Gebäudes mit Null und einem Abschlag für einen möglichen Denk-
malschutz deutlich unter dem Bodenwert lag. Das Gutachten nahm 
die ÖBB–Immobilienmanagement Gesellschaft mbH ohne eine weitere 
Plausibilitätsprüfung zur Kenntnis.

Bezugnehmend auf dieses Gutachten legte die Stadt Linz ein Kaufan-
gebot in Höhe des ausgewiesenen Verkehrswertes von 560.000 EUR 
vor.

Im November 2004 teilte die ÖBB–alt der Stadt Linz mit, dass dieser 
Kaufpreis zu niedrig sei, nannte im Gegenzug einen zu erzielenden 
Mindestkaufpreis von 1,15 Mill. EUR und kündigte an, Vergleichsan-
gebote bei weiteren vorhandenen Kaufi nteressenten einzuholen. Der 
Stadt Linz sollte jedoch der Vorzug eingeräumt werden, um andere 
Verwertungsprojekte nicht zu gefährden.

Im November 2005 legte die Stadt Linz ein überarbeitetes Angebot in 
gleicher Höhe vor, in dem auch eine preisliche Nachbesserung in Höhe 
von 380.000 EUR für den Fall der Umwidmung von Teilfl ächen auf 
Bauland enthalten war. Die nunmehr zuständige ÖBB–Immobilienma-
nagement Gesellschaft mbH blieb bei den ursprünglichen Preisvorstel-
lungen und ersuchte um nochmalige Überarbeitung des Angebots.

Im Jänner 2006 kündigte die ÖBB–Immobilienmanagement Gesell-
schaft mbH an, die Poschacher Villa auf dem freien Markt anbieten zu 
wollen. Bemühungen der Geschäftsführung, einen Makler ausfi ndig zu 
machen, wurden nach wenigen Wochen wieder eingestellt. Gleichzeitig 
hielt sich die ÖBB–Immobilienmanagement Gesellschaft mbH jedoch 
die Möglichkeit einer eigenen Projektentwicklung offen.

Liegenschaftsverkauf Poschacher Villa, Linz
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Bereits im April 2006 stellte die ÖBB–Immobilienmanagement Gesell-
schaft mbH die öffentliche Interessentensuche wieder zurück und 
strebte primär einen Verkauf an die Stadt Linz an.

Im Oktober 2006 übersandte die Stadt Linz einen Kaufvertragsent-
wurf mit einem Kaufpreis von 670.000 EUR. Im November 2006 prüfte 
die ÖBB–Immobilienmanagement Gesellschaft mbH auch die Möglich-
keit, die angrenzende Fläche von 1.814 m2 samt den bestandsmäßigen 
Belastungen zu verkaufen. Ein weiteres Kaufangebot der Stadt bezog 
sich — bei gleichem Preis — auf beide Liegenschaften im Gesamtaus-
maß von 9.012 m2.

Nach Endverhandlung durch die Geschäftsführung der ÖBB–Immobili-
enmanagement Gesellschaft mbH stellte diese im November 2006 den 
Antrag an den Vorstand der Eigentümerin, dem Verkauf der Liegen-
schaft im Ausmaß von 7.198 m2 um 615.000 EUR zuzüglich Umsatz-
steuer zuzustimmen. Dies entsprach lediglich ungefähr der Hälfte der 
ursprünglichen Mindestkaufpreisforderung. Die ÖBB–Immobilienma-
nagement Gesellschaft mbH begründete den ohne Wettbewerb durch-
geführten Verkauf an die Stadt Linz schließlich mit dem schon im Sep-
tember 2004 beschlossenen Masterplan für die Stadtteilentwicklung.

(2) Im November 2006 machte der Vorstand der ÖBB–Infrastruktur Bau 
Aktiengesellschaft seine Zustimmung zum Verkauf an die Stadt Linz 
von folgenden Bedingungen abhängig:

–  Erstellung einer Gesamtwirtschaftlichkeitsberechnung für die Bereiche 
Frachtenbahnhof, Poschacher Villa und Traktionsgelände, 

– Umwidmung der im Eigentum der ÖBB–Infrastruktur Bau Aktien-
gesellschaft verbleibenden Flächen und

– Betrachtung aller Geschäftsfälle als Gesamtpaket.

Im Februar 2007 gab der Vorstand seine Forderung nach einer vor 
dem Verkauf stattfi ndenden Umwidmung auf. In der zwischenzeitlich 
vorgelegten Gesamtwirtschaftlichkeitsberechnung fehlte die Poscha-
cher Villa. Sie wies einen erwarteten Gesamterlös von rd. 17 Mill. EUR 
aus. Nach der Zustimmung des Aufsichtsrates im März 2007 kam es 
im Juni 2007 zum Abschluss des Kaufvertrages.

ImmobiliengebarungLiegenschaftsverkauf Poschacher Villa, Linz
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 30.2 Der RH bemängelte

– die offensichtlich fehlende Strategie beim Verkauf der Poschacher 
Villa, weil die Vorgaben hinsichtlich des erwarteten Kaufpreises, der 
Durchführung eines öffentlichen Wettbewerbes und des zu veräu-
ßernden Liegenschaftsumfanges mehrmals wechselten;

– die offensichtlich fehlende Gesamtstrategie zur optimalen Nutzung 
der bestehenden großen, zusammenhängenden Flächen im Hinblick 
auf die vorteilhaften Entwicklungspotenziale bei der bevorstehen-
den Stadtteilerneuerung;

– die Übernahme der im Gutachten getroffenen Aussagen ohne eine 
ausreichende Plausibilitätsprüfung;

– die Nichteinholung eines eigenen, auf die Interessen der Verkäuferin 
ausgerichteten Gutachtens, trotz der großen Betragsdifferenz zwi-
schen dem im Gutachten der Stadt Linz ausgewiesenen Verkehrs-
wert von 560.000 EUR und den eigenen Erlöserwartungen in Höhe 
von 1,15 Mill. EUR;

– den tatsächlichen Verkauf um lediglich ungefähr die Hälfte der 
ursprünglichen Mindestkaufpreisforderung.

Die von der ÖBB–Immobilienmanagement Gesellschaft mbH angespro-
chene Gesamtpaketlösung konnte der RH weder zeitlich noch sachlich 
nachvollziehen. Der Abschluss des Kaufvertrages für den Frachten-
bahnhof erfolgte bereits im Sommer 2005, die Absicht, für die Poscha-
cher Villa eine öffentliche Interessentensuche durchzuführen, bestand 
jedoch noch Anfang 2006. Weiters wurde im Rahmen des Verkaufs des 
Frachtenbahnhofs bei der Berichterstattung an den Vorstand nicht von 
einer Paketlösung ausgegangen.

Der RH wies neuerlich auf seine Empfehlungen in Zusammenhang mit 
der Notwendigkeit einer Immobilienstrategie hin.

 30.3 Laut Stellungnahme der ÖBB–Immobilienmanagement Gesellschaft mbH 
habe sie — entgegen den Feststellungen des RH — das Gutachten auf 
Plausibilität geprüft. Die vom Gutachter angenommene künftige Stel-
lung unter Denkmalschutz sei bisher nicht erfolgt, könne aber tatsäch-
lich jederzeit eingeleitet werden. 

Liegenschaftsverkauf Poschacher Villa, Linz
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Die relativ niedrige Bewertung sei ausschließlich auf das angewandte 
Verhältnis von 5:1 zwischen Ertragswert und Sachwert zurückzufüh-
ren. Der genannte Preis von 1,15 Mill. EUR sei gegenüber der Stadt 
Linz aus taktischen Gründen ins Spiel gebracht worden. Es habe sich 
hiebei selbstverständlich nicht um einen realistischerweise erwarteten 
Verkaufserlös gehandelt. 

Zum Vorwurf der fehlenden Strategie merkte die ÖBB–Immobilienma-
nagement Gesellschaft mbH an, dass es schon begriffl ich nicht mög-
lich sei, immer die gleiche Strategie zu verfolgen, wenn die handeln-
den Personen ausgetauscht und die agierenden Firmen umstrukturiert 
würden. 

Eine Gesamtpaketlösung setze weiters nicht voraus, dass die einzel-
nen Geschäftsfälle zur gleichen Zeit abgewickelt würden, denn selbst-
verständlich könne ein Geschäftsfall auch noch nachträglich in ein 
Gesamtpaket miteinbezogen werden, sofern dessen Ergebnis stimmt.

 30.4 (1) Der RH entgegnete, dass eine schematische Bestimmung des Ver-
kehrswertes aus dem gewichteten Mittel des Ertrags– und Sach-
wertes seit der letzten Novelle des Liegenschaftsbewertungsgesetzes 
im Jahr 1992 als methodisch veraltet gilt. Er erinnerte daran, dass bei 
der gegenständlichen Ermittlung der Verkehrswert sogar unter dem 
Bodenwert lag.

(2) Der RH konnte nicht nachvollziehen, dass der von der ÖBB–Immobi-
lienmanagement Gesellschaft mbH gegenüber der Stadt Linz genannte 
Preis von 1,15 Mill. EUR aus taktischen Gründen ins Spiel gebracht 
worden sei und es sich hiebei selbstverständlich nicht um einen rea-
listischerweise erwarteten Verkaufserlös handelte. In einem noch von 
der ÖBB–alt in Auftrag gegebenen Bericht aus dem Jahr 2003 war für 
die Liegenschaft ein möglicher Nettoerlös nach Abzug der Vorleis-
tungskosten von 1,65 Mill. EUR ausgewiesen.

 31.1 Im Jahr 1985 gab die ÖBB–alt der Stadtgemeinde Gmunden zum Zweck 
einer Freizeit– und Erholungsanlage Flächen von rd. 13.350 m2 auf 
unbestimmte Zeit in Bestand. Im September 1998 bemühte sich die 
Stadt um den Ankauf dieser Flächen und gab ihre Preisvorstellung 
auf Basis eines von ihr eingeholten Gutachtens mit rd. 193.000 EUR 
bekannt. Nach Abschluss des internen Stellungnahmeverfahrens teilte 
die ÖBB–alt im Jänner 1999 mit, dass die laufende Bestandgabe einem 
Verkauf vorgezogen werde.

Liegenschaftsver-
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Im April 2001 erneuerte die Stadtgemeinde Gmunden ihr Interesse am 
Ankauf einer Teilfl äche im Ausmaß von 6.500 m2, um diese interes-
sierten Hotelinvestoren im Wege eines Baurechtsvertrages anzubieten. 
Die Verlegung des Seebahnhofes und eine entsprechende Umwidmung 
waren Voraussetzung für dieses Projekt. In der Folge erteilte die Stadt 
den Auftrag zur Erstellung eines Gutachtens an einen mit der ÖBB–alt 
einvernehmlich ausgewählten Sachverständigen. Dieser wies im Gut-
achten vom August 2001 in Abhängigkeit von der Widmung und Nut-
zung verschiedene, zwischen 1,25 Mill. EUR und 1,69 Mill. EUR lie-
gende Verkehrswerte für eine Fläche von 12.061 m2 aus.

Im Juni 2004 trat die Stadtgemeinde Gmunden, nachdem sie eine Inte-
ressenten– und Investorengruppe für dieses Projekt gefunden hatte, an 
die ÖBB–alt erneut heran. Die Eigentümerin war nunmehr an einem 
Verkauf des gesamten Geländes interessiert. Die Stadtgemeinde Gmun-
den und die ÖBB–alt vereinbarten, dass die Käuferin ein Gutachten 
über den Verkehrswert des Areals einholen sollte, welches dann dem 
Verkaufspreis zugrunde gelegt werden sollte. 

Die ÖBB–alt sagte bereits zu diesem Zeitpunkt zu, von einer öffent-
lichen Ausschreibung Abstand zu nehmen. Als Gründe wurden die Bin-
dung an den Bestandvertrag, der eine Aufl ösung nur aus betrieblichen 
oder sonstigen schwerwiegenden Gründen vorsah, sowie die Möglich-
keit der Stadtgemeinde Gmunden, jeden anderen Bewerber durch Nicht-
widmung der Grundfl ächen auszuschließen, angeführt.

Das im Juli 2004 aufl iegende Gutachten wies für eine Gesamtfl äche von 
20.621 m2 einen Verkehrswert von 752.000 EUR aus. Noch im selben 
Monat erging ein Verkaufsangebot an die Stadtgemeinde Gmunden. 
Der Vorstand der ÖBB–alt stimmte dem Verkauf unter der Bedingung 
zu, dass Umwidmungserlöse in den nächsten zehn Jahren zu 50 % an 
die Verkäuferin abzuführen sind. Die Kosten für die Verlegung des See-
bahnhofes und das Kontaminierungsrisiko lagen bei der Käuferin.

Der Kaufvertrag für das bereits von den Gremien der ÖBB–alt und der 
Stadtgemeinde Gmunden genehmigte Rechtsgeschäft kam jedoch nicht 
zustande, da die Stadtgemeinde Gmunden im April 2005 den Wunsch 
äußerte, auch ein nördlich gelegenes Grundstück im Ausmaß von rd. 
3.200 m2 zu erwerben.

Liegenschaftsverkauf, Seebahnhof Gmunden
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In einem Nachtrag zum letzten Gutachten mit Datum vom Jänner 2006 
ermittelte der Sachverständige einen Verkehrswert von 103.000 EUR 
für die Erweiterungsfl äche. Für die gleiche Fläche holte auch die ÖBB–
Immobilienmanagement Gesellschaft mbH ihrerseits ein Gutachten ein, 
das Anfang Juli 2006 vorlag und mit 275.000 EUR einen deutlich 
höheren Verkehrswert auswies.

Noch im gleichen Monat holte die ÖBB–Immobilienmanagement Gesell-
schaft mbH ein weiteres Gutachten eines Sachverständigen aus Wien, 
welches sich auf das gesamte Areal von 24.139 m2 bezog. Das Gutach-
ten wies unter Zugrundelegung der derzeitigen Widmung einen Ver-
kehrswert von rd. 1,16 Mill. EUR, unter Berücksichtigung einer Hotel-
widmung rd. 1,89 Mill. EUR aus.

Im Februar 2007 legte der „Verein zur Förderung der Infrastruktur der 
Stadtgemeinde Gmunden & Co KG“ ein Angebot zum Abschluss eines 
Kaufvertrages. Darin war das gesamte bisher verhandelte Areal im Aus-
maß von 24.021 m2 mit einem Kaufpreis von rd. 2,72 Mill. EUR ent-
halten. Dieser Stand der Verhandlungen bildete den Inhalt eines noch 
im selben Monat an den Vorstand der ÖBB–Infrastruktur Bau Aktien-
gesellschaft als Eigentümervertreter gerichteten Antrags. Nach dem 
Vorliegen des Vorstands– und des ebenfalls einzuholenden Aufsichts-
ratsbeschlusses erfolgten im Mai 2007 die Fertigung des Kaufvertrages 
und im Juni 2007 die Übergabe der Liegenschaft.

 31.2 Der RH bemängelte die von der ÖBB–alt in der Vergangenheit abge-
schlossenen unvorteilhaften Verträge, die in Ermangelung von Aus-
stiegsszenarien spätere Verwertungsmöglichkeiten der Eigentümerin 
stark einschränkten.

 32.1 Die ÖBB–alt vermietete ab 1. Jänner 1964 auf unbestimmte Zeit ein 
3.345 m2 großes, unbebautes Grundstück am St. Leonharder See bei 
Villach für Zwecke eines Gasthaus– und Badebetriebes an eine Interes-
sentin. Diese führte auf der ihr gehörenden Nachbarliegenschaft einen 
Gastronomiebetrieb. Durch einen Grundstückstausch im Jahr 1966 
verringerte sich die Mietfl äche um 200 m2 auf 3.145 m2. Ab dem 
Jahr 1973 trat der Sohn der Bestandnehmerin in diesen Vertrag ein. 
Der Bestandzins betrug zuletzt rd. 5.000 EUR pro Jahr.

Ab November 2001 war die ÖBB–alt um die Aufl ösung des Bestand-
vertrages bemüht. Sie begründete dies damit, dass seit mehreren Jah-
ren jeglicher Geschäftsbetrieb auf dem Bestandobjekt eingestellt war 
und daher nicht zu der im Vertrag bedungenen geschäftlichen Betäti-
gung regelmäßig verwendet wurde.

Liegenschaftsver-
kauf am St. Leon-
harder See, Villach

ImmobiliengebarungLiegenschaftsverkauf, Seebahnhof Gmunden
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Im Rahmen eines gerichtlichen Kündigungsverfahrens bekundete der 
Bestandnehmer gegenüber der ÖBB–alt sein Interesse am Kauf der Lie-
genschaft. Der Bestandnehmer beauftragte im November 2002 einen 
Gutachter mit der Ermittlung des Verkehrswertes. Laut Flächenwid-
mungsplan waren 351 m2 als Bauland Kurgebiet und 2.795 m2 als 
Grünland–Bad ausgewiesen.

Der Sachverständige bewertete Teilfl ächen

– der gleichen Widmung Grünland Bad mit 75 EUR pro m2, bzw. mit 
255 EUR pro m2,

– das Bauland Kurgebiet hingegen mit 165 EUR pro m2, obwohl er 
als Vergleichswerte zwei im Jahr 1999 durchgeführte Grundstücks-
verkäufe mit erzielten Quadratmeterpreisen in Höhe von 252 EUR 
pro m2 für eine Widmung „Grünland Bad“ anführte.

– Darüber hinaus machte er einen 25 %igen Angleichungsabschlag 
wegen „Anpassung an die Marktlage“ zur Abminderung des Ver-
kehrswertes geltend.

– Den Verkehrswert veranschlagte er schließlich mit 306.000 EUR.

Im Rahmen eines Nachtragsgutachtens vom Februar 2003 reduzierte 
der Sachverständige diesen wegen der grundbücherlichen Sicherstel-
lung einer Dienstbarkeit zur Leitungsführung auf 291.500 EUR. Daraus 
ergab sich ein durchschnittlicher Quadratmeterpreis von 92,68 EUR.

Im Juni 2003 wies die ÖBB–alt auf den im Jahr 2002 erfolgten Verkauf 
eines 400 m2 großen Nachbargrundstückes mit der Widmung Grün-
land–Bad um 250 EUR pro m2 hin. Der Sachverständige sah diesen 
Vergleich wegen einer seiner Meinung nach unterschiedlichen Nut-
zung der beiden Liegenschaften als nicht zutreffend an.

Die ÖBB–alt schaltete im März 2003 und im Februar 2004 Verkaufs-
anzeigen in einer im Bundesland Kärnten erscheinenden Tageszeitung, 
wobei die Widmung als Grünland beschrieben und ein Mindestgebot 
von 291.500 EUR in der Höhe des Verkehrswertes laut Gutachter des 
oben angeführten Kaufi nteressenten bedungen wurde.

Liegenschaftsverkauf am St. Leonharder See, 
Villach
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Im März 2004 legte der Bestandnehmer als einziger von vier Interes-
senten ein verbindliches Angebot über 292.500 EUR. Im November 2005 
einigten sich die nunmehr zuständige ÖBB–Immobilienmanagement 
Gesellschaft mbH und dieser Interessent auf einen Verkaufspreis von 
330.000 EUR. Außerdem vereinbarten sie eine Besserungsklausel für 
den Fall eines Weiterverkaufes innerhalb eines Zeitraums von zehn Jah-
ren sowie die Einstellung des Kündigungsverfahrens. 

Zusätzlich gewährte ihm die ÖBB–Immobilienmanagement Gesell-
schaft mbH eine Rückerstattung des zu Beginn des Kündigungsver-
fahrens im November 2001 irrtümlich überwiesenen, von der ÖBB–
alt einbehaltenen „Mietzinses“ in Höhe von 29.000 EUR, obwohl das 
Bestandverhältnis mangels gerichtlicher Entscheidung noch aufrecht 
war. Die Rückerstattung von 29.000 EUR wurde damit begründet, dass 
der „Mietzins“ seit der Kündigung irrtümlich bezahlt wurde. Eine Ver-
rechnung des tatsächlichen Mietzinses zwischen der Kündigung 2001 
und dem Verkauf 2006 erfolgte nicht.

Im April 2006 stellte die ÖBB–Immobilienmanagement Gesellschaft mbH 
den Verkaufsantrag auf Basis obiger Vereinbarung an den Vorstand der 
ÖBB–Infrastruktur Bau Aktiengesellschaft. Als Widmung dieser Liegen-
schaft gab sie Grünland–Bad an und erwähnte die Widmung Kurge-
biet–Bad nicht. Der Vorstand der ÖBB–Infrastruktur Bau Aktiengesell-
schaft bewilligte im Mai 2006 den Verkauf antragsgemäß.

 32.2 Der RH bemängelte, dass die im Gutachten getroffenen Aussagen 
von der den Verkauf weiterführenden ÖBB–Immobilienmanagement 
Gesellschaft mbH ohne Plausibilitätsprüfung zur Kenntnis genom-
men wurden. Nach Ansicht des RH hätten einige Bewertungsansätze, 
die Widmungen sowie die daraus gezogenen Schlussfolgerungen eine 
kritische Auseinandersetzung mit den Inhalten und erforderlichen-
falls eine Ablehnung des Gutachtens notwendig gemacht. In diesem 
Zusammenhang beanstandete der RH das Fehlen einer eigenen, von 
der ÖBB–Immobilienmanagement Gesellschaft mbH in Auftrag gege-
benen Verkehrswertermittlung.

 32.3 Die ÖBB–Immobilienmanagement Gesellschaft mbH bezeichnete die 
Feststellung des RH, dass der Bestandnehmer den Gutachter beauftragt 
hatte, als unrichtig, weil sich ÖBB und Kaufwerber bzw. Bestandneh-
mer geeinigt hätten, gemeinsam einen Gutachter zu beauftragen. Der 
Sachverständige habe bei seinen Erhebungen keine tatsächlichen Ver-
gleichspreise mit der Widmung „Bauland Kurgebiet“ gefunden, wes-
halb er den Immobilienpreisspiegel und die Grundstückspreise laut 
einer Wirtschaftszeitschrift herangezogen bzw. die Preise bei Immobi-
lientreuhändern erhoben habe. 

ImmobiliengebarungLiegenschaftsverkauf am St. Leonharder See, 
Villach
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Das Grundstück habe keinen Zugang zum See gehabt und sei klein 
gewesen, weshalb der Gutachter den Preis im unteren Segment ange-
setzt und mit 165 EUR pro m2 festgelegt habe. Die zwei als „Grünland 
Bad“ gewidmeten Grundfl ächen habe der Gutachter aufgrund der Lage 
und Konfi guration unterschiedlich bewertet, wobei er die Liegenschaft 
mit Parkplatz und Böschung und ohne Uferzugang mit 75 EUR pro 
m2 und die Liegewiese mit Uferzugang mit 255 EUR pro m2 bewertet 
und — aufgrund seiner Marktkenntnisse — einen Abschlag von 25 % 
gewählt habe. Den Hinweis der ÖBB auf den Verkauf eines 400 m2 
großen schmalen Grundstreifens um 250 EUR pro m2 habe der Gut-
achter mit der Begründung „Liebhaberpreis“ nicht in seine Bewertung 
aufgenommen. 

Abschließend wies die ÖBB–Immobilienmanagement Gesellschaft mbH 
darauf hin, dass viele, intensive und auch kontroversielle Gespräche 
mit allen Beteiligten geführt worden seien. Die Ablehnung des Gutach-
ters bzw. des Gutachtens sei jedoch nicht notwendig gewesen.

 32.4 Der RH entgegnete, dass sowohl beim Bewertungsgutachten als auch 
beim Ergänzungs–Bewertungsgutachten der Rechtsvertreter des 
Bestandnehmers als „Antragsteller“ aufschien. Unterlagen über anders-
lautende Vereinbarungen zwischen der ÖBB–alt und dem Bestandneh-
mer wurden dem RH nicht vorgelegt.

Der RH vertrat weiterhin die Ansicht, dass die unterschiedliche Zonie-
rung der Liegenschaft im Bewertungsgutachten unbegründet war: 

– Die Bebauungsmöglichkeit (Bauland–Kurgebiet) rechtfertigte im 
Hinblick auf die höhere Wertigkeit keinen Abschlag, 

– der Parkplatz war für die Umsetzung der Bauland–Widmung erfor-
derlich und 

– die Hangfl äche war das Ergebnis der Schaffung von Parkmöglich-
keiten. 

Weiters war bei einer Wertermittlung über ein Vergleichswertverfah-
ren ein Abschlag nicht erforderlich.

Liegenschaftsverkauf am St. Leonharder See, 
Villach
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 33.1 (1) Der RH überprüfte jene Liegenschaftsverkäufe am Wolfgangsee 
und am Bodensee, die im Rahmen der Veräußerung der Anteile der 
ÖBB–Personenverkehr Aktiengesellschaft an den Gesellschaften für 
die Wolfgangseeschifffahrt und Schafbergbahn bzw. für die Boden-
seeschifffahrt erfolgten.

Anfang 2006 bewilligten die Gremien der ÖBB–Personenverkehr Akti-
engesellschaft den Verkauf der Geschäftsanteile und im März 2006 
jene der ÖBB–Infrastruktur Bau Aktiengesellschaft die Veräußerung 
der entsprechenden betriebsnotwendigen Liegenschaften.

Im April 2006 verwertete die ÖBB–Personenverkehr Aktiengesellschaft 
ein 1.131 m2 großes Seegrundstück, auf das der Käufer der Geschäfts-
anteile wegen des Verdachts der Kontamination verzichtet hatte. Sie 
ließ die auf 555.000 EUR gutachterlich geschätzte Liegenschaft tei-
len und verkaufte die beiden Grundstücksteile an zwei ortsansässige 
Interessenten um insgesamt 752.000 EUR. Eine öffentliche Interes-
sentensuche unterblieb.

(2) Weiters überprüfte der RH auch den Verkauf eines rd. 600 m2 
großen, wenige Meter breiten an der Bahnstrecke Bleiburg – Villach 
seeseitig gelegenen Grundstreifens, welcher nur wenige Meter vom 
Ufer des Wörthersees entfernt verlief.

 33.2 Der RH hielt kritisch fest, dass beim Verkauf des Grundstückes am 
Wolfgangsee eine öffentliche Interessentensuche unterblieben war.

Weitere überprüfte 
Grundstücksge-
schäfte

Immobiliengebarung
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Schlussbemerkungen/Schlussempfehlungen

 34 Der RH hob die nachfolgenden Empfehlungen hervor:

 (1) Die jeweiligen Organe der ÖBB–Gesellschaften hätten auf ihre 
gesellschaftsrechtliche Verantwortlichkeit zu achten. (TZ 10)

 (2) In Hinkunft wäre eine transparente und nachvollziehbare Vor-
gangsweise bei der Vergabe von Leistungen sicherzustellen, die jeden 
Vorwurf einer einseitigen Bevorzugung einzelner Unternehmen aus-
schließt. (TZ 15)

 (3) Es wäre eine umfassende Datenbank als Grundlage für eine nach 
dem Rotationsprinzip erfolgende Beauftragung von Gutachter– und 
Rechtsberaterleistungen zu erstellen. (TZ 15)

 (4) Im Sinne der Transparenz von Vergabeentscheidungen wären 
Punktesysteme zur Bestbieterermittlung im Vorfeld genau festzu-
legen, eingehend zu prüfen und ihre Wirkungsweise im Sinne der 
gestellten Vorgaben sicherzustellen sowie vorgegebene Verfahren 
tatsächlich einzuhalten. (TZ 16)

 (5) Bei zukünftigen Standortentscheidungen wären die Kosten für 
angemietete Objekte den Kapitalkosten der Altobjekte inklusive 
deren Instandhaltungsinvestitionen gegenüberzustellen, um die 
Wirtschaftlichkeit solcher Projekte bewerten zu können. (TZ 17)

 (6) Für eine Dokumentation der einzelnen Entscheidungen wäre zu 
sorgen, um sowohl die Nachvollziehbarkeit als auch die Möglich-
keit einer späteren Evaluierung der Zielerreichung sicherzustellen. 
(TZ 17)

 (7) Künftige Mieter sollten frühzeitig in die Vertragsverhandlungen, 
insbesondere hinsichtlich der Festlegung der Bau– und Ausstat-
tungsbeschreibung, eingebunden werden. (TZ 24)

 (8) Die Planungsgrundlagen wären im Sinne einer echten Bedarfs-
orientierung zu erarbeiten und vorhandene Raumkapazitäten tat-
sächlich zu nützen. (TZ 24)

 (9) Für einen transparenten Ablauf von Projekten wäre Sorge zu 
tragen und übliche Instrumente des Projektmanagements anzuwen-
den. (TZ 25)

ÖBB–Gesellschaften
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 (10) Im Sinne der vertraglich festgelegten Vorgaben wäre eine mehr-
jährige Immobilienstrategie umgehend auszuarbeiten. (TZ 12, 30)

 (11) Im Hinblick auf das inzwischen erreichte Gebarungsvolumen 
und die damit verbundenen Aufgaben der ÖBB–Immobilienmanage-
ment Gesellschaft mbH wäre ehestmöglich das „Vier–Augen–Prin-
zip“ gesellschaftsintern sicherzustellen. (TZ 10)

 (12) Im Stellenbesetzungsverfahren wären alle maßgeblichen Infor-
mationen, wie die Auswahl und Beauftragung des Personalberaters, 
das Verfahren sowie die Kosten, nachvollziehbar zu dokumentieren. 
(TZ 7, 10)

 (13) Bei der Gestaltung der Geschäftsführerbezüge wäre auf tatsäch-
liche Leistungsanreize zu achten, weil Bonifi kationen nur bei Über-
schreitung des der Höhe des Grundbezuges entsprechenden Kern-
geschäfts gerechtfertigt sind. Weiters wäre auf eine ausgewogene, 
den Verantwortlichkeiten entsprechende Relation der Bezüge der 
Geschäftsführerin zu den Vorstandsbezügen der Muttergesellschaft 
zu achten. (TZ 9)

 (14) Die geplante und zum Teil schon in Verwendung befi ndliche IT–
Unterstützung für die Dokumentation sollte rasch umgesetzt bzw. 
weiter ausgebaut werden. Einer erfolgreichen IT–Anwendung sollten 
jedoch auch grundsätzliche Entscheidungen hinsichtlich der Doku-
mentationspfl ichten vorangestellt werden. (TZ 13)

 (15) Eine Datenbank, in der die Kenndaten der einzelnen Liegen-
schaftsverkäufe, aber auch weitergehende Informationen über Ver-
öffentlichung, Gutachtertätigkeit, Verkehrswert, Verkaufserlös usw. 
enthalten sind, wäre umgehend einzurichten. (TZ 13)

 (16) Einheitliche Standards für ein systematisches Dokumentenma-
nagement sollten erarbeitet werden. (TZ 13)

 (17) Eine nachvollziehbare Projektdokumentation als integrierender 
Bestandteil des Projektmanagements und unverzichtbares Element 
einer professionellen Abwicklung wäre einzurichten. (TZ 13)

 (18) Angesichts der Gebarungsumfanges der ÖBB–Immobilienma-
nagement Gesellschaft mbH und des spezifi schen Aufgabenbereichs 
wären die erforderlichen Ressourcen für Aufgaben der Innenrevi-
sion bereitzustellen. (TZ 14)

ÖBB–Infrastruktur 
Bau Aktiengesell-
schaft und ÖBB–Im-
mobilienmanagement 
Gesellschaft mbH
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 (19) Vor dem Hintergrund der selbst gesetzten Ziele, wie Opti-
mierung der internen Arbeitsabläufe und Verbesserung der Kom-
munikation der Mitarbeiter, sollte im Hinblick auf die enge Ver-
fl echtung der Aufgabengebiete der ÖBB–Immobilienmanagement 
Gesellschaft mbH zur ÖBB–Infrastruktur Bau Aktiengesellschaft als 
Muttergesellschaft eine Evaluierung der Standortentscheidung erfol-
gen. (TZ 18)

 (20) Abläufe von Verkaufsverfahren wären bereits im Vorfeld aus-
reichend klar darzulegen, Inhalt und Vorlagetermin der Bonitäts-
nachweise sollten vorgegeben und zeitgerecht einer dokumentierten 
Beurteilung unterzogen werden. (TZ 27)

 (21) Es wäre die Möglichkeit zu prüfen, für geplante Verkäufe die 
Zustimmung der Eigentümerin im Vorhinein unter Festlegung eines 
Mindesterlöses einzuholen. (TZ 27)

 (22) Beim Verkauf von Liegenschaften sollte durch eine umfas-
sende Interessentensuche eine größtmögliche Anzahl von Angebo-
ten erzielt und diese im Sinne des Wettbewerbs für ein optimales 
wirtschaftliches Ergebnis genutzt werden. (TZ 24)

Schlussbemerkungen/Schlussempfehlungen
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Österreichische Bundesbahnen1)

Aufsichtsrat

Vorsitzender

Dr. Wolfgang REITHOFER
(von 17. Mai 2004 bis 9. Februar 2005)

Mag. Martin HUBER
(von 9. Febuar 2005 bis 16. März 2005)

Stellvertreter des
Vorsitzenden

Franz RAUCH
(von 17. Mai 2004 bis 9. Februar 2005)

Wilhelm HABERZETTL
(von 17. Mai 2004 bis 9. Februar 2005)

Franz R. ROTTMEYER
(von 8. März 2001 bis 17. Mai 2004)

Dr. Wolfgang REITHOFER
(von 2. Mai 2002 bis 17. Mai 2004)

Mag. Rudolf FISCHER
(von 17. Mai 2004 bis 16. März 2005)

1)  Umfi rmierung Österreichische Bundesbahnen in ÖBB–Infrastruktur Bau AG am 
16. März 2005
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Vorstand

Dipl.–Bw. Rüdiger VORM WALDE
(von 1. August 2001 bis 31. Dezember 2004)

Vorsitzender

Ferdinand SCHMIDT
(von 1. August 2001 bis 31. Dezember 2004)

Dipl.–Ing. Dr. Alfred ZIMMERMANN
(von 1. Jänner 2003 bis 31. Dezember 2004)

Mag. Erich SÖLLINGER
(von 1. Mai 2003 bis 16. März 2005)

Dipl.–Ing. Thomas TÜRINGER
(von 1. Jänner 2005 bis 16. März 2005)

Dipl.–Ing. Dr. Georg–Michael VAVROVSKY
(von 1. Jänner 2005 bis 16. März 2005)

Mag. Gilbert TRATTNER
(von 1. Jänner 2005 bis 16. März 2005)

Mitglieder
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ANHANG
Entscheidungsträger

ÖBB–Immobilienmanagement Gesellschaft mbH

Aufsichtsrat

Vorsitzender Dr. Wolfgang REITHOFER
(von 31. Mai 2005 bis 29. Mai 2007)

Mag. Martin HUBER
(von 11. September 2007 bis 22. April 2008)

Stellvertreter des
Vorsitzenden

Mag. Gilbert TRATTNER
(seit 3. Mai 2007)

Dr. Siegfried DILLERSBERGER
(von 31. Mai 2005 bis 18. April 2007)

Geschäftsführung Mag. Michaela STEINACKER
(seit 1. Jänner 2005)
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ANHANG
Entscheidungsträger

Österreichische Bundesbahnen–Holding Aktiengesellschaft

Aufsichtsrat

Vorsitzender

Dipl.–Ing. Horst PÖCHHACKER
(seit 26. Juni 2007)

Stellvertreter des
Vorsitzenden

Dr. Siegfried DILLERSBERGER
(von 31. März 2004 bis 11. Mai 2007)

Dr. Wolfgang REITHOFER
(von 31. März 2004 bis 29. Mai 2007)

Dr. Johannes STROHMAYER
(von 31. März 2004 bis 13. April 2007)

Franz RAUCH
(seit 31. März 2004)

Wilhelm HABERZETTL
(seit 31. März 2004)

Dr. Eduard SAXINGER
(seit 26. Juni 2007)

Dipl.–Ing. Herbert KASSER
(seit 31. März 2008)
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Vorstand

Mag. Martin HUBER
(von 1. November 2004 bis 22. April 2008)

Mitglieder Mag. Erich SÖLLINGER
(seit 27. April 2004)

Vorsitzender

Gustav POSCHALKO
(seit 1. Dezember 2007)

Dipl.–Ing. Peter KLUGAR
(seit 1. Dezember 2007)
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ANHANG
Entscheidungsträger

ÖBB–Personenverkehr Aktiengesellschaft

Aufsichtsrat

Vorsitzender

Prof. Dr. Fredmund MALIK
(von 27. August 2004 bis 3. April 2007)

Dipl.–Ing. Horst PÖCHHACKER
(seit 29. Mai 2007)

Stellvertreter des
Vorsitzenden

Dr. Wolfgang REITHOFER
(von 27. August 2004 bis 25. August 2005)

Dipl.–Bw. Rüdiger VORM WALDE
(von 17. Mai 2004 bis 27. August 2004)

Dr. Brigitte EGGLER–BARGHER
(von 9. Mai 2007 bis 29. Mai 2007)

Mag. Erich SÖLLINGER
(von 25. August 2005 bis 10. Februar 2006)

Dr. Brigitte EGGLER–BARGHER
(von 24. April 2006 bis 9. Mai 2007)

Dr. Johannes STROHMAYER
(von 9. Mai 2007 bis 29. Mai 2007)

Mag. Josef HALBMAYR
(von 29. Mai 2007 bis 30. November 2007)

Dipl.–Ing. Dr. Friedrich ZIBUSCHKA
(seit 5. Dezember 2007)

III-18 der Beilagen XXIV. GP - Bericht - Hauptdokument 197 von 204



190 Bund 2009/1

Vorstand

Dipl.–Bw. Rüdiger VORM WALDE
(von 27. August 2004 bis 18. Jänner 2005)

Vorsitzender

Ferdinand SCHMIDT
(von 29. Mai 2004 bis 21. Oktober 2004)

Dkfm. Wilhelmine GOLDMANN
(von 18. Jänner 2005 bis 25. Juni 2007)

Dr. Stefan WEHINGER
(von 1. Oktober 2004 bis 31. März 2008)

Mag. Erich SÖLLINGER
(von 10. Februar 2006 bis 30. November 2007)

Mitglieder

Mag. Josef HALBMAYR
(seit 1. Dezember 2007)

Mag. Gabriele LUTTER
(seit 1. Dezember 2007)
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ANHANG
Entscheidungsträger

Rail Cargo Austria Aktiengesellschaft

Aufsichtsrat

Vorsitzender

Dr. Kari KAPSCH
(von 23. September 2004 bis 13. April 2007)

Dipl.–Ing. Horst PÖCHHACKER
(seit 26. Juni 2007)

Stellvertreter des
Vorsitzenden

Mag. Erich SÖLLINGER
(von 17. Mai 2004 bis 19. April 2006)

Dipl.–Bw. Rüdiger VORM WALDE
(von 17. Mai 2004 bis 23. September 2004)

Franz RAUCH
(von 19. April 2007 bis 26. Juni 2007)

Franz RAUCH
(von 19. April 2006 bis 9. Mai 2007)

Dr. Veronika KESSLER
(von 9. Mai 2007 bis 29. Mai 2007)

Franz RAUCH
(seit 26. Juni 2007)
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Vorstand

Mitglieder Mag. Erich SÖLLINGER
(von 19. April 2006 bis 31. Dezember 2007)

Ferdinand SCHMIDT
(seit 1. Oktober 2004)

Gustav POSCHALKO
(von 1. Oktober 2004 bis 31. Jänner 2008)

Dr. Günther RIESSLAND
(seit 1. Jänner 2008)

Friedrich MACHER
(seit 1. Februar 2008)
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ANHANG
Entscheidungsträger

Aufsichtsrat

Vorsitzender Mag. Martin HUBER
(von 16. März 2005 bis 22. April 2008)

ÖBB–Infrastruktur Bau Aktiengesellschaft

Stellvertreter des
Vorsitzenden

Mag. Rudolf FISCHER
(von 16. März 2005 bis 25. Mai 2007)

Vorstand

Mitglieder Dipl.–Ing. Thomas TÜRINGER
(von 16. März 2005 bis 18. Februar 2006)

Dipl.–Ing. Dr. Georg–Michael VAVROVSKY
(seit 16. März 2005)

Mag. Gilbert TRATTNER
(seit 16. März 2005)

Dipl.–Ing. Dr. Alfred ZIMMERMANN
(von 16. Februar 2006 bis 6. Dezember 2006)

Dr. Eduard SAXINGER
(seit 20. Juni 2007)
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ANHANG
Entscheidungsträger

ÖBB–Dienstleistungs Gesellschaft mbH

Mag. Erich SÖLLINGER
(seit 21. März 2005)

Aufsichtsrat

Vorsitzender

Stellvertreter des
Vorsitzenden

Geschäftsführung Dr. Wolfgang MOLDASCHL
(von 27. Mai 2004 bis 20. Juli 2004)

Mag. Martin HUBER
(von 7. Dezember 2004 bis 21. März 2005)

Dr. Wolfgang REITHOFER
(von 7. Dezember 2004 bis 21. März 2005)

Mag. Martin HUBER
(seit 21. März 2005)

Ing. Franz NIGL
(seit 7. März 2005)

Mag. Erich SÖLLINGER
(von 20. Juli 2004 bis 7. März 2005)

Ing. Franz NIGL
(von 4. November 2004 bis 7. März 2005)
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